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Finanzkalender

28. Mai
Bilanzpressekonferenz zum Geschäftsjahr 2007

28. Mai
Veröffentlichung Zwischenmitteilung
(Berichtszeitraum 01.01. bis 31.03.2008)

29. Mai
Veröffentlichung des Geschäftsberichts
für das Geschäftsjahr 2007

26. Juni
Einberufung der Hauptversammlung

13. August
Hauptversammlung

29. August
Veröffentlichung Halbjahresbericht
(Berichtszeitraum 01.01. bis 30.06.2008)

28. November
Veröffentlichung Zwischenmitteilung
(Berichtszeitraum 01.01. bis 30.09.2008)

Alle Angaben sind ohne Gewähr und vorbehaltlich kurzfristiger Änderungen. 
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BRIEF AN DIE AKTIONÄRE BERICHT DES AUFSICHTSRATS KONZERNLAGEBERICHT  KONZERNABSCHLUSS CORPORATE GOVERNANCE

Sehr geehrte Aktionäre,

unser unternehmerisches Handeln steht im Zeichen des steigenden Wettbewerbs. 

Eine Vielzahl neuer Anbieter agiert mit neuen Produkten im Markt – sei es mit regio-

nalem oder mit bundesweitem Auftritt. In zunehmendem Maße besitzt der Kunde 

die Möglichkeit, seinen Energieversorger nach ganz individuellen Bedürfnissen aus-

zuwählen. Und er tut dies auch, wie Kundenwechselstatistiken belegen. Hier gilt es 

mit leistungsfähigen und vor allem kundenorientierten Produkten, wettbewerbs-

fähigen Preisen und exzellentem Kundenservice zu überzeugen. 

Mainova hat sich im Geschäftsjahr 2007 erfolgreich im Wettbewerb behauptet. 

In kürzester Zeit haben wir neue Produkte entwickelt und neue Absatzgebiete und 

-kanäle erschlossen. Hierzu zählen die Online-Produkte Mainova Strom Direkt 

und Mainova Erdgas Direkt, die sich an sehr preisbewusste Privat- und Gewerbe-

kunden richten. Das Angebot haben wir zum 1. September 2007 erfolgreich auf 

einen Umkreis von rund 50 Kilometern um das Frankfurter Stadtgebiet ausgeweitet. 

Als äußerst wertvoll erwies sich dabei unsere Online-Expertise, die wir bereits im 

Jahr zuvor mit dem Angebot unseres Erdgasproduktes novagas in Bonn gewinnen 

konnten. Seit dem 1. Januar 2008 haben wir zudem unser neues Produkt novanatur 

in den Markt eingeführt. Mit novanatur – d. h. Naturstrom aus 100 % erneuerbaren 

Energiequellen unserer Region – adressieren wir preisbewusste Privat- und Gewerbe-

kunden, die zugleich Wert auf komplett CO2-frei erzeugten Strom legen. 

Im Ergebnis konnten wir seit Einführung unserer neuen Produkte mehr Kunden im 

Wettbewerb dazugewinnen als wir verloren haben. Darauf können wir stolz sein. 

Gleichzeitig blicken wir nach vorne. Wir werden unser Produktportfolio gemäß 

den Bedürfnissen der Kunden weiterentwickeln. Dabei liegt unser Schwerpunkt auf 

der Rhein-Main-Region – eine der wirtschaftlich bedeutendsten Metropolregionen 

Europas mit einer entsprechend großen Kundendichte. Hier besitzen wir die Nähe 

zu unseren Kunden und können deren spezifischen Belange am besten bedienen. 

Aus dieser Region heraus wollen wir zugleich aber auch wachsen, unser Vertriebs-

gebiet kontinuierlich ausweiten und zahlreiche weitere Neukunden gewinnen. Dabei 

ist es unsere Maxime, die Lieferantenwechselprozesse mit einem hohen Automatisie-

rungsgrad und im Sinne der Kunden schnell und reibungslos abzuwickeln.   

Wesentlich für unseren Geschäftserfolg im Wettbewerbsmarkt sind zudem unsere 

Beschaffungskonditionen. Diese optimieren wir im Stromgeschäft seit 2001 kontinu-

ierlich im Rahmen einer strukturierten Beschaffung und eines systematischen Risiko-

managements über unsere Stromhandelstochter Syneco. In der Gasbeschaffung 

haben wir das Nachfragepotenzial unserer Beteiligungsgesellschaft Gas-Union weiter 

gestärkt und wollen deren Lieferantenportfolio weiter diversifizieren. Parallel dazu 

starten wir in 2008 mit Gashandelsaktivitäten in nennenswertem Umfang. Hierbei 

verfolgen wir eine Strategie der Kooperation mit unseren Beteiligungsgesellschaften 

sowie mit kommunalen Partnern in der Region.

Trotz der Anstrengungen um eine permanente Steigerung unserer Leistungsfähigkeit 

und um die Erzielung wettbewerbsfähiger Beschaffungskonditionen stehen wir – wie 

auch die gesamte Energiebranche – unter dem Einfluss der stark steigenden Energie-

preise an den weltweiten Beschaffungsmärkten, die vor allem getrieben sind von der 

enormen Nachfrage aus Indien und China. Gleichwohl zählen wir im Vergleich zu 

anderen Energieversorgern in Deutschland und Hessen bei den Erdgastarifpreisen zu 

den günstigsten Anbietern. Im Vergleich der Tarifkundenpreise Strom befinden wir 

uns im Mittelfeld.    

Bei der NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH wird es durch die Mitte April 2008 

von der Bundesnetzagentur erteilte Genehmigung der Netzentgelte Strom bereits 

2008 zu weiteren Erlöseinbußen kommen. Die Entgeltbescheide Gas werden bis zur 

Jahresmitte 2008 erwartet. Ab Einführung der Anreizregulierung zum 1. Januar 2009 

sind weitere Erlösabsenkungen absehbar. Unsicher ist derzeit allerdings noch die 

konkrete Ausgestaltung der Vorgaben – insbesondere hinsichtlich des Benchmark zur 

Fest legung der unternehmensindividuellen Effizienz. Angesichts dieser Entwicklungen 

verfolgen wir unsere Strategie konsequent weiter: Kosten senken, regionale Koopera-

tionen vorantreiben und das Anlagevermögen auf Basis einer risikoorientierten Asset-

Strategie bewirtschaften. Dabei werden wir im Sinne der Bürger und unserer Kunden 

alles wirtschaftlich Mögliche tun, um die Netzsicherheit auf dem bestehenden hohen 

Niveau zu halten. 

Die ambitionierten Klimaschutzziele der Europäischen Union und der Bundesregie-

rung werden den deutschen Energiemix nachhaltig in Richtung Erneuerbarer Ener-

gien verändern. Um die Ziele zu erreichen bedarf es allerdings noch erheblicher 

Anstrengungen. Gerade für uns als Energieversorger besteht eine ökologische Verant-

wortung, die wir sehr Ernst nehmen. Aus Überzeugung engagieren wir uns daher seit 

langem systematisch für die Entwicklung und den Einsatz zukunftsweisender Energie-

techniken in unseren Erzeugungsanlagen, bei unseren Kunden und in der Region 

insgesamt. Dieses Engagement werden wir künftig intensivieren. Im Rahmen von 

Machbarkeitsstudien prüfen wir derzeit konkrete Investitionsalternativen – darunter 

auch Projekte, die wir in Kooperationen mit weiteren Partnern umsetzen können.

Umweltfreundlichen Strom erzeugen wir schon jetzt in unserem Biomassekraftwerk 

in Fechenheim sowie im Müllheizkraftwerk in der Frankfurter Nordweststadt. Hier 

entsteht im Zuge einer grundlegenden Sanierung eines der modernsten Müllheiz-

kraftwerke Deutschlands. Im Endausbau werden jährlich ca. 525.000 Tonnen Abfall 

für die Wärme- und Stromerzeugung in Kraft-Wärme-Kopplung genutzt. Zudem 
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starten wir Ende 2008 mit dem Bau einer Fernwärmeverbindungsleitung zwischen 

dem Müllheizkraftwerk und unserem Heizwerk am Universitätscampus Westend. 

Dadurch substituieren wir ab 2011 jährlich circa 100.000 Megawattstunden fossiler 

Brennstoffe durch Abwärme aus der Müllverbrennung und verringern den jährlichen 

CO2-Ausstoß um 23.000 Tonnen. In neueste Technologien und damit in den Klima-

schutz investieren wir ebenfalls mit unserer Beteiligung an der Gemeinschaftskraft-

werk Irsching GmbH. Das Kraftwerk wird mit einem hohen, umweltfreundlichen 

Wirkungsgrad von 58 Prozent zu den energieeffizientesten aller erdgasgefeuerten 

Kraftwerke in Deutschland gehören. Den Grundstein für das Kraftwerk haben wir im 

November 2007 gelegt.

Auch im Bereich der Energieeffizienz und der Energieeinsparung sind wir seit langem 

kompetenter Berater unserer Kunden vor Ort. So bieten wir als neuen Service für 

Haus- und Wohnungseigentümer ab Mitte 2008 auf unserer Internetseite die Ausstel-

lung des Energieausweises entsprechend der Vorgaben der Energieeinsparverord-

nung an.

 

Mit unserer Geschäftstätigkeit haben wir im Jahr 2007 folgende Ergebnisse 

erzielt: Die Umsatzerlöse des Mainova-Konzerns sanken 2007 um 5,4 Prozent auf 

1,50 Mrd. Euro. Dies resultiert im Wesentlichen aus einem witterungsbedingten 

Absatzrückgang im Gasgeschäft. Der Materialaufwand sank in Summe um 6,2 Prozent 

auf 1,11 Mrd. Euro. Hier zeigten sich absatzbedingt geringere Bezugskosten für Gas 

und Brennstoffe in unseren eigenen Kraftwerken, während die Strombezugskosten 

deutlich anstiegen. Das Rohergebnis ging um 13,2 Mio. Euro zurück. Das Ergebnis 

aus at equity Beteiligungen hat sich um 13,8 Mio. Euro verschlechtert – insbesondere 

auf Grund der außerplanmäßigen Wertminderung des Beteiligungsbuchwerts der 

Stadtwerke Hanau GmbH in Höhe von 20,9 Mio. Euro. 

Der Mainova-Konzern erzielte im Geschäftsjahr 2007 ein um 17,1 Mio. Euro ver-

mindertes Ergebnis vor Ertragsteuern von 98,9 Mio. Euro. Der Rückgang ergibt 

sich vor allem aus einem deutlich geringeren Ergebnis im Strom- und Gasgeschäft. 

Gleichwohl hat sich das Ergebnis nach Ertragsteuern von 52,5 Mio. Euro auf 

115,5 Mio. Euro mehr als verdoppelt. Hier wirkte sich die im Vorjahr berücksichtigte 

steuerliche Außenprüfung sowie die durch die Unternehmenssteuerreform ausgelöste 

Senkung der latenten Steuerlast aus. Aus dem Konzernjahresüberschuss von 

115,5 Mio. Euro sind 2,2 Mio. Euro (Vorjahr 3,2 Mio. Euro) den Minderheitsgesell-

schaftern im Konzern zuzurechnen. Aus dem verbleibenden der Mainova zuzu-

rechnenden Konzernjahresüberschuss wurde auf Grund des bestehenden Gewinn-

abführungs vertrags der handelsrechtliche Gewinn von 61,2 Mio. Euro an die 

Stadtwerke Frankfurt am Main Holding GmbH (SWFH) abgeführt und 52,0 Mio. Euro 

den Gewinnrücklagen des Konzerns zugeführt. Diese Zuführung zum Eigenkapital 

resultiert im Wesentlichen aus der Verminderung der latenten Steuerverbindlich-

keiten. Die außen stehenden Aktionäre der Mainova AG erhalten von SWFH eine 

unveränderte Garantiedividende von 9,48 Euro je Stückaktie. 

Der Mainova-Konzern hat 2007 mit einem Volumen von 92 Mio. Euro erneut erheb-

liche Investitionen getätigt. Schwerpunkte waren der Ausbau der Erzeugung und 

der Netze sowie die Investitionen in Beteiligungen. Hierzu zählen insbesondere die 

Einzahlung in die Kapitalrücklage bei der Gemeinschaftskraftwerk Irsching GmbH 

sowie die Kapitalerhöhung und der Erwerb neuer Anteile bei unserer Handelstochter 

Syneco GmbH & Co. KG.

Die Mainova Aktie zeigte sich im Geschäftsjahr 2007 stabil. Ihr Wert stieg im Jahres-

verlauf um rund vier Prozent von 355 auf 370 Euro.

Um unser Ergebnis nachhaltig zu steigern und unsere Marktposition weiter auszu-

bauen, wollen wir unseren eingeschlagenen Weg konsequent weitergehen und den 

Mainova-Konzern durch das ständige Optimieren des Kerngeschäfts sowie durch 

Kooperationen auf allen Wertschöpfungsstufen stärken. Darüber hinaus wollen wir 

den Blick weiter nach vorn richten und künftig ertragsstarke neue Wachstumsfelder 

erschließen. Hierfür führen wir derzeit konkrete Machbarkeitsstudien durch. Unser 

Ziel ist es, die benötigte Expertise systematisch aufzubauen und unsere Geschäfts-

tätigkeit durch innovative Ideen nachhaltig zu sichern.

Wir sind sicher, mit Hilfe des Engagements und der Leistungsorientierung aller 

unserer Mitarbeiter, die vielfältigen Herausforderungen der Energiemärkte auch in 

Zukunft erfolgreich meistern zu können.

Frankfurt am Main, im Mai 2008

Mainova Aktiengesellschaft

Dr. Constantin Alsheimer Lothar Herbst Joachim Zientek
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Der Aufsichtsrat hat im Berichtsjahr die Geschäftsführung der Gesellschaft gemäß 

den ihm nach Gesetz und Satzung obliegenden Aufgaben überwacht und beratend 

begleitet. Dabei war er in alle Entscheidungen von grundlegender Bedeutung für das 

Unternehmen eingebunden. Der Vorstand hat den Aufsichtsrat regelmäßig, zeitnah 

und umfassend durch schriftliche Beschluss- und Berichtsvorlagen informiert. Diese 

Informationen waren fortlaufend von mündlichen Berichten und Auskünften beglei-

tet und ergänzt.

Zwischen der Vorsitzenden des Aufsichtsrats und dem Vorstandsmitglied, das die 

Kontakte zu den Unternehmensorganen koordiniert, fanden regelmäßige Beratungs-

gespräche statt. Die Schwerpunkte der Beratungen und Beschlussfassungen des Auf-

sichtsrats waren die laufende Geschäftsentwicklung und die wirtschaftliche Lage des 

Unternehmens, die Unternehmensplanung und -strategie sowie die Risikosituation 

einschließlich des Risikomanagements des Unternehmens.

Der Aufsichtsrat tagte im Geschäftsjahr 2007 in fünf ordentlichen Sitzungen. Sämt-

liche Aufsichtsratsmitglieder nahmen mindestens an der Hälfte der Sitzungen teil. 

Im Durchschnitt lag die Präsenz bei nahezu 90 %.

Im März 2007 wurden die Vorausschau auf den Jahresabschluss 2006 sowie die vor-

aussichtliche Geschäftsentwicklung im Jahr 2007 ausführlich erörtert. Gegenstand 

der Berichterstattung war außerdem die Einführung des Tarifvertrages Versorgungs-

betriebe. Der Aufsichtsrat erteilte die Zustimmung zu einer Anpassung der Strom-

preise ab 1. Juli. Auch verabschiedete er Ergänzungen der Corporate Governance 

Erklärung und den Corporate Governance Bericht.

In seiner Sitzung vom Juni 2007 billigte der Aufsichtsrat Jahres- und Konzern-

abschluss für das Geschäftsjahr 2006, womit der Jahresabschluss festgestellt war. 

Daneben hat der Vorstand das weitere Vorgehen der Landeskartellbehörde im Ver-

fahren Wasserpreise dargestellt und ausführlich über das Beteiligungsangebot an 

der MVV Energie AG berichtet. Der Vorstand stattete zudem den Technikbericht ab. 

Er informierte über neueste Entwicklungen beim Projekt Gemeinschaftskraftwerk 

Irsching.

Seine Zustimmung erteilte der Aufsichtsrat zu einer Kapitalerhöhung bei der Syneco 

GmbH & Co. KG im Zuge der Ausweitung der Geschäftstätigkeit der Syneco Trading 

GmbH im Strom- und Derivatgeschäft. Der Aufsichtsrat schloss sich außerdem der 

Empfehlung des Vorstandes an, der Hauptversammlung vorzuschlagen, einen Ergeb-

nisabführungsvertrag zwischen dem Mutterhaus und der neu gegründeten Tochter-

gesellschaft StraßenBeleuchtung Rhein-Main GmbH zu schließen.

Der Aufsichtsrat hat sich im August 2007 über die laufende Geschäftsentwicklung 

des Unternehmens informiert.

Gegenstand der Sitzung im September 2007 waren neben den turnusmäßig zu ertei-

lenden Berichten über die wirtschaftliche Lage und Entwicklung des Unternehmens, 

die Neuordnung des Erdgasbezugs der Mainova AG.

In seiner Sitzung im Dezember 2007 hat der Aufsichtsrat zum Jahresende dem Wirt-

schaftsplan für das Geschäftsjahr 2008 zugestimmt und die mittelfristige Erfolgs-

vorschau bis zum Jahr 2012 beraten. Zustimmung fanden auch der Wegenutzungs-

vertrag Gas und der Straßenbeleuchtungsvertrag zwischen der Mainova AG und der 

Stadt Frankfurt am Main. Beschlossen wurde das weitere Vorgehen in den Verfahren 

Wasserpreise und Netznutzungsentgelte.

Zu den regelmäßig wiederkehrenden Themen im Aufsichtsrat gehörten die aktuelle 

Situation an den Vertriebs- und Beschaffungsmärkten, die Investitionen in Erzeu-

gungs- und Verteilungsanlagen, die Regulierung der Netznutzungsentgelte Strom 

und Gas durch die Bundesnetzagentur, der Adressrisikopool der Syneco Trading 

GmbH, die Zunahme des Wettbewerbs im Vertriebsgeschäft, mögliche strategische 

Kooperationen mit anderen Energieversorgungsunternehmen sowie das Risikoma-

nagement und der Sachstand im Projekt Ergebnisverbesserung.

Dem Aufsichtsrat stehen vier Ausschüsse beratend zur Seite: Das Präsidium, der Wirt-

schafts-, Finanz- und Prüfungsausschuss, der Personalausschuss und der Vermitt-

lungsausschuss nach dem Mitbestimmungsgesetz. Nach Abhalten der notwendigen 

Sitzungen haben die jeweiligen Ausschussvorsitzenden in den Aufsichtsratssitzungen 

regelmäßig und ausführlich über die geleistete Ausschussarbeit berichtet.

Das Präsidium hat im Geschäftsjahr 2007 zweimal getagt und sich mit Vorstands-

angelegenheiten, insbesondere mit der Vorstandsvergütung befasst.

Der Wirtschafts-, Finanz- und Prüfungsausschuss hielt in 2007 zwei Sitzungen ab, 

in denen Themen vorberaten und Beschlussempfehlungen an den Aufsichtsrat aus-

gesprochen wurden. Themenschwerpunkte bildeten Investitionsvorhaben und die 

Berichte zur wirtschaftlichen Lage und Entwicklung des Unternehmens. Besondere 

Beachtung fanden die Abschlüsse für das Geschäftsjahr 2006, die geschäftliche Ent-

wicklung des laufenden Jahres, der Wirtschaftsplan für das Geschäftsjahr 2008 

und die mittelfristige Erfolgsvorschau bis 2012.

Der Personalausschuss tagte im Jahr 2007 zweimal. Er prüfte und befürwortete den 

Personalbericht wie auch den Bericht zur Arbeitssicherheit aus dem Geschäftsjahr 

2006 sowie die kurz- und mittelfristige Planung der Personalstärke und der Personal-

kosten. 
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Am 29. März 2007 schied Herr Stadtkämmerer a. D. Horst Hemzal durch Nieder-

legung seiner Ämter als Mitglied des Aufsichtsrats aus. Zu seinem Nachfolger wurde 

Herr Stadtkämmerer Uwe Becker zunächst gerichtlich bestellt, dann durch Beschluss 

der ordentlichen Hauptversammlung 2007 gewählt.

Mit Wirkung zum 29. August 2007 schied Herr Dr. Herbert Rüben durch Nieder-

legung seiner Ämter als Mitglied des Aufsichtsrats aus. Zu seinem Nachfolger wurde 

Herr Ewald Woste entsprechend des Beschlusses der ordentlichen Hauptversamm-

lung 2007 gewählt.

Der Aufsichtsrat dankt den ausgeschiedenen Mitgliedern für die vertrauensvolle 

Zusammenarbeit und ihr außerordentlich erfolgreiches und langjähriges Engagement 

zum Wohle des Unternehmens.

Herr Joachim Zientek wurde in der Märzsitzung des Aufsichtsrats mit Wirkung ab 

dem 1. Januar 2008 für eine weitere Amtszeit von fünf Jahren zum Mitglied des Vor-

stands der Mainova AG bestellt. 

Die für den 29. August 2007 einberufene Hauptversammlung wählte die KPMG Deut-

sche Treuhand-Gesellschaft Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft als 

Abschlussprüfer. In Umsetzung dieses Beschlusses erhielt die Gesellschaft von der 

Vorsitzenden des Aufsichtsrats den schriftlichen Auftrag zur Prüfung des Jahres- und 

Konzernabschlusses der Mainova AG für das Geschäftsjahr 2007.

Die Unterlagen zum Jahres- und Konzernabschluss wurden sowohl in der Sitzung 

des Wirtschafts-, Finanz- und Prüfungsausschusses am 21. Mai 2008 als auch in der 

Sitzung des Aufsichtsrats am 27. Mai 2008 ausführlich erörtert. Der Abschlussprüfer 

berichtete dabei über die wesentlichen Ergebnisse seiner Prüfung und erteilte ergän-

zende Auskünfte.

Der Aufsichtsrat hat sich durch eigene eingehende Prüfung davon überzeugt, dass 

die Buchführung der Mainova AG, ihr Jahres- und Konzernabschluss sowie der Lage-

bericht des Vorstands einschließlich des Konzernlageberichts von der KPMG geprüft 

und mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen worden sind.

Dem Ergebnis der Prüfung stimmte der Aufsichtsrat zu. Der Aufsichtsrat hat den 

Jahres- und Konzernabschluss gebilligt. Damit wurde der Jahresabschluss festgestellt.

Auf Grund eines Gewinnabführungsvertrages ist an den Mehrheitsgesellschafter 

Stadtwerke Frankfurt am Main Holding GmbH das Jahresergebnis abzuführen. Es 

beläuft sich, abzüglich der vertragsgemäß bereits gezahlten Steuerumlage sowie der 

auf die Ausgleichszahlung an außenstehende Aktionäre entfallenden Ertragssteuern, 

auf 61,2 Mio. Euro (Vorjahr 55,6 Mio. Euro). Die Ausgleichszahlung des Mehrheits-

aktionärs an die außenstehenden Aktionäre beträgt unverändert zum Vorjahr 

9,48 Euro je Stückaktie.

Der Aufsichtsrat dankt dem Vorstand, dem Betriebsrat und allen Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern für die geleistete Arbeit in einem erfolgreichen Geschäftsjahr 2007.

Frankfurt am Main, den 27. Mai 2008

Für den Aufsichtsrat

Dr. h. c. Petra Roth 

(Vorsitzende)

Besetzung des 

Aufsichtsrats und des 

Vorstands

Jahresabschluss und 

Gewinnabführung 
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Als börsennotierte Aktiengesellschaft hat die Mainova Aktiengesellschaft (Mainova) 

ihren Konzernabschluss nach den International Financial Reporting Standards (IFRS), 

wie sie in der Europäischen Union (EU) anzuwenden sind, und den ergänzend nach 

§ 315a Abs. 1 HGB zu beachtenden handelsrechtlichen Vorschriften aufgestellt. 

Geschäft und Rahmenbedingungen

Der Mainova-Konzern ist in der Versorgung mit leitungsgebundenen Energieträgern 

und Wasser, Telekommunikation sowie in artverwandten Dienstleistungen tätig.

Über insgesamt rund 740.000 Verbrauchsstellen versorgen Mainova und ihre Tochter-

unternehmen im Gebiet der Stadt Frankfurt am Main ihre Kunden mit Strom, Gas, 

Wasser sowie in Teilgebieten mit Wärme bzw. Kälte sowie in 44 Städten und Gemein-

den in der Rhein-Main-Region und Unterfranken mit Erdgas. Außerdem liefern wir 

hier wie in Oberhessen Erdgas an 17 örtliche und regionale Gasversorger. Über 

unsere Beteiligungsgesellschaften in Südthüringen beliefern wir außerdem Endkun-

den im Erdgas-, Wärme- und Stromgeschäft. Außerhalb unseres Netzgebietes bieten 

wir Strom für Geschäftskunden bundesweit und seit Ende 2006 auch Erdgas außer-

halb unseres eigenen Versorgungsnetzes an.

Konzernstruktur

Der Mainova-Konzern hat bereits frühzeitig die organisatorische, buchhalterische 

und gesellschaftsrechtliche Entflechtung seines Erzeugungs-, Netz- und Vertriebsbe-

reiches umgesetzt und drei Tochtergesellschaften gegründet: die Netzdienste Rhein-

Main GmbH (NRM), die Mainova ServiceDienste GmbH (MSD) und die Mainova 

EnergieDienste GmbH (MED). Mit der Gründung der Netzgesellschaft haben wir die 

rechtliche Unternehmensentflechtung umgesetzt, die gemäß Energiewirtschafts-

gesetz (EnWG) erst zum 1. Juli 2007 zur Pflicht wurde. MSD und MED haben mit der 

Mainova Gewinnabführungsverträge abgeschlossen.

Die Gesellschaften sind bewusst so konzipiert, dass auch weitere Partner aufge-

nommen werden können. Unsere Beteiligungsgesellschaft Stadtwerke Hanau GmbH 

(SWH) hält einen Anteil von 10 % an der Netzgesellschaft. Seit 1. Januar 2006 ist 

NRM Pächterin der Elektrizitäts- und Gasversorgungsnetze der Mainova und der 

SWH und betreibt diese auf eigene Rechnung, während für die Fernwärme- und 

Wasserversorgungsnetze die Betriebsführung übernommen wird. Seit 1. Juli 2007 

verpachtet auch die Gasversorgung Main-Spessart GmbH (GMS) ihren Netzbereich 

an die NRM, die bereits seit 1. Oktober 2006 die Betriebsführung übernommen 

hatte. 

Konjunkturelle und energiepolitische 
Rahmenbedingungen

Nach einem starken wirtschaftlichen Aufschwung im Jahr 2006 mit einem Anstieg 

des Bruttoinlandsproduktes um 2,9 % ist die deutsche Wirtschaft nach Aussage 

des Statistischen Bundesamtes auch in 2007 erneut kräftig gewachsen. Das Brutto-

inlandsprodukt nahm trotz der dämpfenden Effekte der Umsatzsteuererhöhung und 

der Verunsicherungen durch die im Sommer 2007 eintretende Krise auf den Finanz-

märkten um 2,5 % zu. Getragen wurde die wirtschaftliche Entwicklung von einer 

deutlichen Zunahme der Ausrüstungsinvestitionen und von einer anhaltend hohen 

Nachfrage aus dem Ausland. Die Exporte stiegen erneut kräftig um 8,3 %. Die priva-

ten Konsumausgaben gingen leicht zurück (-0,3 %). Die sehr gute Beschäftigungs- 

und Einkommensentwicklung wirkte hierbei gegenläufig zur Umsatzsteuererhöhung. 

Diese führte neben überdurchschnittlichen Preissteigerungen bei Haushaltsenergie 

und Kraftstoffen sowie deutlich anziehenden Preisen für Nahrungsmittel zu einem 

Anstieg der Verbraucherpreise um 2,2 %. Dämpfend wirkten auf die Öl- und Kohle-

preisentwicklung die Schwäche des Dollars sowie ein zu Jahresbeginn 2007 zunächst 

noch niedriges Ölpreisniveau. Zudem sorgten rückläufige Preise bei der Nachrichten-

übermittlung für eine Milderung des Verbraucherpreisanstiegs.

Nach vorläufigen Berechnungen der Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen (AGEB) 

sank der Energieverbrauch in 2007 im Vergleich zum Vorjahr deutlich um 5 % auf 

472 Mio. Tonnen Steinkohleeinheiten – ein Niveau das zuletzt Ende der siebziger 

Jahre erreicht wurde. Hierzu führten nach Ansicht der AGEB die hohen Jahresdurch-

schnittstemperaturen vor allem in den ersten vier Monaten des Jahres sowie das 

anhaltend hohe Energiepreisniveau. Infolgedessen sank der Verbrauch an Mineralöl 

(-9,7 %) und Erdgas (-4,5 %). Stein- und Braunkohle konnten ihren Beitrag zur 

Energiebilanz leicht erhöhen (+1,5 % bzw. +2,8 %). Der Beitrag der Kernenergie sank 

deutlich (-16,1 %), da einige Kraftwerke nicht oder nur teilweise in Betrieb waren. 

Die erneuerbaren Energien steigerten ihren Beitrag zum Energieverbrauch (+14,8 %) 

vor allem infolge des weiteren Ausbaus der Windenergie und günstiger Witterungs-

verhältnisse.
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Am Ölmarkt wurde der aufgrund der weltweit milden Witterung nachfragebedingte 

Abwärtstrend Mitte Januar 2007 gestoppt. Nach rund 57 US-Dollar pro Barrel lag 

das Preisniveau für Rohöl (Brent) im Juli 2007 bereits wieder bei über 75 US-Dollar 

pro Barrel. Ende Juli führten Verkäufe von Spekulanten aufgrund der Nervosität an 

den Finanzmärkten zu einem zwischenzeitlichen Tief von rund 68 US-Dollar pro 

Barrel. Nachdem sich die Lage dort wieder beruhigt hatte, setzte sich der Aufwärts-

trend bis zum Jahresende 2007 wieder kräftig fort. Das Preisniveau stieg auf rund 

100 US-Dollar pro Barrel. Hintergrund hierfür war einerseits die anhaltend robuste 

Nachfrage nach Mineralölprodukten weltweit, andererseits die Angst davor, dass 

politi sche Spannungen zwischen dem Irak und der Türkei oder der andauernde 

Atomstreit mit dem Iran zu Lieferstörungen am Ölmarkt führen könnten. Zusätzlich 

machte sich die Sorge breit, ein strenger Winter auf der nördlichen Erdhalbkugel 

könnte die Nachfrage noch stärker ankurbeln. Der an die Ölpreise gekoppelte Grenz-

übergangspreis für Erdgas folgte der Entwicklung der Ölpreise mit Zeitabstand.

Die internationalen Kohlepreise haben ihren im Frühjahr begonnenen Aufwärtstrend 

im Jahresverlauf 2007 ungebremst fortgesetzt. Neben dem anhaltend hohen Bedarf 

aus Asien haben die weiter bestehenden Probleme beim Transport auf Land sowie 

beim Verladen auf Seeschiffe in wichtigen Förderländern (u. a. Australien) zu einer 

Angebotsverknappung bei Kohle geführt. Darüber hinaus hält auch der Aufwärts-

trend bei den Seefrachten an, wo sich nicht nur die Nachfrage nach Transportkapa-

zitäten für Kohle, sondern auch für andere Güter wie Eisenerz oder Getreide stark 

bemerkbar gemacht hat. Alle Faktoren zusammen genommen sind die Kohlenotie-

rungen von 68 US-Dollar pro Tonne zu Jahresbeginn auf ein Niveau von über 

100 US-Dollar pro Tonne für die Lieferung im nächsten Kalenderjahr angestiegen.

Die Preise für CO2-Emissionszertifikate für die erste Handelsperiode konvergierten 

in 2007 aufgrund des erwarteten Überschusses an Zertifikaten gegen Null. Für die 

zweite Handelsperiode (2008-2012) wird von einer Knappheit an CO2-Rechten aus-

gegangen, nachdem die EU-Kommission sukzessive die Nationalen Allokationspläne 

geprüft und dabei teilweise erhebliche Kürzungen vorgenommen hat. Nach dem 

vom Bundesrat im Juli 2007 beschlossenen Zuteilungsgesetz 2012 beträgt die zuläs-

sige Gesamtmenge für den deutschen Markt ab 2008 pro Jahr 453,1 Mio. Tonnen 

CO2, d. h. 57 Mio. Tonnen pro Jahr weniger als für die erste Handelsperiode. Gemes-

sen am Erfüllungsfaktor werden die Stromerzeugungsunternehmen (-15 %) im Ver-

gleich zur Industrie (-1,25 %) mit überdurchschnittlichen Kürzungen in der Zuteilung 

belastet. Ferner wurde im Juni 2007 im Bundestag beschlossen, dass circa 40 Mio. 

Zertifikate pro Jahr verkauft oder spätestens ab 2010 versteigert werden. Die EU-

Kommission fordert im Rahmen ihres Nachhaltigkeitspakets vom 23. Januar 2008 

sogar eine vollständige Versteigerung ab 2013. Die CO2-Zertifikatepreise für die 

zweite Handelsperiode stiegen seit September 2007 im Einklang mit den Stromprei-

sen auf rund 23 Euro pro Tonne am Jahresende 2007. Da die Versorger zu wenig Ver-

schmutzungsrechte für die zweite Handelsperiode erhalten werden, erwerben sie im 

Rahmen der Vermarktung der eigenerzeugten Strommengen gleichzeitig die dazu 

benötigten CO2-Rechte und sorgen somit für einen Anstieg der Notierungen. 

Gedämpft wird die Aufwertung durch ein steigendes Angebot an Zertifikaten, die 

aus CO2-Verminderungs projekten (Clean Development Mechanism, Joint Implemen-

tation) stammen. In Deutschland können diese Projekte bis zu einem Umfang von 

20 % der Gesamtzuteilungsmenge von 453,1 Mio. Tonnen zur Erfüllung der CO2-

Verpflichtungen im Rahmen des EU-Emissions handels verwendet werden. Die kon-

krete Zuteilung der Zertifikate an die Unternehmen steht noch aus.

Der Stromgroßhandelsmarkt zeigte im Jahr 2007 eine hohe Preisvolatilität. 

Von Jahres beginn bis Mitte Februar 2007 sind die Terminpreise für Bandlieferungen 

im Grundlastbereich in den Jahren 2008 bis 2010 zunächst um gut 10 % auf rund 

51 bis 53 Euro pro Megawattstunde ge fallen. Gründe für diese Preisentwicklungen 

waren vornehmlich niedrigere Terminpreise für die zur Stromerzeugung eingesetzten 

Brennstoffe Öl, Gas und Kohle sowie rückläufige CO2-Zertifikatepreise. Unterstützt 

wurde der Verlauf der Stromterminpreise vom ausgesprochen niedrigen Spotmarkt-

Preisniveau als Folge des sehr milden Winters. Im weiteren Jahresverlauf stiegen 

die Terminpreise wieder deutlich und erreichten Mitte Juni 2007 bis zu 57 Euro 

pro Megawattstunde. Unterstützung kam insbesondere von den CO2-Zertifikaten, 

aber auch von anziehenden Öl- und Kohlepreisen. Nach einem kurzen Abwärtstrend 

entwickelten sich die Stromterminpreise seit Anfang September wieder steil nach 

oben. Auslöser waren die spürbar ansteigenden Brennstoffpreise, insbesondere für 

Kohle, die die zukünftigen Kosten der Strom erzeugung in die Höhe trieben, sowie 

verstärkte Käufe von Endverbrauchern und Spekulanten. Zum Jahresende bewegten 

sich die Strom terminpreise auf einem Niveau von rund 60 Euro pro Megawattstunde 

seitwärts.

Wie vom Europäischen Rat auf seiner Frühjahrstagung gefordert, hat die Kommission 

am 19. September 2007 das dritte Energiebinnenmarktpaket verabschiedet. Wesent-

licher Inhalt ist die Forderung nach einer Entflechtung der Übertragungsnetze Strom 

und Gas zur Gewährleistung eines diskriminierungsfreien Netzzugangs. Die Kommis-

sion präferiert die Umsetzung über eine eigentumsrechtliche Entflechtung und hat 

alternativ die Übertragung des Netzbetriebes auf einen unabhängigen Netzbetreiber 

vorgeschlagen. Auf der Sitzung des Energieministerrates am 3. Dezember 2007 

wurden diese Vorschläge von mehreren Mitgliedstaaten – insbesondere von Deutsch-

land, Frankreich und Österreich – erneut stark kritisiert. Ende Januar 2008 haben 

Deutschland und sieben weitere EU-Staaten der EU-Kommission einen Alternativ-

vorschlag zur Entflechtung der Übertragungsnetze (EEU-Effective and Efficient 

Unbundling of TSO) vorgelegt. Kernpunkte sind eine effektive Unabhängigkeit des 

Übertragungsnetzbetreibers vom Mutterunternehmen (strukturell und personell) 

sowie die Erstellung von dreijährigen, verbindlichen Investitionsplänen, deren Umset-

zung die Regulierungs behörden gegenüber dem Übertragungsnetzbetreiber durch-

setzen oder notfalls ausschreiben kann. Die EU-Kommission hat deutlich gemacht, 

dass der vorgeschlagene „Dritte Weg“ nicht ausreichend ist. Auf dem EU-Gipfel Mitte 

März 2008 wurde beschlossen, noch bis zum Juni 2008 eine Einigung zu erzielen, 
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sodass das Paket bis Ende 2008 im Europäischen Rat und im Europäischen Parlament 

verabschiedet werden kann.

Als Ergänzung zum 3. Energiebinnenmarktpaket hat die Europäische Kommission 

am 23. Januar 2008 ein Nachhaltigkeitspaket vorgelegt. Dieses setzt die Vorgaben 

des Europäischen Rates vom 8. und 9. März 2007 zum Klimaschutz um (bis 2020: 

Re duzierung der Treibhausgasemissionen um 20 % bis 30 %, Steigerung des Anteils 

Erneuerbarer Energien am Energieverbrauch um 20 % und Steigerung der Energie-

effizienz um 20 %). Konkrete Zielvorgabe für Deutschland ist die Senkung der Treib-

hausgasemissionen um 14 % im Zeitraum 2005 bis 2020 sowie die Steigerung des 

Anteils Erneuerbarer Energien auf 18 % bis 2020.

Das Bundeskabinett hat in seiner Klausur am 23. und 24. August 2007 in Meseberg 

ein 29 Einzelmaßnahmen umfassendes Klima- und Energiepaket verabschiedet. 

Mit diesen Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung, die bis 2020 gesteckten 

deutschen Ziele zur Emissionsminderung (-40 %), zum Ausbau der Stromerzeugung 

aus Erneuerbaren Energien (+25–30 %) und zur Steigerung der Energieeffizienz 

(+20 %) umzusetzen und eine Vorreiterrolle im internationalen Klimaschutz einzu-

nehmen. Die Ziele stehen jeweils im Einklang mit den europäischen Klimaschutz-

zielen. Am 5. Dezember 2007 hat das Bundeskabinett insgesamt 14 Gesetzes- und 

Verordnungsvorlagen verabschiedet. Ein zweites Paket soll im Mai 2008 beschlossen 

werden. Wesentliche Punkte sind:

•  Kraft-Wärme-Kopplung: Mit der Novellierung des KWK-Gesetzes sollen die 

Modernisierung und der Zubau von KWK-Anlagen mit rund 750 Mio. Euro pro 

Jahr gefördert werden. Auch der Ausbau der Nah- und Fernwärmenetze wird mit 

einem Volumen von 150 Mio. Euro in die Förderung einbezogen. Ziel ist es, den 

KWK-Anteil an der Stromerzeugung von derzeit rund 12 % bis 2020 auf 25 % 

zu erhöhen.

•  Erneuerbare Energien: Um den Anteil der Erneuerbaren Energien an der Strom-

erzeugung von derzeit rund 13 % bis 2020 auf 25 % bis 30 % zu erhöhen, erfährt 

das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) eine Novellierung. Ferner soll der Anteil der 

Erneuerbaren Energien am Wärmeverbrauch in Gebäuden, die nach dem 1. Januar 

2009 fertig gestellt werden, bis 2020 auf 14 % gesteigert werden. Das hierzu 

geplante Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) bezieht dabei alle Ener-

gieträger aus Erneuerbarer Energie sowie KWK ein und setzt zudem Anreize zur 

Verbreitung von Wärmenetzen – inklusive einer Ermächtigung der Gemeinden, 

Grundstücke ausschließlich an das Nah- oder Fernwärmenetz anzuschließen und 

daraus zu versorgen. Angesichts dieser Maßgaben ist bei Erschließungen künftig 

stärker als bisher die Vorteilhaftigkeit von Gasnetzen im Vergleich zu geförderten 

Wärmenetzen abzuwägen.

•  Biogaseinspeisung: Durch die Novellierung der Gasnetzzugangsverordnung soll 

das Ziel, den Anteil von Biogas am Erdgasverbrauch bis 2020 auf 6 % zu erhöhen, 

unterstützt werden.

•  Intelligente Messverfahren für den Stromverbrauch: Eine zeitgenaue Ver-

brauchsanalyse als Voraussetzung für Stromeinsparungen sowie für die Optimie-

rung von Energiedienstleistungen (Contracting) ist Motivation für die geplante 

vollständige Öffnung des Mess- und Zählwesens für den Wettbewerb. Erklärtes Ziel 

ist zudem die Einführung einer intelligenten Zählertechnik sowie die Erschließung 

preislicher Vorteile für den Kunden. Dieser soll künftig in der Lage sein, nicht nur 

den Messstellenbetrieb, sondern auch die Messung selbst durch Dritte durchführen 

zu lassen.

•  Emissionsarme Kraftwerkstechnologien: Mit Blick auf die Luftreinhaltung ist eine 

Verpflichtung zum Einsatz modernster Emissionsminderungseinrichtungen entspre-

chend der sich entwickelnden Anlagentechnik geplant. Ferner soll die Machbarkeit 

der Technologie zur Abscheidung und Speicherung von CO2 geprüft werden.

•  Energieeffizienz im Gebäudebereich: Eine Novellierung der Energieeinspar-

verordnung (EnEV) zielt auf die Erhöhung der energetischen Anforderungen an 

Gebäude sowie auf die Umsetzung von Nachrüstungsverpflichtungen.

Eine finale Beschlussfassung einzelner Gesetze und Verordnungen ist nach der 

Lesung durch den Bundestag und den Bundesrat in der ersten Jahreshälfte 2008 

zu erwarten.

Die NRM hat alle Netzentgeltgenehmigungsverfahren der ersten Genehmigungs-

runde im Geschäftsjahr 2007 abgeschlossen. Die daraus resultierenden Absenkungs-

vorgaben der Bundesnetzagentur (BNetzA) sind für den Mainova-Konzern erstmalig 

in 2007 voll ergebniswirksam geworden. Die GMS, die ihr Gasnetz seit 1. Juli 2007 

an die NRM verpachtet, hat gegen die Entgeltkürzungen der BNetzA in dem von ihr 

gestellten Antrag für das Netzgebiet Main-Spessart Beschwerde eingelegt, über die 

jedoch noch nicht entschieden worden ist.

Die erste Genehmigungsrunde war insbesondere von der Kürzung der kalkulatori-

schen Kapitalkosten (CAPEX) bestimmt. Dabei hat die BNetzA den Genehmigungen 

eine betriebs wirtschaftlich umstrittene, mittlerweile aber auch durch die Novelle 

der Stromnetzentgeltverordnung (StromNEV) bzw. der Gasnetzentgeltverordnung 

(GasNEV) im Rahmen der Anreizregulierungsverordnung (ARegV) vom 6. November 

2007 im Sinne der BNetzA festgeschriebene Auslegung der Kalkulationsgrundsätze 

der Netzentgeltverordnungen zugrunde gelegt.

Im Rahmen der zweiten Entgeltgenehmigung durch die BNetzA hat die NRM die 

Netzentgeltanträge Strom für die Netzgebiete Frankfurt und Hanau zum 30. Juni 

Regulierung der Netz-

entgelte Strom und Gas

Integriertes Klima- und 

Energieprogramm der 

Bundesregierung

1716



BRIEF AN DIE AKTIONÄRE BERICHT DES AUFSICHTSRATS KONZERNLAGEBERICHT  KONZERNABSCHLUSS CORPORATE GOVERNANCE

2007 und die Netzentgeltanträge Gas für die Netzgebiete Frankfurt und Main-

Spessart zum 30. September 2007 fristgerecht gestellt. Durch die Mitte April 2008 

erteilte Genehmigung der Netzentgelte Strom wird es bereits 2008 zu weiteren 

Erlöseinbußen bei der NRM kommen. Die Entgeltbescheide Gas werden bis zur Jah-

resmitte 2008 erwartet. Im Rahmen des Anhörungsverfahrens hat die BNetzA aber 

bereits deutlich gemacht, dass auch hier die zu erwartenden Kürzungen im Bereich 

der Betriebskosten (OPEX) und der CAPEX über die Kürzungen der ersten Genehmi-

gungsrunde hinausgehen werden. Dem Antrag der NRM zur Verlängerung der 

genehmigten Gasnetzentgelte im Netzgebiet Hanau aus 2007 bis zum 31. Dezember 

2008 hat die BNetzA mit Bescheid vom 17. September 2007 entsprochen.

Mit Beschluss vom 17. Oktober 2007 hat die BNetzA neue Indexreihen zur Berech-

nung der Tagesneuwerte des Anlagevermögens festgelegt, die Grundlage der lau-

fenden Genehmigungsverfahren sind. Da die neuen Indizes die Wertentwicklung 

des im Netz gebundenen Anlagevermögens jedoch nicht sachgerecht widerspiegeln, 

hat die NRM beim zuständigen OLG Düsseldorf im November 2007 fristgerecht 

Beschwerde gegen die Festlegung der BNetzA erhoben. Das Verfahren ruht, da dort 

bereits Verfahren in gleicher Sache anhängig sind.

Zum 1. Juni 2007 ist die Neufassung der „Vereinbarung für die Kooperation gemäß 

§ 20 Abs. 1b EnWG zwischen den Betreibern von in Deutschland gelegenen Gas-

versorgungsnetzen“ (fortan: Kooperationsvereinbarung – KoV II) in Kraft getreten. 

Sie regelt den Gasnetzzugang neu, der ab 1. Oktober 2007 allein durch das Zwei-

vertragsmodell (Entry-Exit-Modell) abgewickelt wird. Ziel des neuen Modells ist es, 

die Voraussetzungen für den Wettbewerb im Gasmarkt zu schaffen und den Kunden 

die freie Wahl ihres Versorgers zu ermöglichen. Jeder Marktteilnehmer ist nunmehr 

in der Lage, Gas am virtuellen Handelspunkt eines Marktgebietes von verschiedenen 

Lieferanten zu beziehen, einzuspeisen und zum Vertrieb bzw. zur Ausspeisung an 

den Endkunden in einem beliebigen Verteilnetz im gleichen Marktgebiet bereitzu-

stellen. Die Zahl der Marktgebiete wird bis zum 1. Oktober 2008 auf acht sinken. 

Das eigenständige Marktgebiet der Gas-Union Transport GmbH & Co. KG, an deren 

Muttergesellschaft Gas-Union GmbH Mainova mit 37,7 % beteiligt ist, wird es dabei 

nicht mehr geben.

Mit der GeLi Gas (Geschäftsprozesse Lieferantenwechsel Gas) und der GPKE 

(Geschäftsprozesse zur Kundenbelieferung mit Elektrizität) wurden standardisierte 

Verfahren zur Automatisierung und Vereinfachung des Lieferantenwechselprozesses 

definiert. Die GeLi Gas ist bis zum 1. August 2008 umzusetzen. Die Umsetzung der 

GPKE war bereits zum 1. August 2007 erforderlich. Wir haben unsere internen Pro-

zesse bereits frühzeitig an die neuen Anforderungen angepasst und insbesondere 

unsere IT-Systeme ertüchtigt. Die gleichzeitige Abwicklung einer deutlich steigenden 

Anzahl von Kundenwechseln führt im Ergebnis zu steigenden Aufwendungen und 

bedingt den Ausbau vorhandener Personalkapazitäten.

Am 12. Dezember 2007 hat die BNetzA ein Konsultationsverfahren zum Regel- und 

Ausgleichsenergiemarkt Gas begonnen. Für alle Marktgebiete sollen dabei einheit-

liche Regelungen gelten.

Nach Zustimmung durch den Bundesrat trat am 27. Juni 2007 die Kraftwerksnetz-

anschlussverordnung (KraftNAV) in Kraft. Ziel der Verordnung ist es, den Anbieter-

wettbewerb zu beleben und zügige und diskriminierungsfreie Investitionen in neue 

Kraftwerke zu ermöglichen. Ferner sollen im Fall von Netzengpässen neue Kraftwerke 

mit einer Nennleistung ab 100 Megawatt vorrangig an das Übertragungsnetz ange-

schlossen werden. Betroffen sind Anschlussbegehren, die bis zum 31. Dezember 2007 

an den Netzbetreiber gerichtet wurden und deren Anlage bis zum 31. Dezember 2012 

an das Netz angeschlossen werden soll. Mainova und NRM befürworteten eine 

Anschlusspflicht für neue Kraftwerke, lehnen aber deren Bevorzugung bei Netzeng-

pässen ab. Netzengpässe sind diskriminierungsfrei mit marktbasierten Verfahren 

gemäß § 15 Stromnetzzugangsverordnung (StromNZV) zu bewirtschaften.

Im Netzgebiet Frankfurt ist derzeit ein 400-MW-Gaskraftwerk eines ausländischen 

Energieversorgungsunternehmens in der Planung. Nach derzeitigem Planungsstand 

ist eine Einspeisung des erzeugten Stroms in das Hochspannungsnetz der E.ON 

geplant, während die Gasversorgung über das Netz der NRM realisiert werden soll. 

Entsprechende Anfragen bei E.ON und NRM befinden sich derzeit in Bearbeitung. 

Das Genehmigungsverfahren soll voraussichtlich im Sommer 2008 eingeleitet 

werden. In der jetzigen Konstellation sind aus diesem Kraftwerksprojekt für den 

Mainova-Konzern keine negativen wirtschaftlichen Auswirkungen zu erwarten.

Der Bundestag hat am 15. November 2007 ein Gesetz zur Ausweitung der Befugnisse 

der Kartellbehörden und zur Verschärfung der Missbrauchstatbestände im Gesetz 

gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) verabschiedet. Ziel des neu gefassten 

und bis Ende 2012 befristeten § 29 GWB ist es, missbräuchliches Verhalten markt-

beherrschender Strom- und Gasanbieter zu verhindern und die Preise der Energie-

versorgungsunternehmen unter ein besonderes kartellrechtliches Regime zu stellen. 

Demnach dürfen marktbeherrschende Strom- und Gasanbieter keine Preise oder 

Geschäftsbedingungen verlangen, die ungünstiger sind als jene anderer Versor-

gungsunternehmen oder von Unternehmen auf vergleichbaren Märkten, es sei denn, 

das Versorgungsunternehmen weist nach, dass die Abweichung sachlich gerecht-

fertigt ist. Zudem dürfen die Entgelte die Kosten nicht in unangemessener Weise 

überschreiten. Im Kartellverfahren liegt die Beweislast für die sachliche Rechtferti-

gung der Preise – im Unterschied zu anderen Wirtschaftsbereichen – nunmehr bei 

den Versorgungsunternehmen. Ergangene Preissenkungsverfügungen sind sofort 

umzusetzen. Im Ergebnis stellt die GWB-Novelle einen massiven staatlichen Eingriff 

in den Wettbewerbsbereich der Endkundenpreise Strom und Gas dar. Die konkrete 

Anwendungspraxis des § 29 GWB seitens der Kartellbehörden bleibt dabei zunächst 

abzuwarten. Die Auswirkungen auf den Mainova-Konzern können daher noch 

nicht beurteilt werden. 

Kraftwerksnetz-

anschlussverordnung

Neues Gasnetz-

zugangsmodell
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Der Bundesrat hat am 6. Juli 2007 das Unternehmenssteuerreformgesetz verabschie-

det. Die Gesetzesnovelle beinhaltet umfassende Änderungen bei der Gewinn- und 

Einkommensermittlung sowie der Ertragsteuertarife mit Wirkung ab 2008. Dazu zäh-

len die Senkung der Körperschaftsteuer für Kapitalgesellschaften von 25 % auf 15 %, 

die Abschaffung der Abzugsfähigkeit der Gewerbesteuer von der Bemessungsgrund-

lage für die Körperschaftsteuer, die Senkung der Gewerbesteuermesszahl auf 3,5 %, 

die Einführung einer Zinsschranke und die Abschaffung der degressiven Abschrei-

bung. Die konkreten Auswirkungen auf den Jahresabschluss der Mainova AG werden 

sich im Geschäftsjahr 2008 zeigen. Konkrete Auswirkungen auf den Abschluss des 

Mainova-Konzerns zeigten sich bereits im Geschäftsjahr 2007 – insbesondere bei der 

Berechnung der latenten Steuern und im Rahmen von Impairment-Tests für unsere 

Beteiligungen und der Zahlungsmittel generierenden Einheiten (Kraftwerke und 

Stromnetz). Weitere Auswirkungen werden sich ab dem Geschäftsjahr 2008 in Form 

einer geringeren Steuerbelastung auf die Ausgleichszahlungen an die außen stehen-

den Aktionäre und einer geringeren an die Stadtwerke Frankfurt am Main Holding 

GmbH (SWFH) zu zahlenden Steuerumlage zeigen.

Geschäftsverlauf 2007

Das vertragliche Versorgungsgebiet des Mainova-Konzerns blieb 2007 unverändert.

Die Witterung war 2007 in den Heizperioden insbesondere im ersten Quartal 

wärmer als im Vorjahr; der für den Heizbedarf unserer Kunden relevante Indikator, 

die so genannten Gradtagszahlen, lagen 2007 in unserem Versorgungsgebiet mit 

einem Wert von 2.941,2 um fast 7 % unter dem Vorjahr und auch deutlich unter dem 

langjährigen Mittelwert. Dementsprechend ist unser Gasabsatz an Dritte um 8,9 % 

auf 18,9 Mrd. kWh gesunken; in den Heizkraft- und Heizwerken der Mainova und der 

MED wurden 2,2 Mrd. kWh (-6,0 %) Erdgas zur Wärme-, Strom- und Kälteerzeugung 

eingesetzt.

Die Gaslieferungen sind witterungsbedingt an Endverbraucher und Industriekunden 

um 11,9 % auf 9,2 Mrd. kWh und an Gasversorger um 8,9 % auf 8,5 Mrd. kWh 

gesunken, obwohl in den vergangenen Jahren kontinuierlich neue Kunden gewon-

nen wurden. Mit unserem seit dem 1. Januar 2007 in Bonn angebotenen Produkt 

„novagas“ und dem seit Oktober 2007 angebotenen Online Produkt „Erdgas Direkt“ 

haben wir erste Mengen an Endverbraucher außerhalb unseres Netzgebiets verkauft.

 

An das E.ON-Kraftwerk Staudinger wurden 1,2 Mrd. kWh (+22,3 %) geliefert. Der 

Gaseinsatz in unseren eigenen Heizkraftwerken ging wegen des geringeren Fernwär-

mebedarfs und eines Turbinenschadens im HKW Niederrad deutlich zurück. Für den 

Betrieb der rund 5.700 Gasleuchten der öffentlichen Straßenbeleuchtung in Frankfurt 

am Main haben wir 42,4 Mio. kWh Erdgas verbraucht.

Die Wärmelieferungen aus unseren Heizkraft- und Heizwerken (1,59 Mrd. kWh) sind 

witterungsbedingt um 8,4 % gesunken. Der Kälteabsatz aus unserem Heiz-Kältewerk 

am Frankfurter Flughafen lag mit 110 Mio. kWh geringfügig über dem Vorjahr.

In unserem Netzgebiet haben wir fast 4,3 Mrd. kWh (+0,6 %) Strom verteilt und 

davon 3,25 Mrd. kWh (-0,3 %) sowie außerhalb 307 Mio. kWh (Vorjahr 168 Mio. kWh) 

an die eigenen Stromkunden geliefert. Fast 1,0 Mrd. kWh (+9 %) des Stromaufkom-

mens im eigenen Netz wurde für andere Händler durchgeleitet. Vorwiegend für 

die öffentliche Straßenbeleuchtung und die Kälteerzeugung im Heiz-Kältewerk am 

Flughafen haben wir selbst 70 Mio. kWh (Vorjahr 82 Mio. kWh) Strom verbraucht. 

Unsere Stromhandelsmengen erhöhten sich gegenüber dem Vorjahr deutlich auf 

3,5 Mrd. kWh (+20,0 %). 

Unsere Wasserlieferungen haben sich geringfügig um 0,6 % auf 42,5 Mio. m3 

erhöht, nachdem wir Neukunden in den Frankfurter Erschließungsgebieten gewon-

nen haben.

Seit dem 1. Januar 2007 wird das bisher von uns betriebene Heizkraftwerk (HKW) 

in der Nordweststadt von Mainova an die Abfallverbrennungsanlage Nordweststadt 

GmbH (AVA GmbH) verpachtet. Die MHKW Müllheizkraftwerk Frankfurt am Main 

GmbH (MHKW) pachtet von der AVA GmbH das HKW im Verbund mit der städti-

schen Abfallverbrennungsanlage und betreibt die Anlagen. Es handelt sich hierbei 

um einen Pachtvertrag, der als Finanzierungs-Leasingverhältnis zu beurteilen und 

der MHKW zuzurechnen ist. Durch die Umstellung der Vertragsverhältnisse entfielen 

vor allem die bis 2006 im Materialaufwand ausgewiesenen Aufwendungen für den 

Dampfbezug aus der Abfallverbrennungsanlage und die Brennstoffkosten für das zur 

Abdeckung von Lastspitzen für die Wärmeerzeugung eingesetzte Heizöl. Ab 2007 

erzielen wir Zinserträge aus dem Leasingverhältnis für das HKW, denen Materialauf-

wendungen für die eingespeisten Wärme- und Strommengen gegenüberstehen. 

In der Anlage der MHKW und unseren beiden eigenen Heizkraftwerken wurden 

neben der Fernwärme für die Fernheiznetze Innenstadt, Niederrad und Nordwest-

stadt rund 34 % (Vorjahr 44 %) unseres Stromaufkommens aus Steinkohle (48 %) 

und Erdgas (38,5 %) sowie aus Dampf im Heizkraftwerk der MHKW produziert. 

Hier wurden insgesamt 257.000 Tonnen (Vorjahr 260.000 Tonnen) Müll verbrannt 

und damit 686.000 Tonnen (Vorjahr 737.000 Tonnen) Dampf zur Wärme- und 

Stromerzeugung produziert. Die Stromerzeugung im HKW Niederrad ist wegen eines 

schweren Schadens an der Gasturbine deutlich gesunken. Der Fernwärmebedarf 

musste hier deshalb durch den der Reservevorhaltung dienenden Block 2 und das 

Heiz-Kältewerk am Flughafen gedeckt werden. Im HKW West wurde am Kohleblock 3 

eine mehr monatige Großrevision durchgeführt. Hier wurden die Gasturbine und das 

mit Erdgas betriebene Heizwerk an der Messe in verstärktem Umfang zur Wärme-

erzeugung eingesetzt. Im Biomasse-Kraftwerk in Fechenheim wurden aus der 

Verbrennung von Altholz und Grünschnitt 83,6 Mio. kWh (Vorjahr 64,3 Mio. kWh) 

Strom erzeugt und in unser Netz eingespeist.

Produktion und 

Beschaffung

Unternehmens-

steuerreformgesetz

Absatzentwicklung
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In 2007 emittierten unsere Heizkraftwerke insgesamt 1.100.000 (Vorjahr 1.359.000) 

Tonnen CO2. Die Verbrennung der Steinkohle im HKW West verursachte davon 69 % 

(Vorjahr 72 %). Es wird erwartet, dass den Anlagen nach noch ausstehenden Korrek-

turen einiger Zuteilungsentscheidungen Emissionsrechte für ein Gesamtvolumen von 

1.270.468 Tonnen CO2 zugeteilt werden, womit die Emissionen mehr als abgedeckt 

wären. 

Wir beziehen die gesamte Absatzmenge für unseren Stromvertrieb über die Energie-

handelsgesellschaft Syneco GmbH und Co. KG, München (Syneco), an der wir zusam-

men mit unserer Aktionärin Thüga und der Nürnberger N-ERGIE Aktiengesellschaft 

auch maßgeblich beteiligt sind. Zur Optimierung unserer Beschaffungsstrukturen 

haben wir seit dem 1. Januar 2006 darüber hinaus einen Energiebezugsvertrag auf 

Basis der Erzeugungskosten eines Kohlekraftwerks abgeschlossen („virtuelle Kraft-

werksscheibe“). Die über diesen Vertrag bezogenen Strommengen haben wir –

ebenso wie die eigen erzeugten Strommengen – zum Zwecke der Rentabilitäts-

bemessung der Mainova-Kraftwerke vollständig über die Syneco am Markt platziert.

Rechnerisch haben wir rund 54 % der an Endkunden verkauften Strommengen aus 

umweltfreundlichen eigenen Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen (KWK-Anlagen), 

dem verpachteten HKW Nordweststadt, dem Biomasse-Kraftwerk in Fechenheim, 

aus Wasserkraft und der Pflichtabnahme von Strom aus Erneuerbaren Energien (EEG) 

bezogen. Der Anteil der von der E.ON Netz GmbH abgenommenen EEG-Mengen 

stieg auf 15,8 % (Vorjahr 10,5 %).

Gaslieferanten waren unverändert unsere Beteiligungsgesellschaft Gas-Union GmbH 

(GU) mit 86,1 % und die E.ON Ruhrgas AG (ERG) sowie in noch geringfügigem 

Umfang Syneco. Zum 1. Oktober 2007 wurde der bestehende Liefervertrag mit ERG 

inklusive der Sonderpreisregelungen auf die GU übertragen. Die bisherigen ERG-

Mengen werden nun zu günstigeren Konditionen von GU bezogen. Mit ERG beste-

hen weiterhin Verträge über die Belieferung des Kraftwerks Staudinger. Die Bezugs-

verträge mit GU mussten zum 1. Oktober 2007 im Rahmen der Änderung der 

Regelungen für den Gasnetzzugang – nach der nur noch das Zwei-Vertragsmodell 

zulässig ist – angepasst werden. Der physische Lieferort für das bezogene Gas wurde 

danach vertraglich vom „City-Gate“ der NRM auf den virtuellen Handelspunkt der 

jeweiligen Marktgebiete der Gas-Union Transport GmbH & Co. KG und E.ON Gas-

transport AG & Co. KG umgestellt. Das bedeutet, dass die vorgelagerten Transport-

kosten nicht mehr in den Lieferkosten der GU enthalten sind, sondern vom vorge-

lagerten Netzbetreiber berechnet werden. Seit dem 1. Oktober 2007 erfolgt der 

GU-Bezug auf Basis von täglichen Nominierungen. 

Mit Syneco wurde 2007 erstmalig ein Vertrag über eine befristete Inanspruchnahme 

eines Erdgasspeichers abgeschlossen. Syneco hat im Rahmen einer Speicherauktion 

der ERG ein Los ersteigert, an dem sich Mainova hälftig mit 62,4 Mio. kWh beteiligt 

hat. Dieser so genannte virtuelle Speicher kann in der Zeit vom 1. April 2007 bis 

1. April 2008 genutzt werden. Zum Jahresende war der Speicher mit 42,4 Mio. kWh 

befüllt.

Alleiniger Wasserlieferant war und ist die Hessenwasser GmbH & Co. KG, an der 

Mainova mit 36,4 % beteiligt ist. Mit Hessenwasser besteht ein langfristiger Liefer-

vertrag für den gesamten Wasserbedarf der Mainova.

Als Folge des Anstiegs der Heizölpreise und der daran gebundenen Beschaffungs-

kosten sind unsere Absatzpreise für die Endverbraucher einschließlich Erdgas- bzw. 

Stromsteuer für Erdgas im Jahresmittel und im Durchschnitt aller Verbrauchergrup-

pen um 1,2 %, die Fernwärmepreise um 8,0 % gestiegen; die Strompreise haben sich 

weiter um 5,1 % erhöht. Der Anstieg unserer Endverbraucherpreise lag damit aber 

deutlich unter dem Bundesdurchschnitt. Unsere Wasserpreise blieben seit 2003 

unverändert.

In den Konzernabschluss der Mainova sind unverändert zehn assoziierte und fünf 

Gemeinschaftsunternehmen nach der Equity-Methode einbezogen. Es handelt sich 

vorwiegend um versorgungswirtschaftliche Unternehmen in Hessen und Thüringen.

 

Am 14. November 2007 fand im bayerischen Irsching die Grundsteinlegung für ein 

hocheffizientes Gas- und Dampfturbinen-Kraftwerk statt. Bauherr ist die Gemein-

schaftskraftwerk Irsching GmbH (GKI), an der Mainova mit 15,6 % beteiligt ist. Die 

neue Anlage wird eine elektrische Leistung von 800 Megawatt haben und voraus-

sichtlich Anfang 2009 ihren Betrieb aufnehmen. Das Investitionsvolumen beträgt ins-

gesamt rund 400 Mio. Euro. Mainova baut mit diesem Engagement ihre Eigenerzeu-

gungskapazitäten weiter aus und stärkt ihre Position im Handels- und Absatzmarkt. 

Wir werden damit bis 2009 die Eigenerzeugungsquote beim Strom auf rund 65 % 

erhöhen. Im Geschäftsjahr 2007 hat sich Mainova entsprechend ihrem Gesellschafts-

anteil mit 13,6 Mio. Euro an Kapitalerhöhungen der GKI durch Einzahlungen in die 

Kapitalrücklage beteiligt. 

An einer Kapitalerhöhung der Syneco haben wir uns mit 5,9 Mio. Euro beteiligt und 

gleichzeitig weitere Kommanditanteile übernommen. Dadurch erhöhte sich unser 

Anteil am Kommanditkapital der Gesellschaft von 12,67 % auf 19,86 %.

Seit dem 1. Januar 2007 hat die MHKW, an der Mainova sowie die Frankfurter Entsor-

gungs- und Service GmbH (FES) mit je 50 % beteiligt sind, als Betreibergesellschaft 

und Pächterin der Abfallverbrennungsanlage und des Heizkraftwerks in der Nord-

weststadt den Betrieb der Gesamtanlage übernommen. Die Aufteilung der Aufgaben- 

und Verantwortungsbereiche in der Kooperation wurde an den Kernkompetenzen 

der beiden beteiligten Gesellschafter ausgerichtet. Für die Beschaffung und Sicher-

stellung der Müllauslastung ist die FES zuständig. Die Personalbetreuung, die Bereit-

stellung der notwendigen IT, die kaufmännische Geschäftsführung und der Einkauf 

liegen ebenfalls in ihrem Verantwortungsbereich. Die Energievermarktung (Strom 

Beteiligungen
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und Fernwärme) ist das Geschäftsfeld der Mainova. Außerdem werden die komplette 

Wartung und Instandhaltung als Dienstleistung von Mainova erbracht. Langfristig 

streben beide Gesellschaften an, die Mitarbeiter in die gemeinsame Gesellschaft zu 

überführen. Das umfassende Vertragswerk zur Kooperation von FES und Mainova ist 

noch abschließend zu verhandeln. Für das Geschäftsjahr 2007 wurden gesonderte 

Vereinbarungen abgeschlossen.

Die at equity bilanzierten Beteiligungen haben 2007 insgesamt Dividenden in Höhe 

von 14,2 (Vorjahr 16,8) Mio. Euro an uns ausgeschüttet. Der Rückgang resultiert im 

Wesentlichen aus geringeren Ausschüttungen der über eine Tochtergesellschaft 

gehaltenen Beteiligungen in Thüringen (-1,9 Mio. Euro).

Das Ergebnis aus at equity bilanzierten Beteiligungen verminderte sich um 13,7 Mio. Euro 

auf 2,8 Mio. Euro. Wesentliche Ursache hierfür sind Wertminderungen auf die Beteili-

gungsbuchwerte der SWH in Höhe von 20,9 (Vorjahr 2,6) Mio. Euro und der Ober-

hessische Gasversorgung GmbH in Höhe von 1,6 (Vorjahr 2,3) Mio. Euro. Im Vorjahr 

war das Ergebnis außerdem durch Wertminderungen auf die Beteiligungsbuchwerte 

der Stadtwerke Dreieich GmbH (2,3 Mio. Euro) und der Kraft-Wärme Oberschmitten 

GmbH (1,0 Mio. Euro) belastet. Die Abwertungen wurden auf Basis der aktuellen 

Mehrjahresplanungen der Gesellschaften erforderlich. Hier schlagen sich der öffent-

liche Preisdruck auf das Endkundengeschäft, der Regulierungsdruck auf die Netzent-

gelte für Strom und Gas und die von den Unternehmen zu tragenden Beschaf-

fungskostensteigerungen nieder. Die sich daraus ergebenden geringeren Ausschüt-

tungserwartungen erforderten eine Neubewertung der Beteiligungsbuchwerte. 

Darstellung der Lage

Insgesamt sind unsere Umsatzerlöse 2007 um 5,4 % auf 1,50 Mrd. Euro gesunken. 

Der Anteil des Gasgeschäfts am Gesamtumsatz liegt bei 44 % (Vorjahr 51 %), aus der 

Lieferung und dem Handel von Strom wurden 37 % (Vorjahr 30 %) erzielt. Unverän-

dert blieben die Umsatzanteile aus dem Wasserverkauf mit 5 %, aus Wärmeliefe-

rungen mit 6 % und aus Nebengeschäften einschließlich der Nebengeschäfte der 

Segmente mit 8 %.

Der Materialaufwand verminderte sich insgesamt um 6,2 % auf 1,11 Mrd. Euro. 

Hier verringerten sich insbesondere die Aufwendungen für den Gasbezug aufgrund 

des gesunkenen durchschnittlichen Preisniveaus und der niedrigeren Beschaffungs-

mengen, während die Strombezugsaufwendungen mengen- und preisbedingt deut-

lich über dem Vorjahr lagen. Die Verminderung der Brennstoffaufwendungen steht 

im Zusammenhang mit der Verpachtung des HKW Nordweststadt und dem revisions-

bedingten Stillstand im HKW West. Das Rohergebnis (Umsatzerlöse abzüglich Mate-

rialaufwand) verringerte sich danach insgesamt um 13,2 Mio. Euro.

Die sonstigen betrieblichen Erträge sind um 16,8 Mio. Euro auf 56,1 Mio. Euro 

gesunken. Der Rückgang betrifft insbesondere die Erträge aus Mineralölsteuererstat-

tungen für den Erdgas- und Heizöleinsatz in den Heizkraftwerken und Heizzentralen. 

Seit dem 1. August 2006 wird eine direkte Kürzung der Mineralölsteuererstattung 

von der Erdgassteuer vorgenommen, so dass hieraus keine Erträge mehr anfallen. 

Außerdem haben sich vor allem die Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 

deutlich vermindert.

Der Anstieg des Personalaufwands um 4,5 Mio. Euro auf 163,9 Mio. Euro resultiert 

aus Tarifanhebungen, individuellen Höhergruppierungen und der Umstellung auf 

den Tarifvertrag Versorgungsbetriebe (TV-V) zum 1. Januar 2007. In diesem Zusam-

menhang wurde auch die Betriebsvereinbarung für Erfolgsbeteiligungen durch das 

neue leistungsorientierte Vergütungssystem Vario Plus ersetzt. 

Die Abschreibungen auf Sachanlagen und immaterielle Vermögenswerte verminder-

ten sich um 19,4 Mio. Euro auf 65,9 Mio. Euro, weil wir im Vorjahr mit 18,1 Mio. Euro 

außerplanmäßige Abschreibungen aufgrund von Wertminderungen der Stromnetze 

und Heizkraftwerke vorgenommen haben. 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind um 4,3 Mio. Euro auf 130,0 Mio. Euro 

gestiegen, insbesondere weil wir den Rückstellungen für die behördliche Verpflich-

tung zur Altlastensanierung an den ehemaligen Gaswerksstandorten 4,6 Mio. Euro 

zugeführt haben, da für zukünftige Grundwasseruntersuchungen höhere Aufwen-

dungen erwartet werden.

Danach hat sich unser operatives Ergebnis um 20,4 Mio. Euro auf 99,3 Mio. Euro ver-

schlechtert. 

Beim Ergebnis aus Finanzanlagen hat sich das oben erläuterte Ergebnis aus at 

equity bilanzierten Beteiligungen um 13,8 Mio. Euro verschlechtert. Die Finanzer-

träge haben sich aufgrund der weiter gestiegenen Liquidität und des höheren Zins-

niveaus für unsere über den Cash Pool mit der Stadtwerke Frankfurt am Main Hol-

ding GmbH (SWFH) angelegten Tagesgelder und der erstmalig angefallenen 

Zinserträge aus Leasing aus den Pachtverträgen mit der Abfallverbrennungsanlage 

Nordweststadt GmbH (AVA GmbH), Frankfurt am Main, und der Süwag um 

9,5 Mio. Euro auf 20,3 Mio. Euro erhöht. Die Finanzaufwendungen sind wegen der 

im Vorjahr gebildeten Rückstellung für Zinsen auf Steuern aus der steuerlichen 

Außenprüfung um 7,4 Mio. Euro gesunken.

Das Ergebnis vor Ertragsteuern verringerte sich danach um 17,1 Mio. Euro auf 

98,9 Mio. Euro. 

Die Steuern vom Einkommen und vom Ertrag enthalten im tatsächlichen Ertrag-

steueraufwand mit 27,0 Mio. Euro die Steuerumlage der Mehrheitsaktionärin SWFH, 
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mit 4,6 Mio. Euro die Körperschaftsteuer auf Ausgleichzahlungen an die außen stehen-

den Aktionäre sowie mit -1,5 Mio. Euro Steuern für Vorjahre. Demgegenüber stehen 

negative latente Steuern in Höhe von 46,8 Mio. Euro, die sich hauptsächlich aus der 

Senkung der Steuersätze im Rahmen der Unternehmensteuerreform 2008 ergaben.

Von dem verbleibenden Gewinn von 115,5 (Vorjahr 52,5) Mio. Euro sind 2,2 (Vorjahr 

3,2) Mio. Euro den Minderheitsgesellschaftern im Konzern zuzurechnen. Aus dem der 

Mainova zuzurechnenden Konzernjahresüberschuss von 113,2 (Vorjahr 49,4) Mio. Euro 

wurden in Höhe des handelsrechtlichen Gewinns der Mainova 61,2 (Vorjahr 55,6) 

Mio. Euro aufgrund des bestehenden Gewinnabführungsvertrags an die SWFH abge-

führt und 52,0 Mio. Euro den Gewinnrücklagen des Konzerns zugeführt. Die außen 

stehenden Aktionäre der Mainova AG erhalten von der SWFH eine unveränderte 

Garantie dividende in Höhe von 9,48 Euro je Stückaktie.

Unsere Segmente umfassen die Geschäftsfelder Wärme- und Stromerzeugung sowie 

die Versorgungssparten Strom, Gas, Wasser und Wärme. Im Bereich Sonstige Aktivi-

täten/Kon soli dierung werden Konsolidierungseffekte sowie andere, nicht den geson-

dert dargestellten Segmenten zuordenbare Tätigkeiten dargestellt.

Segment bericht-

erstattung

ERGEBNISKENNZAHLEN WÄRME- UND STROMERZEUGUNG

 Tsd. € 2007 2006 Veränderung

Umsatz 164.306 184.439 -20.133 

EBITDA 23.022 23.251 - 229 

EBIT 10.244 5.015 +5.229 

Ergebnis aus at equity bilanzierten Beteiligungen -189 -78 -111 

Das Segment Wärme- und Stromerzeugung umfasst das Geschäft der Wärme-, 

Kälte- und Stromerzeugung der Mainova, der BKF und der MED sowie das at equity-

Ergebnis der Beteiligungen GKI und MHKW. Hierzu zählen die vorwiegend wärme-

bedarfsorientiert eingesetzten großen Heizkraftwerke der Innenstadt und Nieder-

rad, das Biomasse-Kraftwerk in Fechenheim, das Heiz-Kältewerk des Frankfurter 

Flughafens sowie dezentrale Heizwerke, Heizzentralen und Blockheizkraftwerke. Das 

HKW Nordweststadt wird seit dem 1. Januar 2007 von der MHKW gepachtet und 

betrieben. Durch die Umstellung der Vertragsverhältnisse ist das operative Geschäft 

aus der Anlage in 2007 nicht mehr im Segment Wärme- und Stromerzeugung ent-

halten. Daneben sind hier auf dieses Segment entfallende Ergebnisse der at equity 

bilanzierten Beteiligungen zugeordnet.

Die Wärme- und Stromerzeugung erzielt Umsatzerlöse weitgehend aus der konzern-

internen Lieferung von Wärme, Kälte und Strom an die Segmente Wärme- und Strom-

versorgung. Wärmelieferungen werden dabei zu kostenoptimierten Preisen, Strom-

lieferungen zu Marktpreisen bewertet. Die Gasturbinen in den Heizkraftwerken West 

und Niederrad können zusätzlich zur reinen Stromerzeugung eingesetzt werden, 

sofern mit der Vermarktung des erzeugten Stroms positive Deckungsbeiträge erwirt-

schaftet werden können.

Die Umsatzerlöse sind im Vergleich zum Vorjahr gesunken. Der witterungsbedingte 

Minderabsatz im Wärmegeschäft und die damit verbundenen Produktionsrückgänge 

in der Wärme- wie auch in der Stromerzeugung waren hierfür die Hauptursache. 

Des Weiteren führte die Übernahme des Betriebs des HKW Nordweststadt durch die 

MHKW zu einem Umsatzrückgang. Darüber hinaus führten Umbau- und Revisions-

arbeiten am Standort West sowie der störungsbedingte, längerfristige Stillstand der 

Gas- und Dampfturbine am Standort Niederrad zu Produktionsausfällen. Der Ausfall 

der GuD Anlage in Niederrad wurde durch den vermehrten Einsatz der Wärmeerzeu-

gungsanlagen im Heiz-Kältewerk am Frankfurter Flughafen kompensiert. Dadurch 

erhöhte sich die Wärmeerzeugung im Heiz-Kältewerk um rund 55 % gegenüber dem 

Vorjahr. Das Wärmegeschäft der dezentralen Heizzentralen wurde erstmals auch im 

Außenverhältnis von der MED geführt. Der damit verbundene Kundenübergang 

führte zu einem Anstieg des Außenumsatzes um 7,8 Mio. Euro. Das seit 2007 als 

Finanzierungsleasing ausgewiesene HKW Nordweststadt führte zu einer Minderung 

der planmäßigen Abschreibungen. Die positive Entwicklung des Segmentergebnisses 

resultiert aus günstigen Beschaffungsbedingungen im Gas- und Kohleeinkauf sowie 

aus der Ergebnisbelastung des Vorjahres aufgrund der in Höhe von 3,4 Mio. Euro 

vorgenommenen Wertminderung auf den Kraftwerksverbund West und Niederrad.

Das negative Ergebnis aus at equity bilanzierten Beteiligungen resultiert aus den 

während der Bauphase entstehenden Verlusten der GKI.

ERGEBNISKENNZAHLEN STROMVERSORGUNG

 Tsd. € 2007 2006 Veränderung

Umsatz 601.249 540.116 +61.133 

EBITDA 18.910 65.677 -46.767 

EBIT 4.042 34.252 -30.210 

Ergebnis aus at equity bilanzierten Beteiligungen -4.100 1.615 -5.715 
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Das Segment Stromversorgung umfasst Stromhandel, -bezug, -verteilung, -vertrieb 

sowie die dazugehörenden Dienstleistungen. Daneben sind hier auf dieses Segment 

entfallende Ergebnisse der at equity bilanzierten Beteiligungen zugeordnet.

Im Geschäftsjahr 2007 ist im Vergleich zum Vorjahr im Endkundengeschäft ein 

Mengenwachstum zu verzeichnen. Dieser Mengenanstieg begründet sich in verstärk-

ten Akquisitionstätigkeiten außerhalb des Versorgungsgebietes des Mainova-Netz-

gebietes und resultiert in erster Linie aus dem Industrie- und Gewerbekundengeschäft 

(Geschäftskunden). 

Die Umsatzerlöse aus dem Stromhandel sind aufgrund steigender Handelsmengen 

und höherer Marktpreise deutlich um 40,9 Mio. Euro auf 161,4 Mio. Euro gestiegen. 

Mit der Vermarktung virtueller Kraftwerksmengen und der Erhöhung des Handels-

volumens wurden wie im Vorjahr positive Ergebnisbeiträge erzielt.

Trotz gestiegener Umsätze bei Endkunden führte der Preisanstieg auf den Strom-

Beschaffungs märkten zu einer deutlichen Verschlechterung der Rohmarge aus dem 

Vertriebsgeschäft. Daneben führten niedrigere im Rahmen des Stromhandels erzielte 

Erträge aus Derivaten, Deckungs beitragseinbußen bei den Haushalts- und Klein-

gewerbekunden sowie Netzentgeltkürzungen durch die Bundesnetzagentur zu einer 

deutlichen Verschlechterung des Segmentergebnisses. 

Das negative Ergebnis aus at equity bilanzierten Beteiligungen resultiert aus der 

anteilig auf dieses Segment entfallenden Wertminderung des Beteiligungsbuchwerts 

der SWH.

Das Segment Gasversorgung umfasst Gasbezug, -verteilung und -vertrieb sowie 

die zugehörigen Dienstleistungen. Daneben sind hier auf dieses Segment entfallende 

Ergebnisse der at equity bilanzierten Beteiligungen zugeordnet.

Im Geschäftsjahr 2007 ist ein Umsatzrückgang aufgrund von gesunkenen Absatz-

mengen zu verzeichnen. Ursache für diesen Absatzrückgang ist das milde Klima 

im ersten Quartal 2007, das nicht vollständig durch das kältere vierte Quartal ausge-

glichen werden konnte. Zunehmender Wettbewerb in allen Kundensegmenten führte 

darüber hinaus zu niedrigeren Rohmargen im Vertrieb. Im Segmentaufwand sind 

außerdem Zuführungen zu Rückstellungen für die Beseitigung von Altlasten an ehe-

maligen Gaswerksstandorten in Höhe von 4,6 Mio. Euro enthalten, denen im Vorjahr 

Rückstellungsauflösungen von 6,1 Mio. Euro gegenüberstanden. Danach hat sich das 

Segmentergebnis deutlich auf 59,8 Mio. Euro vermindert.

Von den der Gasversorgung zugeordneten at equity bilanzierten Beteiligungen hat 

unser Vorlie ferant, die Gas-Union, durch einen günstigen Verlauf des Einsatzes ihres 

Erdgasspeichers ein deutlich verbessertes Ergebnis erzielt, demgegenüber steht 

jedoch die anteilige Wertminderung des Beteiligungsbuchwerts der SWH. 

ERGEBNISKENNZAHLEN GASVERSORGUNG

 Tsd. € 2007 2006 Veränderung

Umsatz 739.232 902.722 -163.490 

EBITDA 71.577 92.664 -21.087 

EBIT 59.753 80.657 -20.904 

Ergebnis aus at equity bilanzierten Beteiligungen 9.924 12.349 -2.425

ERGEBNISKENNZAHLEN WÄRMEVERSORGUNG

 Tsd. € 2007 2006 Veränderung

Umsatz 91.575 99.367 -7.792 

EBITDA 5.759 3.074 +2.685 

EBIT 826 -2.206 +3.032 

Ergebnis aus at equity bilanzierten Beteiligungen -945 481 -1.426 

Das Segment Wärmeversorgung umfasst Wärmebezug, -verteilung und -vertrieb 

sowie die zugehörigen Dienstleistungen. Daneben sind hier auf dieses Segment ent-

fallende Ergebnisse der at equity bilanzierten Beteiligungen zugeordnet.

Die Absatzmenge und die Erlöse im Wärmesegment sind im Geschäftsjahr 2007 

im Vergleich zum Vorjahr gesunken. Neben dem warmen ersten Quartal und dem 

dadurch bedingten Minderabsatz führten Vertragsübergänge von Individualkunden 

an die MED zu einem Absatzrückgang in diesem Segment. Dagegen wirkten sich 

leichte Zuwächse durch neu angeschlossene Kunden und eine zeitversetzt wirkende 

Preissteigerung positiv auf das Wärmesegment aus und ließen den Umsatzrückgang 

gegenüber dem Absatzrückgang moderat ausfallen. 

Die Kosten für die Beschaffung und die sonstigen Betriebskosten haben sich weiter 

reduziert. Das Segmentergebnis ist im Gegensatz zum Vorjahresniveau zum ersten 

Mal positiv. 
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Für die kommenden Jahre erwarten wir durch neue Kunden und die damit ver-

besserte Auslastung unserer Versorgungsnetze und den für die beiden kommenden 

Jahre geplanten Bau einer Verbindungsleitung vom MHKW Nordweststadt zum 

Uni-Campus eine weitere Ergebnisverbesserung.

Das negative Ergebnis aus at equity bilanzierten Beteiligungen resultiert auch hier 

aus der anteilig auf dieses Segment entfallenden Wertminderung des Beteiligungs-

buchwerts der SWH.

Das Segment Wasserversorgung umfasst Wassergewinnung, -bezug, -transport, 

-verteilung, -vertrieb sowie die dazugehörigen Dienstleistungen. Daneben sind hier 

auf dieses Segment entfallende Ergebnisse der at equity bilanzierten Beteiligungen 

zugeordnet.

Der Anschluss von Neukunden im Kundensegment der Klein- und Privatkunden 

führte zu leicht gestiegenen Absatzmengen. Der Zuwachs der Umsatzerlöse resultiert 

im Wesentlichen aus der im Jahr 2006 durchgeführten Bereinigung der Erlösschät-

zung für Vorjahre.

Hieraus resultiert auch die positive Entwicklung des Segmentergebnisses.

Das negative Ergebnis aus at equity bilanzierten Beteiligungen ergibt sich aus der 

anteiligen Wertminderung auf den Beteiligungsbuchwert der SWH.

Unter Sonstige Aktivitäten/Konsolidierung werden Konsolidierungseffekte sowie 

andere, nicht den gesondert dargestellten Segmenten zuordenbare Tätigkeiten dar-

gestellt; hierzu zählen Dienstleistungen der Zentralbereiche der Mainova für Dritte 

und Ergebnisse der at equity bilanzierten sonstigen Beteiligungen.

Im Berichtsjahr haben – vor Abzug von Hausanschlusskostenbeiträgen und Baukosten-

zuschüssen – Mainova und ihre Tochtergesellschaften 73,9 (Vorjahr 87,4) Mio. Euro in 

Sachanlagen und 2,1 (Vorjahr 0,6) Mio. Euro in immaterielle Vermögenswerte inves-

tiert. Schwerpunkte der Investitionen in Sachanlagen waren der weitere kontinuier-

liche Ausbau unserer Verteilungsanlagen. In Frankfurt am Main und den gasversorg-

ten Umlandgemeinden wurden weitere Neubaugebiete erschlossen.

Die Finanzinvestitionen betreffen mit 13,6 Mio. Euro unsere Einzahlungen in die 

Kapitalrücklage bei der GKI, mit 5,9 Mio. Euro die Kapitalerhöhung und den Erwerb 

neuer Anteile bei der Syneco sowie Darlehen an Beteiligungsunternehmen und 

Mitarbeiter. 

ERGEBNISKENNZAHLEN WASSERVERSORGUNG

 Tsd. € 2007 2006 Veränderung

Umsatz 86.692 82.570 +4.122 

EBITDA 15.476 10.878 +4.598 

EBIT 9.808 5.248 +4.560 

Ergebnis aus at equity bilanzierten Beteiligungen -783 1.842 -2.625 

Vermögens- und 

Finanzlage

KAPITALFLUSSRECHNUNG

 Tsd. € 2007 2006 Veränderung

Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 77.740 238.692 -160.952

Cashflow aus der Investitionstätigkeit -139.744 -91.218 -48.526

Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit -61.993 -48.158 -13.835

Veränderung der flüssigen Mittel -123.997 99.316 -223.313 

Wegen der weitgehend abrechnungsbedingten Erhöhung der Forderungen aus Liefe-

rungen aus dem Gasgeschäft und des geringeren Ergebnisses vor Steuern ergibt 

sich ein um fast 161 Mio. Euro geringerer Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit. 

Hieraus und aus den im Cashflow der Finanzierungstätigkeit enthaltenen Baukosten-

zuschüssen konnten die Investitionen in Sachanlagen und Beteiligungen vollständig 

finanziert werden. Die im Cashflow aus der Investitionstätigkeit enthaltenen Termin-

geldanlagen, die planmäßige Rückführung der langfristigen Kredite sowie die Gewinn-

abführung für das Vorjahr wurden aus dem Finanzmittelfonds gedeckt. Danach ver-

minderte sich der Finanzmittelfonds zum Jahresende auf 110,5 Mio. Euro. Er ergibt 

sich als Saldo aus den liquiden Mitteln und den bei SWFH im Rahmen des Cash-Pools 

angelegten Tagesgeldern sowie den von Beteiligungsgesellschaften über die Mainova 

angelegten Tages geldern. 

Die Bilanzsumme des Mainova-Konzerns erhöhte sich gegenüber dem Vorjahr 

um 41,1 Mio. Euro auf 1.954,5 Mio. Euro. Auf der Vermögensseite ist das lang -

fristig gebundene Vermögen um 7,2 Mio. Euro und das kurzfristige Vermögen um 

33,9 Mio. Euro gestiegen. Im langfristigen Vermögen ergab sich eine Verschiebung 

zwischen den Sachanlagen (-76,2 Mio. Euro) und den Leasingforderungen 
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(+74,8 Mio. Euro), nachdem wir seit Anfang 2007 das HKW in der Nordweststadt 

und das von Süwag betriebene Stromnetz in den westlichen Vororten von Frankfurt 

am Main auf Basis der neu abgeschlossenen Pachtverträge als Leasingverhältnisse 

zu beurteilen hatten. Auf der Kapitalseite ergibt sich eine Erhöhung des Eigen-

kapitals um 53,1 Mio. Euro, die fast ausschließlich aus der Einstellung des über die 

Gewinn abführung an die SWFH hinausgehenden Konzern-Jahresüberschusses in die 

sonstigen Rücklagen resultiert. Demgegenüber steht ein Abbau der langfristigen 

Konzernschulden um 58,8 Mio. Euro. Dieser entstand vor allem aus der durch die 

Unternehmens steuerreform ausgelösten Senkung der latenten Steuerlast und der 

planmäßigen Tilgung der Finanzschulden. Die Erhöhung der kurzfristigen Konzern-

schulden um 46,8 Mio. Euro ergab sich vor allem aus stichtagsbedingt höheren 

Lieferantenverbindlichkeiten für den Gasbezug sowie aufgrund der abgeschlossenen 

steuerlichen Außenprüfung, die sich mit insgesamt 7,6 Mio Euro erhöhend ausge-

wirkt hat. 

Die Eigenkapitalquote beträgt 44,9 (Vorjahr 43,0) %, der Anteil der langfristigen 

Vermögenswerte an der Bilanzsumme 71,3 (Vorjahr 72,4) %. Das langfristige Vermö-

gen ist zu 62,9 (Vorjahr 59,4) % durch Eigenkapital und zu 105,7 (Vorjahr 106,7) % 

durch langfristige Eigen- und Fremdmittel gedeckt.

Das Grundkapital der Mainova AG beträgt 142.336.000 Euro und ist in 5.560.000 

nennbetragslose Stückaktien eingeteilt. Davon lauten 5.499.296 auf den Namen und 

60.704 auf den Inhaber. Die Mehrheitsgesellschafterin SWFH hält 4.170.002 Namens-

Stückaktien und 12.078 Inhaber-Stückaktien (rund 75,2 %). Von der Minderheits-

gesellschafterin Thüga AG (Thüga), München, werden 1.329.294 Namens-Stück-

aktien und 29.692 Inhaber-Stückaktien gehalten (rund 24,4 %). Die restlichen Aktien 

befinden sich im Streubesitz (rund 0,4 %). Die mit den Aktien verbundenen Rechte 

und Pflichten richten sich nach dem Aktiengesetz. Aktien mit Sonderrechten, die 

Kontrollbefugnisse verleihen, wurden nicht ausgegeben. Die am Kapital der Gesell-

schaft beteiligten Arbeitnehmer können ihre Stimmrechte uneingeschränkt ausüben.

Der Vorstand ist zurzeit von der Hauptversammlung nicht zur Ausgabe oder zum 

Rückkauf von Aktien befugt. Die Zwangseinziehung von Aktien ist gemäß § 4 der 

Satzung zugelassen.

Gemäß § 6 der Satzung besteht der Vorstand aus mindestens zwei Personen. Im 

Übrigen bestimmt der Aufsichtsrat die Mitglieder des Vorstands. Der Aufsichtsrat 

bestellt die Mitglieder des Vorstands gemäß seiner Geschäftsordnung sowie gemäß 

§ 84 Abs. 1 Satz 1 AktG auf höchstens fünf Jahre. Eine Wiederbestellung von Vor-

standsmitgliedern vor Ablauf eines Jahres vor dem Ende der Bestelldauer bei gleich-

zeitiger Aufhebung der laufenden Bestellung erfolgt nur bei Vorliegen besonderer 

Umstände. Die Bestellung und Abberufung von Vorstandsmitgliedern wird vom 

Präsidium des Aufsichtsrats für die abschließende Entscheidungsfindung im Aufsichts-

rat vorbereitet und beraten.

Ein bestehendes Übernahmeangebot, das einen Kontrollwechsel nach sich ziehen 

würde, ist dem Vorstand nicht bekannt. Ein Kontrollwechsel kann grundsätzlich 

immer nur dann erfolgen, wenn die beiden Großaktionäre SWFH und Thüga Aktien 

an Dritte veräußern. Entschädigungsvereinbarungen für den Fall eines Übernahme-

angebots wurden von der Gesellschaft mit den Mitgliedern des Vorstands und mit 

den Arbeitnehmern nicht geschlossen.

Die Mainova-Aktie

Für den Deutschen Aktienindex (DAX) war 2007 das fünfte gute Aktienjahr in Folge. 

Der Kurswert startete zu Jahresbeginn bei rund 6.600 Punkten und stieg um rund 

22 % auf 8.067 Punkte am Jahresende. Damit schloss der DAX unweit seines am 

13. Juli 2007 erreichten Allzeithochs von 8.151 Punkten. Insbesondere das erneut kräf-

tige Wirtschaftswachstum und die Schwäche des US-Dollars sorgten für den positiven 

Kursverlauf. Unterbrochen wurde diese Entwicklung im Februar 2007 durch heftige 

Kursschwankungen infolge von Spekulationsgeschäften an der chinesischen Börse 

sowie im Juli und August 2007 durch die Auswirkungen der US-Hypothekenkrise.

Angaben nach § 315 

Abs. 4 HGB MAINOVA-AKTIENKURS (IN €)

Demgegenüber zeigte die Mainova-Aktie im Geschäftsjahr 2007 eine Seitwärts-

bewegung bei leicht volatilem Verlauf. Der Aktienkurs stieg im Vergleich zum Vorjahr 

um rund 4 % auf 370 Euro. Dabei wurden rund 1.100 Inhaberaktien mit einem 

Gesamtvolumen von rund 400 Tsd. Euro an der Börse gehandelt. Seit Anfang 2001 

hat sich der Wert der Mainova-Aktie damit mehr als verdreifacht. 
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Mit Wirkung zum 1. Januar 2001 hat die Mainova AG mit dem Mehrheitsaktionär 

SWFH einen Gewinnabführungsvertrag nach § 291 AktG abgeschlossen. Dieser 

kann seit dem 31. Dezember 2006 jährlich mit einer Frist von sechs Monaten zum 

Jahresende von den Vertragspartnern gekündigt werden. Die SWFH hat sich im 

Gewinn abführungsvertrag verpflichtet, außen stehenden Aktionären für die Dauer 

des Vertrags einen festen Ausgleich (Garantiedividende) von 9,48 Euro je Stückaktie 

für jedes volle Geschäftsjahr zu gewähren und Aktien eines außen stehenden Aktio-

närs auf dessen Verlangen gegen eine Barabfindung von 172 Euro je Stückaktie zu 

erwerben.

Das beim Landgericht Frankfurt am Main anhängige so genannte Spruchstellen-

verfahren, in dem die angemessene Abfindung und die angemessene Ausgleichs-

zahlung gemäß §§ 304 ff. AktG gerichtlich bestimmt werden sollen, ist noch nicht 

abgeschlossen. Der gerichtlich bestellte Sachverständige hat das Gutachten zu diesem 

Sachverhalt erstellt und dem Landgericht im August 2007 vorgelegt. Das Landgericht 

hat daraufhin alle im Verfahren Beteiligten um Stellungnahme gebeten. Mainova hat 

dem Landgericht ihre Stellungnahme im November 2007 vorgelegt. Wie das Gericht 

entscheiden wird, ist derzeit noch nicht absehbar. Sollte im Rahmen des Verfahrens 

vom Gericht eine höhere Abfindung bzw. Garantiedividende festgesetzt werden, 

ist der Mehrbetrag allen außen stehenden Aktionären und damit auch denjenigen, 

die das Abfindungsangebot bereits angenommen und ihre Aktien an die SWFH 

zurückgegeben haben, zuzüglich Zinsen von SWFH nachzuvergüten.

Von den 60.704 Inhaberaktien (1,09 % des Grundkapitals), die im geregelten Markt 

der Deutsche Börse AG in Frankfurt am Main gehandelt werden, wurden rund 

11.000 Aktien bis zum 31. Dezember 2007 aufgrund des Abfindungsangebots von 

außen stehenden Aktionären an die SWFH zurückgegeben.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Zum Jahresende waren 2.884 (Vorjahr 2.950) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei 

Mainova und ihren Tochterunternehmen beschäftigt, davon befanden sich 246 

(Vorjahr 238) in der sogenannten „Ruhephase“ der Block-Altersteilzeit. Die konzern-

weit für die Ausbildung zuständige SWFH beschäftigte für uns zum Jahresende 

93 (Vorjahr 87) Auszubildende, die nach Beendigung der Ausbildung über befristete 

Arbeitsverträge übernommen werden sollen. Darüber hinaus beschäftigte die Gas-

geräte- und -heizungsgesellschaft mbH (GHG) zum Jahresende wie im Vorjahr 

7 Auszubildende. 

Forschung und Entwicklung 

In Gemeinschaftsprojekten mit unterschiedlichen Partnern beteiligen wir uns an 

mehreren anwendungsorientierten Entwicklungsvorhaben in den Bereichen rationelle 

Energieanwendung und neue Techniken; u. a. erproben wir Photovoltaikmodule der 

jüngsten Generation in einer Photovoltaik-Großanlage. Besondere Bedeutung messen 

wir dezentral und mobil einsetzbaren Techniken zur effizienten Energienutzung bei. 

Dabei konzentrieren wir uns zurzeit gemeinsam mit unseren jeweiligen Partnern auf 

solche Entwicklungen, die sich in besonderer Weise für das umweltschonende Erdgas 

als Brennstoff eignen und in absehbarer Zeit reelle Marktchancen haben. Dazu gehö-

ren die Microgasturbine, das Blockheizkraftwerk mit Stirling-Motor, die Diffusions-

Absorptions-Wärmepumpe und der monovalente Erdgasmotor für Nutzfahrzeuge.

Grundzüge des Vergütungssystems 
für den Vorstand

Bei Mainova wird die Vergütung der Vorstandsmitglieder vom Präsidium des Auf-

sichtsrats festgelegt. Die Vergütung der Vorstandsmitglieder setzt sich aus einem 

festen und einem variablen Anteil zusammen. Lediglich der feste Bestandteil ist ruhe-

gehaltsfähig. Der variable Anteil wird vom Präsidium des Aufsichtsrats bestimmt 

und richtet sich nach dem operativen Ergebnis der Gesellschaft in dem jeweiligen 

Geschäftsjahr. Ein Teil der variablen Vergütung ist garantiert. Die Höhe der Vor-

standsvergütungen ist im Anhang angegeben.

Vorgänge von besonderer Bedeutung nach Schluss
des Geschäftsjahres

Vorgänge von besonderer Bedeutung nach Schluss des Geschäftsjahres haben sich 

nicht ereignet.

Internes Steuerungssystem des Konzerns

Basis für die interne Steuerung der Mainova ist die Profitcenterrechnung, nach der 

unser Ergebnis sowohl nach Wertschöpfungsstufen als auch nach Sparten im Kern-

geschäft kontinuierlich verfolgt wird. Ausgehend von den Top-Kennzahlen ROCE 

(Return on Capital Employed) und Unternehmensergebnis werden für alle Unterneh-

mensbereiche Ziele als Ergebnisvorgaben auf Basis des EBIT (Ergebnis vor Zinsen 

3534



BRIEF AN DIE AKTIONÄRE BERICHT DES AUFSICHTSRATS KONZERNLAGEBERICHT  KONZERNABSCHLUSS CORPORATE GOVERNANCE

und Ertragsteuern) abgeleitet. Neben den rein finanziellen Zielen werden auch 

individuelle Projekt- und Mitarbeiterführungsziele vereinbart. Für 2007 wurden 

erstmals die Grundlagen für gemeinsam vereinbarte und messbare Ziele aller 

Führungskräfte gelegt. In 2008 werden auf Basis der Unternehmensplanung 

diese Zielvereinbarungen als Bestandteil des Vergütungssystems eingeführt. Für 

den Vorstand wird dazu ergänzend im Rahmen der Quartalsberichte eine Zusam-

men fassung der wesentlichen Steuerungskennzahlen erstellt. Neben den Investi-

tions- und Kostenentwicklungen werden hier die operativen Ergebnisse (EBIT) 

der Unternehmenseinheiten und Beteiligungen analysiert und erläutert. Dieses 

„Management-Cockpit“ wurde in 2007 aufgebaut und wird für 2008 erstmals 

im ersten Quartal angewendet. 

Bericht über wesentliche Chancen und Risiken

Die Risiken der Mainova ergeben sich sowohl aus ihrer eigenen Geschäftstätigkeit als 

auch aus der geschäftlichen Tätigkeit ihrer Tochter- und Beteiligungsgesellschaften 

in den jeweiligen Geschäftsfeldern. Der Vorstand der Mainova hat in Wahrnehmung 

seiner Gesamtverantwortung durch Richtlinien und Vorgaben den Rahmen für ein 

effizientes Risikomanagement geschaffen. 

Weder bei der Mainova noch bei den Beteiligungsunternehmen des Mainova-Kon-

zerns bestehen Risiken, welche die Existenz bzw. die Entwicklung einzelner oder 

mehrerer Unternehmen gefährden.

Der Risikomanagementprozess der Mainova sowie der NRM, MSD, MED und SRM 

ist einheitlich aufgebaut. Die Unternehmensrisiken werden im Sinne eines Früh-

erkennungssystems nach einem standardisierten Verfahren erfasst und hinsichtlich 

ihrer möglichen zukünftigen finanziellen Auswirkungen bewertet. Mittels geeigneter 

Indikatoren und des Maßnahmencontrollings wird ein frühzeitiges Gegensteuern 

ermöglicht. Die Dokumentation und Auswertung der Risiken erfolgt mittels der 

Standardsoftware R2C der Schleupen AG, Moers. 

Das materielle Risikomanagement liegt in der Zuständigkeit der Unternehmens-

bereiche bzw. bei den Tochtergesellschaften NRM, MSD, MED und SRM, die die 

Risiken identifizieren und entsprechend der erwarteten Eintrittswahrscheinlichkeit 

und der Bandbreite der möglichen Schadenshöhe bewerten. In der Verantwortung 

der Unternehmensbereiche sowie der genannten Tochtergesellschaften liegt es, 

geeignete Maßnahmen zur Vermeidung, Reduzierung und Kontrolle von Risiken 

zu initiieren und ihre Wirksamkeit sicherzustellen. Die übrigen Beteiligungsgesell-

schaften verfügen über eigenständige Instrumentarien, die unter Beachtung der 

jeweiligen Größe der Gesellschaft geeignet sind, bestandsgefährdende Risiken 

frühzeitig zu erkennen.

Die wesentlichen Chancen und Risiken des Mainova-Konzerns betreffen die Wert-

schöpfungsstufen Erzeugung, Verteilung, Energiebeschaffung und Energiehandel 

sowie Vertrieb.

Durch die Eigenerzeugung und Verteilung von Energie kann es trotz technologisch 

hochwertiger Verfahren, regelmäßiger Anlagenwartung, hinreichender Erneuerungs- 

und Neu-Investi tionen und systematischer Schulung der Mitarbeiter zu Betriebs-

störungen und zum Ausfall von Erzeugungsanlagen (z. B. Brennstoffmangel, keine 

ausreichende Kühlmöglichkeit) und Netzanlagen kommen.

Darüber hinaus resultieren die wesentlichen Chancen und Risiken in der Erzeugung 

und Verteilung insbesondere aus gesetzlichen Neuerungen. Ein Risiko besteht für die 

Eigenerzeugung – angesichts der noch ausstehenden Zuteilungsentscheidung – in 

einer Unterdeckung mit CO2-Zertifikaten für die zweite Handelsperiode. Zudem läuft 

die KWK-Förderung für alle unsere bestehenden KWK-Anlagen, in denen ein hoher 

Anteil unserer Stromerzeugung (58 %) gefördert wird, spätestens in 2010 aus. 

Zu begrüßen ist jedoch der Beschluss der Bundesregierung zur Fortführung der 

KWK-Förderung für neu errichtete und modernisierte hocheffiziente Anlagen nach 

2010 sowie die erstmalige Förderung von Wärmenetzen im Rahmen des neuen 

KWK-G sowie des EEWärmeG.

Die Bestrebungen auf europäischer Ebene zur eigentumsrechtlichen Entflechtung der 

Übertragungsnetze können derzeit noch nicht bewertet werden. Abzuwarten bleibt 

der weitere Gang der Diskussion und die nicht ausgeschlossene weitere Verfolgung 

der eigentumsrechtlichen Entflechtung auch für die Verteilnetzebene, die Auswirkun-

gen auf das Geschäftsmodell und die Geschäftstätigkeit der NRM haben können.

 

Im Bereich der Strom- und Erdgasverteilung ist aufgrund der gesetzlichen Regelun-

gen insbesondere in der ARegV, der bestehenden politischen Diskussion und der 

Planungen der Regulierungsbehörde zur weiteren Entwicklung der Netzentgelte für 

die kommenden Regulierungsperioden mit anhaltendem Druck auf die Netzentgelte 

zu rechnen.

Im Rahmen der ersten Entgeltgenehmigungsrunde haben die Regulierungsbehörden 

zahlreiche Regelungen insbesondere im Bereich der Kapitalkosten getroffen, mit 

denen sie die Netzentgeltverordnungen spezifiziert und ausgelegt haben. In zahl-

reichen Beschwerdeverfahren wurden diese Regelungen zwischenzeitlich einer 

gerichtlichen Prüfung unterzogen, deren Ergebnisse zum Teil deutlich voneinander 

abweichen. Rechtssicherheit wird in diesen Fällen erst durch entsprechende Urteile 

des BGH erzielt werden können, von deren Ausgang die weitere Regulierungspraxis 

abhängen wird. Ein Teil dieser Regelungen ist aber durch die Novelle der StromNEV 

bzw. GasNEV im Rahmen der ARegV im Sinne der BNetzA klargestellt worden. Für 

den Mainova-Konzern ergibt sich infolge der Kürzungen der Kapitalkosten eine gerin-

gere Eigenkapitalrendite, die zu Lasten der Eigenkapitalgeber (Aktionäre) gehen wird. 
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Für die zweite Entgeltgenehmigungsrunde hat die BNetzA über die bestehenden 

strittigen Positionen hinaus weitere Regelungen erlassen, gegen die die Netzbetrei-

ber zum Teil bereits Beschwerde eingelegt haben. Die laufenden Anhörungsverfah-

ren sowie die bereits erteilten Entgeltgenehmigungen für Übertragungsnetzbetreiber 

und die für die NRM erteilten Netzentgeltgenehmigungen für Strom haben gezeigt, 

dass es bereits in 2008 zu weiteren deutlichen Einschnitten bei den Netzentgelten 

kommen wird. Im Ergebnis wird das bisherige Entgeltniveau deutlich unterschritten 

werden. Für den Mainova-Konzern besteht dabei das Risiko, dass die Absenkungs-

vorgaben kurzfristig nicht durch entsprechende Kostensenkungen aufgefangen 

werden können. 

Gemäß § 21a EnWG ist die Einführung einer Anreizregulierung vorgesehen, mit 

der ein Als-ob-Wettbewerb eingeführt und so vermutete Effizienzreserven der Netz-

betreiber gehoben werden sollen. Die Umsetzungsdetails dieser Anreizregulierung 

regelt die am 6. November 2007 in Kraft getretene ARegV in Verbindung mit Ände-

rungen der StromNEV und der GasNEV. Am 15. Februar 2008 hat der Bundesrat 

die Bundesregierung jedoch bereits zur Novellierung der ARegV aufgefordert und 

zum Teil Verschärfungen verlangt. Die Beschlussfassung des Bundeskabinetts steht 

hierzu noch aus. Startwert für die Anreizregulierung und Bemessungsgrundlage für 

die in der ersten Periode der Anreizregulierung zu erwartenden Erlösabsenkungen 

ist das für 2008 genehmigte Kostenvolumen.

Trotz einzelner Verbesserungen, die die energiewirtschaftlichen Verbände in der 

Diskussion mit den Wirtschaftsministerien auf Bundes- und Landesebene erreichen 

konnten, gibt die ARegV hohe Erlösabsenkungen vor, die aller Voraussicht nach für 

viele Netzbetreiber nicht erreichbar oder gar übertreffbar sein werden. So ist es Ziel, 

die Netzentgelte über eine Dauer von zunächst zwei Regulierungsperioden à vier 

bzw. fünf Jahren schrittweise zu senken, wofür die Regulierungsbehörden den Netz-

betreibern konkrete Zielvorgaben für die Netzentgeltabsenkung machen werden. 

Neben einer allgemeinen Produktivitätsvorgabe (1,25 % pro Jahr in der ersten und 

1,5 % jährlich in der zweiten Regulierungsperiode) müssen die Netzbetreiber bis 

2017 bzw. 2018 eine individuelle Effizienzvorgabe realisieren, die sich am jeweils 

effizientesten Netzbetreiber orientiert. Die Effizienzgrenze wurde auf 60 % festge-

legt, sodass Netzbetreiber – über die allgemeine Produktivitätsvorgabe hinaus – 

maximal weitere 40 % ihrer Kosten einsparen müssen. Mit Blick auf die Investitions-

tätigkeit der Netzbetreiber ist voraussichtlich ab der zweiten Regulierungsperiode 

die zusätzliche Berücksichtigung einer Qualitätskomponente geplant. Da die Kapital-

kosten nur in engen Grenzen verändert werden können, werden die notwendigen 

Kostensenkungen im Rahmen der Anreizregulierung vor allem bei den Betriebskosten 

und damit letztlich beim Personal realisiert werden müssen. Die NRM hat für das 

Netzgebiet Main-Spessart die Teilnahme am vereinfachten Verfahren beantragt. 

Dieses sieht für kleine Netzbetreiber vereinfachte Vorschriften gemäß § 24 ARegV 

vor. Die BNetzA hat erklärt, den Antrag mit der Begründung, dass die de-minimis-

Grenzen zur Bestimmung kleiner Netzbetreiber auf den Netzbetreiber und nicht auf 

das Netzgebiet abstellt, möglicherweise ablehnen zu wollen. Die Anhörung hierzu 

läuft noch.

Bei allen Unsicherheiten bezüglich der konkreten Anwendung der ARegV gehen die 

Szenarien bei der NRM für das Netzgebiet Frankfurt derzeit von einer Absenkung 

im oberen zweistelligen Millionenbereich, für Hanau im oberen einstelligen und für 

GMS im unteren einstelligen Millionenbereich bis zum Ende der zweiten Regulie-

rungsperiode gegenüber den in 2005 bzw. 2006 beantragten Kosten aus. Dies würde 

nicht nur die Geschäftstätigkeit von Mainova und NRM maßgeblich beeinflussen, 

sondern auch auf Arbeitsplätze, Einkommen und Wertschöpfung in der Rhein-Main-

Region ausstrahlen. 

Die Kompensation von Erlösrückgängen in der genannten Größenordnung erfordert 

eine grundlegende Neuausrichtung des Netzgeschäfts. Zu den bereits frühzeitig 

ergriffenen Maßnahmen zählt das Ergebnisverbesserungsprogramm, in dem konzern-

weit umfangreiche Einzelmaßnahmen definiert wurden, die bis zum Jahr 2009 umge-

setzt werden sollen. Auch für 2008 und die Folgejahre werden daraus deutliche posi-

tive Auswirkungen auf das Unternehmensergebnis erwartet. Geplant ist, das Projekt 

über 2009 hinaus fortzuführen und weitergehende ergebnisverbessernde Maßnah-

men zu ergreifen.

Angesichts der Planungsunsicherheiten aus den Entgeltgenehmigungsverfahren 

und der Vorgaben der ARegV, die die Wirtschaftlichkeit von Netzinvestitionen infrage 

stellen, hat Mainova gemeinsam mit der NRM eine risikoorientierte Asset-Strategie 

erarbeitet. Ziel ist die langfristige Optimierung von Netzkosten und die Sicherung 

der Netzrendite. Auf Basis dieser Strategie sollen die Investitions- und Instand-

haltungs budgets unter Kosten-, Nutzen- und Risikoaspekten optimal allokiert wer-

den. Dabei muss in Kauf genommen werden, dass die Versorgungszuverlässigkeit der 

Netze nicht auf dem sehr guten Niveau gehalten werden kann, das wir im deutschen 

und europäischen Vergleich innehaben. Ob hier die geplante Qualitätskomponente 

in der Anreizregulierung ausreichende Entlastung schaffen kann, ist momentan nicht 

absehbar. Eine Einschränkung der Sicherheit der Netze wird aber nicht in Kauf 

genommen.

Darüber hinaus ist die NRM aufgrund ihrer frühzeitigen Gründung und ihres offenen 

Geschäftsmodells gut darauf vorbereitet, weitere Netzgebiete aufzunehmen und so 

die genannten Risiken über Wachstum und Größenvorteile zu reduzieren. Neben 

unserem Gründungspartner SWH hat auch unsere hundertprozentige Tochtergesell-

schaft GMS ihre Netze ab 1. Juli 2007 an die NRM verpachtet und so die Entflech-

tungsvorschriften fristgerecht erfüllt. Wie bereits bei Mainova und SWH werden auch 

die Mitarbeiter der GMS im Wege der Arbeitnehmerüberlassung an die NRM dauer-

haft überlassen. 
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Das Bundeskabinett hat am 5. Dezember 2007 mit der Änderung des § 21b EnWG 

der Öffnung des Messstellenbetreiber- und Messdienstleistermarktes den Weg 

bereitet. Eine Messzugangsverordnung (MessZV) liegt im Entwurf vor. Zahlreiche 

Handlungsabläufe sind dabei jedoch noch unzureichend konkretisiert. Geplant ist 

die Umsetzung der Neuregelung für Neuanlagen ab 1. Mai 2008, für alle Kunden bis 

2012. Ein erster Messstellenbetreiberrahmenvertrag wurde Ende 2007 zwischen der 

NRM und einer Drittfirma abgeschlossen, die zwischenzeitlich drei Zähler im Netz 

der NRM betreibt. An diesem konkreten Fall wurde deutlich, wie komplex die 

Abwicklung einer Netznutzungsrechnung über Zähler, die durch einen Dritten einge-

baut, ausgebaut und betrieben werden, in der Unternehmenspraxis ist. Gleichzeitig 

bietet die Marktöffnung für die MSD aber auch Chancen, zusätzliches Geschäft 

zu akquirieren.

Im Mai 2007 wurde zwischen Mainova und dem Hessischen Städte- und Gemeinde-

bund ein Muster-Wegenutzungsvertrag (bisher Konzessionsvertrag) für die Gas-

versorgung entwickelt. Der Vertrag baut auf den aktuellen Änderungen im Energie-

wirtschaftsrecht auf und berücksichtigt in einem ausgewogenen Verhältnis die 

Interessen der Kommunen und der Mainova. Auf dieser vertraglichen Basis wurden 

die Wegenutzungsverträge mit der Gemeinde Sulzbach und der Stadt Bad Soden 

verlängert. Neu gefasst wurde der Gaskonzessionsvertrag zwischen Mainova und 

der Stadt Frankfurt am Main, dem die städtischen Gremien Ende Februar 2008 

zugestimmt haben. Aktuell neu verhandelt werden die Gaskonzessionsverträge mit 

Hattersheim, Bad Homburg und Wehrheim.

Wachstumschancen im Straßenbeleuchtungsgeschäft haben wir mit der Gründung 

einer eigenständigen Tochtergesellschaft, der SRM StraßenBeleuchtung Rhein-Main 

GmbH, geschaffen. Stärkere Markttransparenz und kontinuierliche Prozessoptimie-

rung zielen darauf ab, die Übernahme von Fremdgeschäft und die Bildung von regio-

nalen Kooperationen zu erleichtern. 

Die Energiebeschaffung optimieren wir mittels unserer Energiehandelsgeschäfte, 

die wir über unsere Beteiligungsgesellschaft Syneco abwickeln. Damit verbunden 

sind Risiken aus unerwarteten Preisänderungen sowie Kontrahentenrisiken. 

Zur Absicherung von Commodity-Risiken werden in zunehmendem Maße derivative 

Instrumente eingesetzt. Chancen im Energiehandel ergeben sich zudem aus der 

Generierung zusätzlicher Erlöse. Die Überwachung der Handelsgeschäfte erfolgt im 

Rahmen des Risikocontrollings. Ferner werden in einem eigens hierfür eingerichteten 

Risikokomitee sämtliche Risiken entlang des Energieerzeugungs-, Energiebeschaf-

fungs-, Marketing- und Vertriebsprozesses überwacht und gesteuert. Das Risiko-

komitee stellt die Umsetzung der Risikostrategie und der Risikopolitik der Mainova 

in den zuvor genannten Prozessen sicher. Maßnahmen und Strategien zur Nutzung 

von Chancen und zur Kontrolle der Risiken aus der operativen Tätigkeit der teilneh-

menden Bereiche werden im Risikokomitee abgestimmt. Hierzu zählen insbesondere 

die Verabschiedung von Beschaffungs-, Vermarktungs- und Absicherungsstrategien 

sowie die Überwachung der Auslastung und Einhaltung des vom Vorstand vorge-

gebenen Limitsystems (Volumenlimite, Value-at-Risk). 

Langfristig abgeschlossene Gaslieferverträge der Ferngasgesellschaften sowie der 

weiterverteilenden Gasversorgungsunternehmen unterlagen bis zum 1. Oktober 2007 

einer Vertragsanpassung. Der Kartellsenat des OLG Düsseldorf bestätigte im Oktober 

2007 die dahingehende Anweisung des Bundeskartellamtes gegen die E.ON Ruhrgas 

AG, Essen, vom Januar 2006. Langfristige Lieferverträge sind demnach nur noch bei 

einer Lieferquote bis zu 50 % zulässig. Die zulässige Laufzeit verkürzt sich bei einer 

Lieferquote zwischen 50 und 80 % auf vier Jahre und bei einer Lieferquote über 80 % 

auf zwei Jahre. Auf die Gasbezugsverträge der Mainova haben diese neuen kartell-

rechtlichen Rahmenbedingungen keine Auswirkungen; sie wurden vom Bundeskar-

tellamt als unbedenklich eingestuft, weil Mainova der diversifizierte Bezug ihrer 

Beschaffungsgesellschaft GU zugerechnet wird.

Die Umstellung des Gasbezugs auf das Zweivertragsmodell wurde vollzogen. Darü-

ber hinaus wurde unser mit ERG bestehender Erdgasbezugsvertrag zum 1. Oktober 

2007 auf die GU übertragen. Damit stärken wir nachhaltig das Nachfragepotenzial 

sowie die Optimierungsmöglichkeiten unserer Beschaffungsgesellschaft GU. Gemein-

sam mit der GU und der Syneco werden wir zudem kurz- und mittelfristig in der 

Lage sein, unser Bezugsportfolio mit Handelsprodukten zu ergänzen und damit – auch 

über das bisherige Versorgungsgebiet hinaus – marktgerechte Lieferungen zu erbrin-

gen. Erste Verträge über Handelsprodukte in geringem Umfang wurden bereits als 

Pilotprojekte abgeschlossen. Damit sind die vertraglichen Grundlagen für die neuen 

Geschäfte im Rahmen der veränderten energiewirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

gelegt.

Unsere langfristigen Lieferverträge mit Weiterverteilerkunden haben aufgrund der 

kartellrechtlichen Anforderungen eine entsprechende Neugestaltung erfahren. 

Dabei haben wir den derzeitigen Stand und die überschaubare weitere Marktent-

wicklung ebenso wie das von der BNetzA für den Gasnetzzugang exklusiv vorgege-

bene Zweivertragsmodell berücksichtigt. Mit Ausnahme eines einzelnen Kunden-

verlustes haben wir sämtliche bisherige Gaslieferungen ab dem 1. Oktober 2007 im 

Rahmen von neuen Lieferverträgen mit ein- bis zweijährigen Laufzeiten fortgesetzt 

und damit unsere starke regionale Position als Beschaffungspartner kommunaler 

Kunden behaupten können. Angesichts des vermehrten Wettbewerbs bei zugleich 

deutlich kürzeren Vertragslaufzeiten wird das Risiko künftiger Kundenverluste und 

Margenrückgänge jedoch zunehmen. Daher ist es unser größtes Bestreben, auf der 

Beschaffungsseite entsprechende Kostenreduzierungen zu erreichen, die aber nicht 

zu Lasten der notwendigen Flexibilität, insbesondere auch bei der marktgerechten 

Erfüllung der Kundenanforderungen, gehen dürfen. Wir prüfen derzeit unter der 

Berücksichtigung der sich zunehmend verändernden Marktbedingungen für die 

Beschaffung kommunaler Erdgasmengen intensiv die Möglichkeit, die Beschaffungs-

partnerschaft mit unseren Weiterverteilerkunden erfolgreich in die Zukunft zu führen 
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und zu festigen. Dabei wollen wir unsere erfolgreich etablierten Zugänge zu den 

Beschaffungs- und Großhandelsmärkten – GU und Syneco – weiterhin nutzen.

Den vielfältigen Risiken, insbesondere den Risiken aus dem sich weiter verschärfen-

den Wettbewerb auf dem Strom- und Gasmarkt, begegnet Mainova mit einer 

vorausschauenden Vertriebspolitik und einer an den Markterfordernissen orientierten 

Preis- und Produktstrategie. Auch die Vertriebsorganisation wurde den Markterfor-

dernissen entsprechend neu ausgerichtet. Das laufende Projekt zur Optimierung 

der Kostenseite zeigt positive Ergebnisse. 

Sowohl durch die öffentliche Preisdiskussion, kartellrechtliche Preisüberprüfungen, 

Entwicklung der Rechtsprechung als auch durch den weiter zunehmenden Wett-

bewerbsdruck am Markt bestehen weiterhin Risiken, dass Beschaffungskosten-

erhöhungen nicht oder nur mit zeitlicher Verzögerung an die Kunden weitergegeben 

werden können. 

Im Gas- und Strommarkt nimmt der Wettbewerb spürbar zu. Mainova beteiligt sich 

dabei aktiv mit der Entwicklung von neuen, leistungsfähigen und vor allem kunden-

orientierten Produkten und der Erschließung neuer Absatzgebiete und -kanäle. Die 

Beherrschung damit einhergehender Lieferantenwechselprozesse und höherer Kom-

munikationsvolumina mit dem Kunden ist dabei elementar. Nur wer diese Massen-

prozesse im Sinne des Kunden reibungslos und mit einem hohen Automatisierungs-

grad abwickelt, ist in der Lage, seine Leistungen wettbewerbsfähig anzubieten. Um 

dieses zu ermöglichen, haben wir unsere internen Prozesse und Schnittstellen ange-

passt und optimiert und insbesondere die IT-seitigen Voraussetzungen geschaffen.

 

Mit dem Online-Produkt „novagas“ hat sich Mainova als Vorreiter im bundesweiten 

Gaswettbewerb positioniert. Als erster regionaler Versorger belieferten wir ab Jahres-

beginn 2007 Privatkunden außerhalb des originären Versorgungsgebietes und des 

eigenen Bundeslandes mit Erdgas. Mit „novagas“ haben wir zahlreiche Neukunden 

gewonnen und dabei Expertise im Online-Vertrieb von Energie aufgebaut. Das Ange-

bot unseres Produktes „novagas“, das zunächst befristet für das Kalenderjahr 2007 

galt, setzen wir auch in 2008 fort.

Als Angebot für sehr preisbewusste Privat- und Gewerbekunden hat Mainova die 

Produkte Strom Direkt und Erdgas Direkt entwickelt, die seit 1. Juli 2007 angeboten 

werden und günstige Preise mit dem verlässlichen Komfort des Mainova Online-

Service kombinieren. Damit begegnen wir dem verstärkten Preiswettbewerb mit 

anderen Anbietern und schaffen eine echte Wahlalternative für unsere Kunden. 

Seit 1. September 2007 haben wir das Angebot erfolgreich auf einen Umkreis von 

rund 50 Kilometern um das Frankfurter Stadtgebiet ausgeweitet.

Im gleichen Vertriebsgebiet bieten wir seit 1. Januar 2008 mit unserem neu ent-

wickelten Produkt „novanatur“ Naturstrom aus der Rhein-Main-Region an. Mit 

„novanatur“ bieten wir zertifizierten Ökostrom zur Markteinführung zum Preis von 

„normalem“ Strom (Mainova Classic) an. Damit richten wir uns an preisbewusste 

Privat- und Gewerbekunden, die zugleich Wert auf komplett CO2-frei erzeugten 

Strom legen. „novanatur“ ist eine konsequente Ergänzung des bereits seit acht 

Jahren von uns angebotenen Naturstroms ÖKaWe. Parallel dazu haben wir auch 

das Ökostrom-Angebot für Geschäftskunden ausgeweitet. 

Perspektivisch ist Mainova gut auf den zunehmenden Wettbewerb im Endkunden-

geschäft vorbereitet und bietet leistungsfähige Produkte mit herausragender Service-

qualität zu wettbewerbsfähigen Preisen an. Dies bestätigten auch in 2007 externe 

Serviceumfragen sowie regionale und deutschlandweite Strom- und Gaspreisverglei-

che. Mainova ist mit ihrem Dienstleister MSD zudem der erste Energieversorger, der 

eine Doppelzertifizierung gemäß den Qualitätsstandards Qualitymaster Communica-

tion Center (QMCC) und DIN EN ISO 9001:2000 erreicht hat. Als weiteren wesent-

lichen Erfolgsfaktor verstehen wir unsere Kundennähe, die wir mit einem Bekenntnis 

zur Region „Wir sind von hier“ zum Ausdruck bringen.

Derzeit überprüft das Hessische Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesent-

wicklung (HMWVL) als zuständige Behörde in einem Kartellverfahren die Wasser-

preise von acht hessischen Wasserversorgern, darunter auch die Wasserpreise der 

Mainova. Mit Verfügung vom 10. Dezember 2007 wurde Mainova eine Senkung der 

Preise für Haushalts- und Kleingewerbekunden um durchschnittlich 37 % aufgege-

ben. Der Zeitraum der Verfügung erstreckt sich vom 1. Juli 2005 bis zum 31. Dezem-

ber 2009.

Der Vorwurf überhöhter Preise ist für Mainova mit Blick auf die vom HMWVL genann-

ten Preisvergleiche nicht nachvollziehbar. Die Behörde hat bei ihrer Vergleichsbetrach-

tung zu Unrecht und zum Nachteil von Mainova die Qualität der Wasserversorgung, 

die Versorgungssicherheit und die unterschiedliche Beschaffungssituation nicht hin-

reichend berücksichtigt. Die gegenüber den Vergleichsunternehmen höheren Preise 

der Mainova sind aufgrund struktureller Unterschiede gerechtfertigt. Vielmehr hat 

Mainova ganz im Sinne einer stabilen Preispolitik die Trinkwasserpreise seit 2002 

nicht erhöht und die seitdem gestiegenen Kosten intern kompensiert. Zudem bietet 

Mainova unter den vom HMWVL adressierten Unternehmen im Mittelwert aller 

Verbrauchswerte und bereinigt um die Konzessionsabgabe die niedrigsten Preise an. 

In der Vergleichsgruppe aller kreisfreien Städte in Hessen für den Verbrauchsfall 

von 400 Kubikmetern sind wir bereinigt um die Konzessionsabgabe ebenfalls der 

günstigste Anbieter.

Mainova hat beim OLG Frankfurt am Main Beschwerde gegen die Verfügung zur 

Wasserpreissenkung der Hessischen Landeskartellbehörde Energie und Wasser vom 

10. Dezember 2007 eingelegt. Im Ergebnis gehen wir davon aus, dass sich aus der 

Preisprüfung keine Änderungen unserer Wasserpreise und damit auch keine gravie-

renden negativen Auswirkungen auf unser Ergebnis aus dem Wassergeschäft ergeben 
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Steigender Wettbewerb 
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werden. Sollte die Preissenkung dennoch umgesetzt werden müssen, entstünde ein 

nicht auszugleichender Verlust im Wassergeschäft von jährlich rund 15 Mio. Euro, 

eine nachhaltige erhebliche Wertminderung der Wasserversorgungsnetze und letzt-

lich eine Gefährdung der Versorgungssicherheit in Frankfurt am Main.

Parallel zum Landeskartellverfahren hat am 26. November 2007 der Hessische 

Rechnungshof gegenüber der Stadt Frankfurt am Main eine Prüfung der Wasser-

preise in Hessens Großstädten angekündigt. Dieses ebenfalls sehr umfangreiche 

Verfahren begann Anfang 2008 und läuft bis Mitte 2009. Die Preisbewertungskrite-

rien des Rechnungshofs sind dabei grundverschieden zu denen der Landeskartell-

behörde.

Mit Berufung auf § 315 BGB haben Kunden deutschlandweit Widerspruch gegen 

die Preisstellung ihres Gasversorgers eingelegt. Mit Urteil vom 13. Juni 2007 hat der 

Bundesgerichtshof entschieden, dass Gasversorger gemäß § 315 BGB verpflichtet 

sind, nach Widerspruch des Kunden die Billigkeit von Gaspreiserhöhungen nachzu-

weisen. Dieser Nachweis ist erbracht, sofern lediglich gestiegene Beschaffungskosten 

auf den Gaspreis umgelegt wurden. Mainova ist in der Lage, einen entsprechenden 

Nachweis zu erbringen.

Darüber hinaus haben die Landgerichte Bremen, Berlin und Dresden im Jahr 2006 

entschieden, dass in der Branche seit Jahren übliche Preisanpassungsklauseln für 

Erdgasprodukte wegen mangelnder Transparenz für Kunden unzulässig seien. Das 

OLG Dresden und das OLG Bremen haben diese Auffassung mit einem Urteil vom 

14. Dezember 2006 bzw. vom 16. November 2007 in zweiter Instanz bekräftigt und 

die Revision des Falls zum Bundesgerichtshof wegen seiner rechtsgrundsätzlichen 

Bedeutung zugelassen. Mit Urteil vom 29. April 2008 hat der Bundesgerichtshof die 

Erdgas-Preisanpassungsklausel der ENSO Erdgas GmbH, Dresden, für unwirksam 

erklärt. Ob und inwieweit dieses Urteil Relevanz für Mainova haben wird, kann erst 

nach Auswertung des vollständig veröffentlichten Urteils im Laufe des Jahres 2008 

beurteilt werden. Da die vom BGH zu beurteilende Preisanpassungsklausel Unter-

schiede zu der von Mainova verwendeten Klausel aufweist, kann nicht ohne Weiteres 

von einer Übertragbarkeit des Ergebnisses auf Mainova-Produkte ausgegangen 

werden. 

Risiken, die den Fortbestand der Mainova, ihrer Tochtergesellschaften oder einzelner 

Beteiligungen gefährden oder deren Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-

lich beeinträchtigen, wurden nicht identifiziert. Gleiches gilt bei Berücksichtigung 

der Gesamtrisikoposition des Mainova-Konzerns. Jedoch kann nicht ausgeschlossen 

werden, dass sich durch den verschärfenden Wettbewerb, die Netzentgeltregulie-

rung und die Verfügung zur Wasserpreissenkung der Hessischen Landeskartell-

behörde sowie die gerichtliche Überprüfung der Anwendbarkeit von Preisanpas-

sungsklauseln Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage ergeben 

können. 

Um Mainova in einem sich tiefgreifend ändernden Umfeld auch weiterhin gut zu 

positionieren, hat der Vorstand der Mainova beschlossen, das Ergebnisverbesserungs-

programm über das Geschäftsjahr 2009 hinaus in Form eines Strategieprojektes 

fortzuführen. Dieses hat zum Ziel, konzernweit insbesondere Wachstums- aber auch 

Prozessoptimierungspotenziale zu identifizieren und diese mittelfristig zu heben, um 

damit das Unternehmensergebnis sowie die Profitabilität nachhaltig zu verbessern.

Zukünftige Geschäftsentwicklung 

Für das Geschäftsjahr 2008 geht der Sachverständigenrat von einer Verlangsamung 

der Konjunktur aus und prognostiziert einen Anstieg des Bruttoinlandsprodukts von 

1,9 %. Die Dynamik wird insbesondere von der Binnenwirtschaft, vor allem vom 

privaten Konsum, getrieben. Erwartet wird eine deutliche Erhöhung der verfügbaren 

Einkommen als Folge des Wegfalls der dämpfenden Wirkung der Fiskalpolitik in 2007, 

des kräftigeren Anstiegs der Löhne im Vergleich zu 2007 sowie des fortgesetzten, 

wenngleich verlangsamten Beschäftigungsaufbaus. Die Wachstumsimpulse aus dem 

Außenhandel werden sich in 2008 deutlich abschwächen, da die abkühlende Welt-

konjunktur und die Aufwertung des Euro zu einem verringerten Anstieg der Exporte 

führen werden. Zudem wird die schwungvollere Entwicklung des inländischen Kon-

sums den Importen kräftigere Impulse verleihen. Der Anstieg der Verbraucherpreise 

wird im Jahresdurchschnitt voraussichtlich 2 % betragen und steht erneut im Zeichen 

steigender Rohstoffpreise, insbesondere des Ölpreises, sowie der Entwicklung der 

Strom- und Gaspreise.

Die Kohle-, Rohöl- bzw. Heizöl- sowie CO2-Notierungen konnten zu Jahresbeginn 

2008 das im vierten Quartal 2007 erreichte sehr hohe Niveau behaupten und lösten 

Käufe am Stromterminmarkt aus, die die Jahreskontrakte 2009 bis 2012 für Grundlast 

(Baseload) auf neue Höchststände von über 60 Euro pro Megawattstunde führten.

Die weitere Entwicklung der Öl- und Kohlepreise wird sich in den kommenden 

Wochen und Monaten im Spannungsfeld zwischen einer angespannten Versorgungs-

lage bei diesen Rohstoffen und einem gegenüber den Erwartungen niedrigeren 

Energiebedarf als Resultat einer sich womöglich abschwächenden Weltkonjunktur, 

bewegen. Dagegen dürfte sich der Wert der CO2-Zertifikate stärker an den politi-

schen Rahmenbedingungen für den Emissionshandel betreffend die laufende zweite 

Handelsperiode 2008 bis 2012 sowie den Aussichten für ein Klimaabkommen für den 

Zeitraum danach orientieren. Ferner spielt hier für den zukünftigen Preisverlauf auch 

die Angebotsmenge an Verschmutzungsrechten, die aus Vermeidungsprojekten im 

Rahmen von Clean Development Mechanism (CDM) und Joint Implementation (JI) 

stammen, eine Rolle.

Vor diesem Hintergrund erwarten wir in diesem Jahr einen recht volatilen Preis-

verlauf, der bei positivem Wirtschaftsverlauf durchaus weiter steigende Strom- und 
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ölgebundene Gaspreise nach sich zieht, der aber auch im Falle einer sich 

abschwächenden Weltkonjunktur zu fallenden Energiepreisen führen kann.

In den ersten drei Monaten konnte Mainova von der deutlich kühleren Witterung 

profitieren. Die Gradtagszahlen lagen im ersten Quartal mit 12 % über dem Vorjahres-

niveau. Für das gesamte Geschäftsjahr 2008 und auch für 2009 erwarten wir „normale“ 

Temperaturen in den Heizperioden bei gleichzeitiger Verlangsamung der Konjunktur, 

die zu einer temperaturbedingten Absatzsteigerung in den wärme geführten Sparten 

gegenüber 2007 führen wird. Die steigenden Primärenergiekosten des ersten Quartals 

und die vorliegenden Prognosen für 2008 und 2009 führen zu steigenden Beschaf-

fungskosten für Strom, Erdgas und Kohle. Hier prognostizieren wir insgesamt für 2008 

einen Anstieg von weit über 10 % gegenüber dem Vorjahr, der auch in 2009 auf 

diesem Niveau verharren wird. Auf der Absatzseite rechnen wir mit deutlichem Wett-

bewerb im Gas- und Stromgeschäft, der zu Kundenverlusten und Absatzminderungen 

in 2009 führen wird. Die steigenden Beschaffungskosten bei gleichzeitigen Kunden-

verlusten in unseren angestammten Vertriebsmärkten sollen durch die nachhaltigen 

Bestrebungen im Rahmen des Ergebnisverbesserungsprogramms und Kundenge-

winne außerhalb der Netzgebiete kompensiert werden. Mainova wird in 2008 und 

2009 von dem kontinuierlichen Ausbau des Wärme geschäftes profitieren und in die-

sem Geschäftsfeld weiter wertorientiert wachsen. Für das kommende Jahr 2008 sind 

wir optimistisch, die geplanten Ergebnisse in allen Bereichen des Kerngeschäftes zu 

realisieren. Für 2008 streben wir ein operatives Ergebnis an, das leicht unter dem 

Vorjahreswert liegen wird. Für 2009 erwarten wir eine Steigerung des Wertbeitrages 

in allen Sparten und einen Anstieg des operativen Ergebnisses.

Die Kürzungen der Kapitalkosten im Rahmen des zweiten Entgeltbescheides werden 

zu einer deutlichen Reduktion der Rendite aus dem Netzanlagevermögen führen. 

Ebenso wird sich unser Beteiligungsergebnis aufgrund der Netzregulierung und der 

damit verbundenen Risiken spürbar verschlechtern. Dies schlägt sich in den mittel-

fristigen Wirtschaftsplänen der Gesellschaften in konkreten Zahlen nieder. 

Für das Geschäftsjahr 2008 planen wir Gesamtinvestitionen in Höhe von gut 

136 Mio. Euro. Davon entfallen allein 57 Mio. Euro auf die Erneuerung und den 

Ausbau der Netze, 25 Mio. Euro auf Erzeugungsanlagen für Strom und Fernwärme 

und 34,7 Mio. Euro auf Investitionen in Beteiligungen.

Im HKW West erhöhen wir den Automatisierungsgrad zweier Kraftwerksblöcke. 

Die Investition wird voraussichtlich im Jahr 2009 abgeschlossen sein. Des Weiteren 

planen wir den Bau einer Wärmeverbindungsleitung zwischen dem HKW West und 

dem HKW Niederrad sowie damit einhergehend den Einbau einer leistungsstärkeren 

Dampfturbine im HKW West. Die Wärmeverbindungsleitung ermöglicht künftig 

einen flexibleren Brennstoffeinsatz sowie eine Aufspeisung des Fernwärmenetzes 

Niederrad ohne zusätzliche Investition im dortigen HKW – insbesondere zur Versor-

gung unseres Kunden Fraport. In Zusammenarbeit mit der Fraport AG werden wir ab 

2008 auch in die Kapazitätserweiterung der Wärme- und Kälteversorgung auf dem 

Frankfurter Flughafen investieren. Neben Erweiterungsinvestitionen im vorhandenen 

Heiz-Kältewerk und im Heizwerk Süd wird ein weiteres Heiz-Kältewerk gebaut.

Im Bereich der Netze investieren wir 2008 insbesondere in die unterirdische Ver-

legung des Umspannwerks Hochstraße. Die Notwendigkeit hierfür entstand aus der 

Intention der Stadt Frankfurt, das wegen seiner zentralen Lage in der Nähe des 

Bankenviertels werthaltige Gesamtareal zu vermarkten und städtebaulich aufzu-

werten. Für Mainova ist ein Umspannwerk im Bereich des jetzigen Standortes auch 

in Zukunft unverzichtbar, da es als zweitwichtigstes Umspannwerk der Mainova 

im Frankfurter Stadtgebiet große Teile der Innenstadt und das Bankenviertel mit 

elektrischer Energie versorgt. Nach Fertigstellung im Jahr 2011 wird das Umspann-

werk Hochstraße das modernste seiner Art in Europa sein. Die Kosten für das Projekt 

in Höhe von rund 25 Mio. Euro können zum größten Teil durch den Verkaufserlös 

aus dem Grundstück, auf dem das Umspannwerk derzeit errichtet ist, gedeckt 

werden. Ein weiteres Investitionsprojekt im Netzbereich mit einem geschätzten 

Gesamt investitionsvolumen von 23 Mio. Euro stellt der Bau einer 6 km langen Fern-

wärmeverbindungsleitung zwischen dem Müllheizkraftwerk Nordweststadt und 

dem Heizwerk Lübecker Straße am Universitätscampus Westend und den zugehöri-

gen Pumpstationen dar. Allein durch diese Investition werden in Zukunft jährlich 

circa 100.000 Megawattstunden fossiler Brennstoffe durch Abwärme aus der Müll-

verbrennung substituiert. Dadurch verringern wir den jährlichen Ausstoß um 

23.000 Tonnen CO2.

Weitere größere Investitionen tätigen wir in unsere Erschließungsgebiete „Am Ried-

berg“ im Norden Frankfurts und „Gateway Gardens“ am Frankfurter Flughafen. 

Am Riedberg erfolgt in 2008 neben der kontinuierlichen inneren Erschließung mit 

Strom, Wasser und Fernwärme die äußere Erschließung mit Fernwärme. Durch den 

Ersatz der vorhandenen provisorischen Anschlussleitung können wir den ansteigen-

den Wärmebedarf im neuen Gebiet abdecken. Die erste von zwei Entwicklungsstufen 

der Erschließung des Gebietes Gateway Gardens mit Strom, Wasser, Wärme, Kochgas 

und Beleuchtung wird in 2008 fertig gestellt. Die Realisierung der zweiten Stufe ist 

für das Jahr 2012/2013 geplant.

Ab 2008 geplant ist darüber hinaus der Neubau eines weiteren Bürogebäudes auf 

dem Mainova-Gelände in der Solmsstraße. Das Gesamtinvestitionsvolumen für 

den Neubau inklusive Baufeldfreimachung und Altlastensanierung beträgt rund 

19 Mio. Euro. Im Vergleich zum Erhalt des bisher als Bürogebäude genutzten alten 

Verwaltungshochhauses, das sich in einem stark sanierungsbedürftigen Zustand 

befindet, ist ein Neubau die günstigere Variante und ermöglicht die Umsetzung 

einer effektiven und an den Arbeitsabläufen orientierten Raumplanung.

In unsere Beteiligung an der Gemeinschaftskraftwerk Irsching GmbH (GKI) in Höhe 

von 15,6 % investieren wir in 2008 rund 24,5 Mio. Euro. Der Grundstein für das 

Ergebnisentwicklung 

2008 und 2009

Investitionen 
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Gas- und Dampfturbinenkraftwerk mit einer elektrischen Leistung von 800 Mega-

watt wurde am 15. November 2007 gelegt. Mit dieser zukunftsweisenden Finanz-

investition stärken wir unsere Eigenerzeugungskapazitäten und tragen zum Schutz 

der Umwelt bei. Das Kraftwerk wird mit einem hohen, umweltfreundlichen Wir-

kungs grad von 58 % zu den energieeffizientesten aller erdgasgefeuerten Kraftwerke 

in Deutschland gehören. Die Inbetriebnahme ist für Mai 2009 geplant. Darüber 

hinaus wollen wir mit Konzentration auf unser regionales Kerngeschäft unser Beteili-

gungsportfolio mit dem Erwerb weiterer wesentlicher Beteiligungen abrunden und 

die daraus resultierenden Synergiepotenziale und Marktchancen noch stärker als 

bisher nutzen.

Nachdem im Bereich Personal die verschiedenen Maßnahmen zur Anpassung des 

Personalbestandes Wirkung zeigen, können die Personalziele unseres Projektes 

„Ergebnisverbesserung“ bis zum Jahr 2009 voraussichtlich erreicht werden. Vor dem 

Hintergrund der Entwicklungen in der Energiebranche bedarf es darüber hinaus 

auch zukünftig weiterer Anstrengungen, um das Unternehmen in personalwirtschaft-

licher Hinsicht für die kommenden Herausforderungen zu rüsten. Soweit in diesem 

Zusammenhang weitere Personalanpassungen notwendig werden, wird dies auch 

weiterhin durch sozialverträgliche Maßnahmen realisiert werden können.

Die Folgen des demographischen Wandels werden in den kommenden Jahren für 

alle Unternehmen spürbar. Dem in diesem Zusammenhang zu erwartenden Fach-

kräftemangel begegnet Mainova frühzeitig durch die Anpassung der Personal-

beschaffungsstrategie. Dies beinhaltet neben dem weiteren Ausbau einer attraktiven 

Arbeitgebermarke insbesondere auch die Ausbildung und Förderung eigener Nach-

wuchskräfte. Zur Sicherstellung unseres akademischen Nachwuchses wird Mainova 

die Zusammenarbeit mit verschiedenen Hochschulen weiter intensivieren. Besondere 

Bedeutung kommt dabei der Schaffung zusätzlicher Trainee-Stellen zur Vorbereitung 

geeigneter Nachwuchskräfte für die Übernahme qualifizierter Fach- und Führungs-

aufgaben zu. Im Hinblick auf die Weiterentwicklung des bestehenden Personals 

werden wir die umfangreichen Qualifizierungsangebote beibehalten und bedarfs-

gerecht weiter ausbauen. Beispielhaft hierfür ist die Ausbildung unserer Kraftwerker 

und Kraftwerksmeister.

Mit dem Ziel, der immer größer werdenden Bedeutung engagierter und moti-

vierter Mitarbeiter Rechnung zu tragen und um individuelle Leistung entsprechend 

zu honorieren, wurde in 2007 „Mainova Vario Plus“ eingeführt. Dieses Instrument 

regelt künftig die Zahlung einer variablen Vergütungskomponente an unsere 

tariflichen Mitarbeiter. Das Budget für die variable Vergütung atmet mit dem 

Unternehmens erfolg. Die Höhe der individuellen Vergütung der Mitarbeiter ist 

damit abhängig vom Ergebnis einer Leistungsbeurteilung sowie vom Unternehmens-

erfolg. Damit eröffnen wir unseren tariflichen Mitarbeitern die Chance, auf der Basis 

ihrer individuellen Leistung künftig stärker als bisher am Erfolg des Unter nehmens 

zu partizipieren. 

Unsere Kunden erwarten von uns, dass wir möglichst effizient und zielorientiert 

arbeiten und uns schnell wechselnden Marktgegebenheiten anpassen. Sie erwarten, 

dass wir veränderungs- und wandlungsfähig sind, indem wir Arbeitsabläufe und 

Produkte stetig optimieren. Deshalb wurde im Geschäftsjahr 2007 das Projekt 

„Mainova Kultur weiterentwickeln“ ins Leben gerufen. Dazu gehört die Entwicklung 

neuer Unternehmensleitlinien und Führungsgrundsätze. Zugleich verfolgen wir 

das Ziel, trotz der diversen organisatorischen Veränderungen des Unternehmens 

die einheitliche Identität von Mainova zu wahren. Anknüpfend an den positiven 

Aspekten im gelebten Alltag unserer Unternehmenskultur, wollen wir eine sichere 

Basis für unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter schaffen, um auch weiterhin 

marktgerecht und zügig agieren zu können.

Frankfurt am Main, den 14. Mai 2008

Dr. Constantin Alsheimer Lothar Herbst Joachim Zientek

Personal
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BILANZ

 AKTIVSEITE  Tsd. € Anhang  31.12.2007 31.12.2006

Langfristige Vermögenswerte   

Immaterielle Vermögenswerte (11) 26.683 26.067

Sachanlagen (11) 985.833 1.061.964

At equity bilanzierte Beteiligungen (12) 244.576 242.518

 Übrige langfristige Forderungen und finanzielle 
Vermögenswerte (13) 133.709 54.542

Latente Steueransprüche (17) 2.485 997

  1.393.286 1.386.088

   

Kurzfristige Vermögenswerte   

Vorräte (14) 20.841 23.557

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen (15) 260.883 194.764

Sonstige Vermögenswerte (16) 274.023 289.880

Flüssige Mittel  5.476 19.092

  561.223 527.293

  1.954.509 1.913.381

 PASSIVSEITE  Tsd. € Anhang  31.12.2007 31.12.2006

Eigenkapital   

Anteile des Konzerns

Gezeichnetes Kapital (18) 142.336 142.336

Kapitalrücklage  207.082 207.082

Gewinnrücklagen (19) 505.970 452.486

  855.388 801.904

Minderheitenanteile (20) 21.235 21.570

  876.623 823.474

   

Langfristige Schulden   

Langfristige Finanzschulden (23) 305.870 331.525

Übrige langfristige Verbindlichkeiten (25) 21.292 8.291

Pensionsrückstellungen (21) 35.067 38.354

Andere langfristige Rückstellungen (22) 102.981 102.812

Latente Steuerverbindlichkeiten (17) 131.340 174.362

  596.550 655.344

   

Kurzfristige Schulden   

Kurzfristige Finanzschulden (23) 37.646 36.473

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen (24) 171.817 134.117

Sonstige Rückstellungen (22) 21.974 67.102

Übrige kurzfristige Verbindlichkeiten (25) 249.899 196.871

  481.336 434.563

  1.954.509 1.913.381
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GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG AUFSTELLUNG DER ERFASSTEN
ERTRÄGE UND AUFWENDUNGEN

Tsd. € Anhang  2007 2006

Umsatzerlöse (1) 1.497.713 1.583.735

Bestandsveränderungen  1.142 2.160

Andere aktivierte Eigenleistungen  9.837 9.704

Sonstige betriebliche Erträge (2) 56.101 72.934

Materialaufwand (3) 1.105.705 1.178.530

Personalaufwand (4) 163.880 159.352

Abschreibungen  (5), (11) 65.904 85.316

Sonstige betriebliche Aufwendungen (6) 129.995 125.673

Operatives Ergebnis  99.309 119.662

Ergebnis aus at equity bilanzierten Beteiligungen (7) 2.767 16.525

Finanzerträge (8) 20.326 10.799

Finanzaufwendungen (9) 23.544 30.999

Ergebnis vor Ertragsteuern  98.858 115.987

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag (10) -16.615 63.443

Ergebnis nach Ertragsteuern  115.473 52.544

Minderheitsgesellschaftern zurechenbares Jahresergebnis  2.248 3.158

Gesellschaftern der Mainova AG zurechenbarer Jahresüberschuss 113.225 49.386

Ergebnis je Stückaktie der Stadtwerke Frankfurt am Main 
Holding GmbH als Organträger in Euro (10)  

    unverwässert  27,07 11,81

    verwässert  27,07 11,81

Tsd. € 2007 2006

Versicherungsmathematische Gewinne/Verluste aus leistungs-
orientierten Pensionszusagen und Deputaten  3.714 -3.818

Latente Steuern auf versicherungsmathematische Gewinne/Verluste -2.243 1.519

Direkt im Eigenkapital erfasste Wertänderungen  1.471 -2.299

Ergebnis nach Ertragsteuern  115.473 52.544

Summe aus Periodenergebnis und direkt im Eigenkapital 
erfassten Wertänderungen der Periode  116.944 50.245

    davon Konzernanteil am Ergebnis  114.696 47.087

    davon Anteile anderer Gesellschafter am Ergebnis  2.248 3.158
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KAPITALFLUSSRECHNUNG

Tsd. € 2007 2006

Ergebnis vor Ertragsteuern  98.858 115.987

Abschreibungen auf immaterielle Vermögenswerte und 
Sachanlagen  65.904 85.316

Zinsergebnis  -1.827 16.324

Veränderung der Rückstellungen  -7.872 -12.143

Ergebnis aus dem Abgang von Anlagevermögen  1.499 4.305

Veränderung der Vorräte, der Forderungen aus Lieferungen 
und Leistungen sowie anderer Aktiva  -104.133 19.100

Veränderung der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen sowie anderer Passiva  57.446 73.379

Veränderung der Derivate  -270 -4.414

Zahlungsunwirksame Effekte aus der Bewertung at equity  -2.767 -16.524

sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen und Erträge  -2.626 -4.146

gezahlte Zinsen  -16.568 -18.063

erhaltene Zinsen  20.193 10.335

erhaltene Dividenden  14.358 17.069

gezahlte Ertragsteuern  -44.455 -47.833

Cashflows aus laufender Geschäftstätigkeit  77.740 238.692
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Tsd. € 2007 2006

Immaterielle Vermögenswerte und Sachanlagen  

   Investitionen  -76.066 -87.778

   Einzahlungen aus Anlagenabgängen  2.963 1.105

Termingeldanlagen  -50.000 0

Finanzierungsleasing  

   Investitionen in Finanzierungsleasing  -2.029 -69

   Einzahlung aus der Tilgung von Leasingforderungen  2.546 1.014

At equity bilanzierte Beteiligungen  

   Kapitalerhöhung Syneco GmbH & Co. KG, München  -5.899 0

    Einzahlung in die Kapitalrücklage Gemeinschaftskraftwerk 
   Irsching GmbH, Vohburg  -13.611 0

   Kaufpreisrückzahlung Stadtwerke Hanau GmbH  0 1.168

Langfristige Ausleihungen  

   Auszahlungen für Dritten gewährte Darlehen  -452 -1.525

   Einzahlungen aus der Tilgung von Dritten gewährten Darlehen 2.786 2.284

Nachträgliche Anpassung Kaufpreis für die über die Erdgas West-
thüringen Beteiligungsgesellschaft mbH gehaltenen Beteiligungen 0 -6.376

sonstige Veränderungen  18 -1.041

Cashflows aus Investitionstätigkeit  -139.744 -91.218

Gewinnabführung an das Mutterunternehmen  -55.554 -40.445

An Minderheitsgesellschafter gezahlte Dividenden  -2.714 -78

Aufnahme von Finanzschulden  1.730 1.510

Auszahlungen aus der Tilgung von Krediten  -28.963 -24.652

Einzahlungen aus Baukostenzuschüssen  23.377 15.507

sonstige Veränderungen  131 0

Cashflows aus Finanzierungstätigkeit  -61.993 -48.158

Veränderung des Finanzmittelfonds  -123.997 99.316

Finanzmittelfonds zum Anfang der Berichtsperiode  234.545 135.229

Finanzmittelfonds zum Ende der Berichtsperiode  110.548 234.545

Zusammensetzung des Finanzmittelfonds:  

Flüssige Mittel laut Bilanz  5.476 19.092

Finanzmittel bei der Stadtwerke Frankfurt am Main Holding   108.307 217.255

Tagesgeldanlagen Beteiligungen  -3.235 -1.802

Finanzmittelfond gesamt  110.548 234.545
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1. Allgemeine Grundlagen

Der Konzernabschluss der Mainova Aktiengesellschaft mit Sitz in Frankfurt am Main 

(Mainova) wurde nach den International Financial Reporting Standards (IFRS), 

wie sie in der Europäischen Union (EU) anzuwenden sind, und den ergänzend nach 

§ 315a Abs. 1 HGB zu beachtenden handelsrechtlichen Vorschriften aufgestellt.

Das oberste Mutterunternehmen der Mainova ist die Stadtwerke Frankfurt am Main 

Holding GmbH (SWFH), Frankfurt am Main, die einen Konzernabschluss für den 

größten Kreis an Unternehmen nach HGB aufstellt, der im elektronischen Bundes-

anzeiger veröffentlicht wird.

Für die Bilanzierung, Bewertung und den Ausweis im Konzernabschluss 2007 haben 

wir die am Abschlussstichtag verpflichtenden IFRS und die Interpretationen des Inter-

national Financial Reporting Interpretations Committee (IFRIC) hierzu vollständig und 

uneingeschränkt angewendet.

Der Konzernabschluss der Mainova vermittelt ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage.

Um die Gleichwertigkeit mit einem nach handelsrechtlichen Vorschriften aufgestell-

ten Konzernabschluss zu erzielen, werden alle über die Regelungen des Internatio-

nal Accounting Standards Board (IASB) hinausgehenden gesetzlichen Angaben- 

und Erläuterungspflichten, insbesondere die Erstellung eines Lageberichts, erfüllt.

Mainova erstellt diesen Konzernabschluss aufgrund der Aufstellungspflicht für 

börsennotierte Aktiengesellschaften.

Der Konzernabschluss der Mainova wurde am 14. Mai 2008 vom Vorstand zur 

Weitergabe an den Aufsichtsrat freigegeben. Der Konzernabschluss wird beim elek-

tronischen Bundesanzeiger offen gelegt.

Unternehmensgegenstand sind die Versorgung mit leitungsgebundenen Energie trä-

gern und Wasser, Telekommunikation sowie artverwandte Dienstleistungen. Mainova 

ist als kommunaler Energieversorger hauptsächlich im Gebiet der Stadt Frankfurt am 

Main tätig und versorgt dort Abnehmer mit Strom, Gas, Wasser sowie in Teilgebieten 

mit Wärme bzw. Kälte. Darüber hinaus ist der Mainova-Konzern tätig als Erdgasver-

sorger bei verschiedenen Städten und Gemeinden in der Rhein-Main-Region und 

Unterfranken. Außerdem liefern wir hier sowie in Oberhessen Erdgas an örtliche 

und regionale Gasversorger. Über unsere Beteiligungsgesellschaften in Süd thüringen 

beliefern wir außerdem Endkunden im Erdgas-, Wärme- und Strom geschäft.

Zur übersichtlicheren Darstellung sind in der Gewinn- und Verlustrechnung sowie 

in der Bilanz Posten zusammengefasst und im Anhang gesondert aufgeführt und 

erläutert. Die Beträge werden soweit nicht anderweitig vermerkt in Tsd. Euro 

angegeben.

Die Gewinn- und Verlustrechnung ist nach dem Gesamtkostenverfahren aufgestellt.

Der vorliegende Abschluss umfasst das Geschäftsjahr 2007 auf der Basis der Berichts-

periode vom 1. Januar bis 31. Dezember des Jahres mit einer Vergleichsperiode.

2. Konsolidierungskreis 
 

Nach der Vollkonsolidierungsmethode werden alle Mehrheitsbeteiligungen (Tochter-

unternehmen) der Mainova in den Konzernabschluss einbezogen, auf deren Finanz- 

und Geschäftspolitik ein beherrschender Einfluss ausgeübt werden kann.

Die Equity-Konsolidierung kommt bei assoziierten Unternehmen zur Anwendung, 

wenn ein maßgeblicher Einfluss auf die Finanz- und Geschäftspolitik des assoziierten 

Unternehmens vorliegt. Ferner werden Anteile an Gemeinschaftsunternehmen 

(Joint Ventures) nach der Equity-Methode bewertet.

Der Konsolidierungskreis setzt sich gegenüber dem Vorjahr unverändert wie folgt 

zusammen:

ANHANG 
FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR 2007

  31.12.2007 31.12.2006 

 Vollkonsolidierte Unternehmen 8 8

 Assoziierte Unternehmen 10 10

 Gemeinschaftsunternehmen 5 5

Die assoziierten Unternehmen ENAG/Maingas Energieanlagen GmbH (EMEG), Gasver-

sorgung Offenbach GmbH (GVO), Werragas GmbH (Werragas), Eisenacher Versor-

gungsbetriebe GmbH (EVB) und die Ohra Hörselgas GmbH (Ohra Hörselgas) wurden 

auf Basis von Abschlüssen mit dem Stichtag 30. September 2007 einbezogen.
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 Tsd. € 2007 2006

 Bilanz

 Vermögenswerte 19.175 18.420

 Schulden 5.802 8.025

 GuV

 Umsatzerlöse 17.493 17.132

 Periodenergebnis 720 480

Die Gemeinschaftskraftwerk Irsching GmbH (GKI) wird trotz eines Anteilsbesitzes 

von unter 20 % (die Beteiligung der Mainova beträgt 15,6 %) als assoziiertes Unter-

nehmen nach der Equity-Methode bewertet, da der Mainova durch den Gesellschaf-

tervertrag maßgeblicher Einfluss eingeräumt wird. Bei sämtlichen wichtigen 

geschäftspolitischen Entscheidungen (z. B. Investitionen, Aufnahme von Krediten, 

Abschluss oder Änderung von Verträgen sowie Bestellung und Abberufung von 

Geschäftsführern) ist Einstimmigkeit der Gesellschafter erforderlich.

Dem Anhang ist eine Beteiligungsliste beigefügt, welche alle wesentlichen Tochter-

unternehmen, Gemeinschaftsunternehmen und assoziierten Unternehmen mit 

Angaben zum letzten Jahresabschluss nach den Regelungen der IFRS (Umsatz, Eigen-

kapital und Jahresergebnis) enthält.

Anteile an assoziierten Unternehmen, die aus Konzernsicht insgesamt von unter-

geordneter Bedeutung sind, werden zu Anschaffungskosten bilanziert. Eine Darstel-

lung wesentlicher Eckdaten der nicht einbezogenen assoziierten Unternehmen gibt 

folgende Übersicht:

3. Konsolidierungsgrundsätze
 

Die in die Konsolidierung einbezogenen Abschlüsse der inländischen Tochterunter-

nehmen sowie die Abschlüsse der at equity bilanzierten Beteiligungen wurden ein-

heitlich nach den bei der Mainova geltenden Bilanzierungs- und Bewertungsmetho-

den aufgestellt.

Die Kapitalkonsolidierung für die Tochterunternehmen erfolgt nach der Erwerbs-

methode. Dabei werden die Anschaffungskosten für Anteile an Tochterunternehmen 

mit dem nach IFRS bewerteten Buchwert des anteiligen Eigenkapitals des Tochter-

unternehmens verrechnet. Sich ergebende Unterschiedsbeträge werden auf Vermö-

genswerte der einbezogenen Unternehmen soweit aktiviert, als sie mit dem Zeitwert 

bewertet sind. Danach verbleibende Unterschiedsbeträge werden als Geschäftswert 

aktiviert. Im Geschäftsjahr 2007 fand kein Unternehmenszusammenschluss statt.

Diese Konsolidierungsgrundsätze gelten analog für die at equity bilanzierten Beteili-

gungen.

Forderungen, Verbindlichkeiten und Rückstellungen zwischen vollkonsolidierten 

Unternehmen werden aufgerechnet. Konzerninterne Erträge werden mit den ent-

sprechenden Aufwendungen verrechnet. Zwischenergebnisse wurden eliminiert, 

sofern sie nicht von untergeordneter Bedeutung waren. Steuerabgrenzungen wurden 

vorgenommen.

4. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden
 

Die Realisierung der Umsatzerlöse erfolgt grundsätzlich mit Übergang der 

Chancen und Risiken aus einem Verkaufsgeschäft bzw. mit Erbringung einer Dienst-

leistung. Die Umsatzerlöse des Mainova-Konzerns bestehen im Wesentlichen aus 

Energie- und Wasserlieferungen. Sie werden zu dem Zeitpunkt realisiert, zu dem 

der Kunde die Energie bzw. das Wasser abnimmt. Ferner beinhalten die Umsatz-

erlöse auch die statistische Hochrechnung zwischen dem Ablesezeitpunkt und 

dem Bilanzstichtag.

Immaterielle Vermögenswerte werden mit den fortgeführten Anschaffungs- bzw. 

Herstellungskosten bilanziert und linear entsprechend ihrer wirtschaftlichen Nut-

zungsdauer abgeschrieben. Die Abschreibungsdauer der immateriellen Vermögens-

werte beträgt zwischen 3 und 30 Jahren. Nutzungsdauern und Abschreibungs-

methoden werden jährlich überprüft. In einem Einzelfall erfolgt die Abschreibung 

über die vertragliche Nutzungsdauer von 69 Jahren.

Sachanlagen werden zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzüglich plan-

mäßiger nutzungsbedingter Abschreibungen bewertet. Bei selbst erstellten Sachan-

lagen werden die Herstellungskosten anhand der direkt zurechenbaren Einzelkosten 

sowie angemessener Gemeinkosten ermittelt. Es wird die lineare Abschreibungs-

methode angewandt. Fremdkapitalkosten werden nicht als Teil der Anschaffungs- 

oder Herstellungskosten aktiviert. Nicht wesentliche Instandhaltungs- und Reparatur-

kosten werden als Aufwand erfasst, andere werden aktiviert.

Jeder Teil einer Sachanlage mit wesentlichen Anschaffungs- und Herstellungskosten 

im Verhältnis zum gesamten Wert des Vermögenswertes wird hinsichtlich der Nut-

zungsdauer und Abschreibungsmethode getrennt von den anderen Teilen der Sach-

anlage beurteilt und entsprechend abgeschrieben.
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   Jahre 

 Gebäude  25 – 70

 Kraftwerke und Heiz(kraft)werke  9 – 60

 Stromverteilungsanlagen  12 – 60

 Gasverteilungsanlagen  12 – 60

 Wasserverteilungsanlagen  10 – 70

 Wärmeverteilungsanlagen  15 – 45

 Andere Anlagen sowie Betriebs- und Geschäftsausstattung  5 – 30

Sachanlagen werden auf Wertminderungen überprüft, wenn Ereignisse oder verän-

derte Umstände vermuten lassen, dass eine Wertminderung eingetreten sein könnte. 

In solchen Fällen erfolgt eine Werthaltigkeitsprüfung nach IAS 36. Eine Wertminde-

rung eines Vermögenswerts ist erforderlich, wenn der Buchwert über dem erziel  -

ba ren Betrag des Vermögenswerts liegt. Dabei ist der erzielbare Betrag der höhere 

Wert aus dem Nutzungswert und dem beizulegenden Zeitwert abzüglich Veräuße-

rungskosten gem. IAS 36.6.

Ist der Vermögenswert Teil einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit (ZGE), wird 

die Wertminderung auf Basis des erzielbaren Betrags der zahlungsmittelgenerie ren-

den Einheit ermittelt. Diese ist als kleinste identifizierbare Gruppe von Vermögens-

werten definiert, die unabhängig von anderen Vermögenswerten in der Lage ist, 

Mittelzuflüsse aus der fortgesetzten Nutzung zu erzielen. Hierzu zählen jeweils die 

Verteilungsnetze der Segmente Strom-, Gas-, Wärme- und Wasserversorgung sowie 

die Heizkraftwerke (HKW) West, Mitte und Niederrad sowie einzeln das Biomasse-

kraftwerk in Fechenheim mit zugehörigen Verbindungsnetzen und Heizzentralen 

im Segment Erzeugung.

Zum 31. Dezember 2007 wurden je ein Werthaltigkeitstest für die ZGE „Kraftwerke“ 

(HKE West, Mitte und Niederrad des Segmentes Erzeugung) und die ZGE „Strom-

netz“ (Verteilungsnetz des Segmentes Stromversorgung) durchgeführt. Hierbei 

wurde der Buchwert dem Nutzungswert gegenübergestellt. Der Nutzungswert ergibt 

sich aus dem Barwert der geschätzten, zukünftig nachhaltig erzielbaren betrieblichen 

Cashflows aus der fortgeführten Nutzung des Vermögenswerts zuzüglich eines am 

Ende der Nutzungsdauer realisierbaren Restwerts. Als Grundlage für die Ermittlung 

des Nutzungswerts diente die vom Vorstand genehmigte und vom Aufsichtsrat 

gebilligte Mittelfristplanung. Bei der ZGE Stromnetz wurde eine unbegrenzte 

Nutzungsdauer unterstellt, sodass für die Ermittlung die Planjahre um ein Normjahr 

als Basis für die ewige Rente ergänzt wurden. Bei der ZGE Kraftwerk wurde eine 

begrenzte Nutzungsdauer der langfristigen Vermögenswerte unterstellt, sodass als 

Grundlage die Cashflow-Prognosen für die verbleibende Nutzungsdauer angesetzt 

wurden. 

Wenn der Grund für eine früher vorgenommene Wertminderung entfallen ist, 

werden die Vermögenswerte erfolgswirksam zugeschrieben, wobei der infolge der 

Zuschreibung erhöhte Buchwert nicht die fortgeführten Anschaffungs- und Herstel-

lungskosten übersteigen darf.

Nachträgliche Anschaffungs- oder Herstellungskosten werden nur dann als Buchwert 

des Vermögenswerts erfasst, wenn es wahrscheinlich ist, dass daraus dem Konzern 

zukünftig wirtschaftlicher Nutzen zufließen wird und die Kosten des Vermögenswerts 

zuverlässig ermittelt werden können. Aufwendungen für Reparaturen und Wartun gen, 

die keine wesentlichen Ersatzinvestitionen, wie z. B. die Großrevisionen der Kraft-

werke, darstellen, werden in dem Geschäftsjahr aufwandswirksam in der Gewinn- 

und Verlustrechnung erfasst, in dem sie angefallen sind.

Leasing-Transaktionen, bei denen der Mainova-Konzern Leasinggeber ist und die 

wesentlichen Chancen und Risiken aus der Nutzung des Leasingobjektes auf den 

Vertragspartner übertragen werden, sind als Finanzierungsleasingverhältnisse erfasst. 

Die Summe des Barwerts der ausstehenden Mindestleasingzahlungen und des nicht 

garantierten Restwerts werden als Leasingforderung bilanziert. Die Zahlungen des 

Leasingnehmers werden in Tilgungsleistungen sowie Zinserträge aufgeteilt. Alle 

übrigen Leasing-Transaktionen werden als Operating-Leasingverhältnisse behandelt, 

d. h. das Leasingobjekt wird weiterhin im Mainova-Konzern bilanziert und die 

Leasingzahlungen werden als Ertrag erfasst.

IFRIC 4 „Feststellung, ob eine Vereinbarung ein Leasingverhältnis enthält“ beinhaltet 

Kriterien zur Identifikation von Leasing-Elementen in Verträgen, die formal nicht als 

Leasingverträge bezeichnet werden. Vertragselemente, welche die Kriterien des IFRIC 4 

erfüllen, sind nach den Vorschriften des IAS 17 als Leasingverträge zu bilanzieren. 

Erhaltene Zuschüsse werden von den Anschaffungs- und Herstellungskosten der 

entsprechenden Anlagen abgesetzt und mindern somit deren Abschreibungen. Dazu 

gehören auch Baukostenzuschüsse (Hausanschlusskosten und Netzkostenbeiträge).

At equity bilanzierte Beteiligungen werden zunächst mit den Anschaffungskosten, 

in den Folgeperioden mit dem fortgeschriebenen anteiligen Nettovermögen bilan-

ziert. Dabei werden die Buchwerte jährlich um die anteiligen Ergebnisse, ausge-

schütteten Dividenden und sonstigen Eigenkapitalveränderungen erhöht bzw. ver-

mindert. Ein bilanzierter Geschäfts- oder Firmenwert wird im Beteiligungsansatz 

Die planmäßigen linearen Abschreibungen für unsere typischen Anlagen werden 

nach folgenden konzerneinheitlichen Nutzungsdauern bemessen: 
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Die Pensionsrückstellungen setzen sich aus Rückstellungen für Einzelpensions-

zusagen und für die Gewährung von Energiedeputaten an Mitarbeiter, Pensionäre 

und deren Hinterbliebene zusammen. Die Berechnung erfolgt entsprechend IAS 19 

nach dem Anwartschaftsbarwertverfahren. Dieses Verfahren berücksichtigt neben 

den am Bilanzstichtag bekannten Renten und Anwartschaften auch zukünftig zu 

erwartende Gehalts- und Rentensteigerungen. Versicherungsmathematische 

Gewinne und Verluste werden in der Periode des Anfalls erfolgsneutral im Eigen-

kapital (Gewinnrücklagen) erfasst. Der Dienstzeitaufwand wird im Personalaufwand 

ausgewiesen, der Zinsanteil der Rückstellungszuführung im Finanzergebnis. Daneben 

sind alle Mitarbeiter im Rahmen der Bindung an die Tarifverträge des öffentlichen 

Dienstes sowie auf Basis einzelvertraglicher Regelungen bei der Zusatzversorgungs-

kasse der Stadt Frankfurt am Main (ZVK) nach den Regeln der Zusatzversorgung 

im öffentlichen Dienst pflichtversichert.

Nach IAS 19 handelt es sich bei dieser Form der Altersvorsorge um einen leistungs-

orientierten Plan (defined benefit plan), da die individuellen Versorgungsleistungen 

der ZVK an frühere Mitarbeiter der Mitgliedsunternehmen nicht von eingezahlten 

Beiträgen abhängen. Da zudem in der ZVK Mitarbeiter mehrerer Mitgliedsunterneh-

men versichert sind, gilt diese Form der Altersvorsorge als gemeinschaftlicher Plan 

mehrerer Arbeitgeber (multi-employer plan), für die die besonderen Vorschriften 

des IAS 9 anzuwenden sind.

Die Beiträge werden im Rahmen eines Umlageverfahrens erhoben. Aufgrund der 

Umverteilungen der Leistungen der ZVK auf die an ihr beteiligten Unternehmen und 

der unzureichenden Daten über die Altersstruktur, die Fluktuation und die Gehälter 

dieser Mitarbeiter liegen keine Informationen über den auf den Mainova-Konzern 

entfallenden Teil der zukünftigen Zahlungsverpflichtungen vor (wirtschaftliche 

Verpflichtung). Somit ist eine Rückstellungsbildung nach IFRS nicht zulässig und die 

Behandlung erfolgt wie bei einem beitragsorientierten Plan (defined contribution 

plan) gemäß IAS 19 Nr. 30a. Die laufenden Zahlungen an die ZVK stellen demnach 

Aufwendungen des Geschäftsjahres dar. Der Umlagesatz der ZVK Frankfurt am Main 

beläuft sich auf 6,0 %; hiervon übernimmt der Arbeitgeber 5,6 %, die Eigenbeteili-

gung der Arbeitnehmer beträgt 0,4 %. Daneben wird gemäß § 63 der ZVK-Satzung 

vom Arbeitgeber ein steuerfreies Sanierungsgeld von 2,0 % (ab 1. Januar 2008 2,5 %) 

erhoben. Für einen Teil der Pflichtversicherten wird für das ZVK-pflichtige Entgelt, 

das über der tariflich festgesetzten Beitragsbemessungsgrenze liegt, eine zusätzliche 

Umlage von 9 % gezahlt. Derzeit liegen keine gesicherten Erkenntnisse vor, dass 

das Sanierungsgeld steigen wird. Es ist jedoch damit zu rechnen, dass auch künftig 

Beitragserhöhungen erfolgen werden. Der Aufwand aus ZVK-Umlagen (Arbeitgeber-

anteil) ist mit 8,6 Mio. Euro (Vorjahr 8,9 Mio. Euro) unter den Aufwendungen für 

Altersversorgung und Unterstützung ausgewiesen. 

Die sonstigen Rückstellungen berücksichtigen sämtliche am Bilanzstichtag erkenn-

baren rechtlichen oder faktischen Verpflichtungen gegenüber einer anderen Partei 

ausgewiesen. Eine planmäßige Abschreibung der Geschäfts- oder Firmenwerte 

erfolgt nicht. At equity bilanzierte Beteiligungen werden wertgemindert, wenn der 

erzielbare Betrag den Beteiligungsbuchwert unterschreitet.

Unter den übrigen langfristigen Forderungen und finanziellen Vermögens-

werten werden im Wesentlichen Ausleihungen, Anteile an nicht at equity bilanzier-

ten assoziierten Unternehmen und sonstige Beteiligungen zusammengefasst.

Ausleihungen des Unternehmens werden mit den fortgeführten Anschaffungs-

kosten bewertet. Marktüblich verzinsliche Ausleihungen sind zum Nominalwert 

bilanziert, zinslose bzw. niedrig verzinsliche Ausleihungen werden mit dem 

Barwert bilanziert.

Die Anteile an nicht at equity bilanzierten assoziierten Unternehmen und an den 

übrigen Beteiligungen gehören ausnahmslos der Kategorie „zur Veräußerung verfüg-

bar“ an. Die Bewertung erfolgt grundsätzlich zum beizulegenden Zeitwert. Wegen 

Unwesentlichkeit werden die im Abschluss enthaltenen Beteiligungen sowohl bei 

Erstbilanzierung als auch in den Folgeperioden zu Anschaffungskosten bewertet. 

Liegen objektive substanzielle Hinweise für eine Wertminderung eines Vermögens-

wertes vor, wird dieser in erforderlichem Umfang abgeschrieben.

Die Vorräte werden zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten angesetzt. Die Bewer-

tung erfolgt grundsätzlich zu Durchschnittswerten. Die Herstellungskosten enthalten 

gemäß IAS 2 die direkt zurechenbaren Einzelkosten und angemessene Teile der not-

wendigen Material- und Fertigungsgemeinkosten einschließlich Wertminderungen. 

Risiken aus einer geminderten Verwertbarkeit wird durch angemessene Abschläge 

Rechnung getragen. Soweit erforderlich, wird der im Vergleich zum Buchwert nied-

rigere realisierbare Nettoveräußerungswert angesetzt. Wertaufholungen bei früher 

abgewerteten Vorräten werden als Minderung des Materialaufwands erfasst.

Forderungen und sonstige Vermögenswerte werden bis auf derivative Finanz-

instrumente und Leasingforderungen mit den fortgeführten Anschaffungskosten 

bewertet. Erforderliche Wertberichtigungen orientieren sich am tatsächlichen Ausfall-

risiko. Wertberichtigungen von Forderungen aus Lieferungen und Leistungen werden 

auf separaten Wertberichtigungskonten erfasst. Eine direkte Absetzung vom Buch-

wert oder eine Ausbuchung von zuvor gebildeten Wertberichtigungen erfolgt erst, 

wenn eine Forderung uneinbringlich geworden ist. In den Forderungen aus Liefe-

rungen und Leistungen sind erhaltene Abschlagszahlungen auf den abgegrenzten, 

noch nicht abgelesenen Verbrauch unserer Kunden verrechnet. Geleistete Anzah-

lungen auf das Anlage- und Umlaufvermögen werden unter den sonstigen Vermö-

genswerten ausgewiesen.

Flüssige Mittel umfassen Kassenbestände und Guthaben bei Kreditinstituten und 

werden zum Nennwert bilanziert.
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Derivative Finanzinstrumente werden zur Sicherung von Commodity-Risiken und 

damit verbundenen Währungsrisiken eingesetzt, die mit den Aktivitäten des Unter-

nehmens verbunden sind. Weiter werden derivative Finanzinstrumente ausschließlich 

im Rahmen des Stromhandels (zur Erzielung von Handelsmargen) eingesetzt. Deri-

vate werden als finanzielle Vermögenswerte oder finanzielle Verbindlichkeiten bilan-

ziert und mit dem beizulegenden Zeitwert bewertet. Die erstmalige Bilanzierung 

erfolgt zum Handelstag. Verträge, die für Zwecke des Empfangs oder der Lieferung 

von nicht-finanziellen Posten gemäß dem erwarteten Einkaufs-, Verkaufs- oder Nut-

zungsbedarf des Unternehmens abgeschlossen und in diesem Sinne gehalten werden 

(Eigenverbrauchsverträge), werden nicht als derivative Finanzinstrumente, sondern 

als schwebende Geschäfte bilanziert und sind insofern in der Angabe zu 

den sonstigen finanziellen Verpflichtungen enthalten.

Unentgeltlich erworbene Emissionsrechte werden zu ihrem Erinnerungswert ange-

setzt, entgeltlich erworbene Emissionsrechte werden zu ihren Anschaffungskosten 

bilanziert. Für eine eventuelle Unterdeckung am Stichtag wird eine Rückstellung in 

Höhe des beizulegenden Zeitwertes am Bilanzstichtag für zusätzlich benötigte 

Emissionsrechte gebildet.

Eventualschulden sind mögliche Verpflichtungen gegenüber Dritten oder gegen-

wärtige Verpflichtungen, bei denen ein Ressourcenabfluss unwahrscheinlich ist bzw. 

deren Höhe nicht verlässlich bestimmt werden kann. Eventualschulden werden in der 

Bilanz grundsätzlich nicht erfasst. Die im Anhang angegebenen Verpflichtungsvolu-

mina bei den Eventualschulden entsprechen dem am Bilanzstichtag bestehenden 

Haftungsumfang.

Wesentliche Ermessens entscheidungen und Schätzungen

Bei der Aufstellung des Konzernabschlusses nach IFRS sind bei den Bilanzierungs- 

und Bewertungsmethoden Ermessensentscheidungen zu treffen. Bei der Erläuterung 

der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden ist die Ausübung der Ermessensent-

scheidung jeweils dargestellt.

Weiterhin sind Annahmen und Schätzungen aufgrund unbestimmter künftiger Ereig-

nisse zum Bilanzstichtag erforderlich. Die Schätzungen beruhen auf Annahmen und 

Prognosen und sind damit Risiken und Ungewissheiten unterworfen und können sich 

daher auf den Wertansatz der bilanzierten Vermögenswerte und Schulden sowie 

der Erträge und Aufwendungen auswirken.

Die wichtigsten zukunftsbezogenen Annahmen sowie sonstige am Stichtag beste-

hende Quellen von Schätzungsunsicherheiten, aufgrund derer ein Risiko besteht, 

dass innerhalb des nächsten Geschäftsjahres eine wesentliche Anpassung der 

Buchwerte von Vermögenswerten und Schulden erforderlich sein wird, werden 

im Folgenden erläutert.

aufgrund von Ereignissen der Vergangenheit, die der Höhe und/oder dem Eintritts-

zeitpunkt nach unsicher sind und wahrscheinlich zu einem Abfluss von Ressourcen 

führen werden. Die Rückstellungen werden mit dem Erfüllungsbetrag angesetzt. 

Die Bewertung erfolgt mit dem Erwartungswert beziehungsweise mit dem Betrag, 

der über die höchste Eintrittswahrscheinlichkeit verfügt. Für wesentliche Rückstellun-

gen (Altlasten, Altersteilzeit, rechtliche Risiken u. a.) wurden Bewertungsgutachten 

bzw. Berechnungen von sachverständigen Dritten eingeholt.

Alle langfristigen Rückstellungen werden mit ihrem auf den Bilanzstichtag abgezins-

ten Erfüllungsbetrag bilanziert, soweit der Zinseffekt nicht von untergeordneter 

Bedeutung ist. Der Erfüllungsbetrag umfasst auch die am Bilanzstichtag zu berück-

sichtigenden Kostensteigerungen. Ausgenommen davon sind Pensionsrückstellun-

gen, für die gemäß IAS 19 gesonderte Regelungen angewandt werden.

Tatsächliche Steuern. Die Mainova ist seit 2001 als Organgesellschaft in eine ertrag-

steuerliche Organschaft mit der SWFH eingebunden. Tatsächliche Steuerzahlungen 

und -erstattungen treten – mit Ausnahme der Körperschaftsteuerzahlung für Aus-

gleichszahlungen an außenstehende Aktionäre – auf Ebene des Organträgers ein. Bei 

der Mainova werden die ermittelten laufenden Steuerverpflichtungen bzw. -ansprü-

che über Steuerumlagen abgebildet. Die Ermittlung der Steuerumlagebeträge erfolgt 

auf Einzelbasis, d. h. Mainova wird wie ein selbstständiger Steuerzahler behandelt. 

Der angewandte Steuersatz beträgt 39,28 %.

Latente Steuern wurden gemäß der Verbindlichkeitsmethode auf sämtliche tempo-

räre Bilanzierungs- und Bewertungsunterschiede zwischen Steuerbilanz und IFRS-

Bilanz der einzelnen in den Konzernabschluss einbezogenen Gesellschaften gebildet. 

Latente Steuern aus Konsolidierungsvorgängen werden gesondert ermittelt und 

angesetzt. Die aktiven latenten Steuern umfassen grundsätzlich auch Steuerminde-

rungsansprüche, die sich aus der erwarteten Nutzung bestehender Verlustvorträge 

in Folgejahren ergeben. Eine Aktivierung erfolgt, wenn deren Realisierung mit aus-

reichender Sicherheit gewährleistet ist. Die latenten Steuern werden auf der Basis der 

Steuersätze ermittelt, die zum Realisationszeitpunkt gelten bzw. erwartet werden. 

Durch die Unternehmenssteuerreform 2008 ist der für die Berechnung der latenten 

Steuern relevante Steuersatz von 39,74 % auf 30,70 % gesunken. Er ergibt sich aus 

dem Körperschaftsteuersatz von 15 %, dem Solidaritätszuschlag von 5,5 % und 

dem Gewerbeertragsteuersatz von 14,88 %.

Verbindlichkeiten werden bei ihrem erstmaligen Ansatz mit dem beizulegenden 

Zeitwert bewertet. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sowie sonstige 

finanzielle Verbindlichkeiten werden unter Anwendung der Effektivzinsmethode mit 

den fortgeführten Anschaffungskosten bewertet.

Die von Kunden erhaltenen Anzahlungen werden unter den übrigen Verbindlich-

keiten ausgewiesen.
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Bei der Bilanzierung und Bewertung von Pensionsrückstellungen und ähnlichen 

Verpflichtungen (Deputate) sind hinsichtlich Abzinsungsfaktor, Gehaltstrends, 

Fluk tuationsrate sowie Kostenschätzung der Erfüllungsbeträge Annahmen und 

Schätzungen erforderlich. Aufgrund des Umfangs an direkten Pensionszusagen und 

ähnlichen Verpflichtungen können sich aus möglichen Schätzungsänderungen in 

der Zukunft Auswirkungen ergeben.

Weiterhin sind bei der Durchführung von Werthaltigkeitstests für einzelne Vermö-

genswerte, zahlungsmittelgenerierende Einheiten (z. B. Kraftwerke und Versorgungs-

netze) sowie at equity bilanzierte Beteiligungen zukunftsbezogene Schlüsselannah-

men zu machen. Änderungen dieser Annahmen können aus heutiger Sicht zu einem 

zusätzlichen Wertminderungsbedarf führen, da die Bewertung insbesondere auch 

abhängig von der Entwicklung der langfristigen Kapitalmarktzinsen, von der Entwick-

lung der der Regulierung unterliegenden Vermögenswerte und von Entscheidungen 

der Regulierungs- und Preisgenehmigungsbehörden ist. Künftige Steuerrechts-

änderungen können zu Auf-/Abwertungen führen.

Die Rückstellungen für Altlasten basieren auf externen Gutachten und Berechnun-

gen, die jährlich aktualisiert werden. Diesen liegen Kostenschätzungen der Erfüllungs-

beträge für die jeweilige Verpflichtung zugrunde. Schätzungsunsicherheiten ergeben 

sich insbesondere aus Änderungen des Verpflichtungsumfangs, Abweichungen von 

den angenommenen Kostenentwicklungen sowie bei Änderungen der Zahlungs-

zeitpunkte. Weiterhin kann eine Änderung des Diskontierungszinses zu einer Anpas-

sung der Altlastenrückstellungen führen.

Bei der Beurteilung von Rechtsstreitigkeiten im Hinblick auf die Bildung von Rück-

stellungen wurde eine Einschätzung des voraussichtlichen Prozessausgangs vor-

genommen.

Die zugrunde liegenden Annahmen und Schätzungen basieren auf den Gegeben-

heiten und Einschätzungen am jeweiligen Bilanzstichtag. Durch von den Annahmen 

abweichende Einschätzungen sowie Entwicklungen können sich die tatsächlichen 

Beträge von den Schätzwerten unterscheiden. Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Kon-

zernabschlusses ist keine wesentliche Änderung der getroffenen Annahmen und Schät-

zungen zu erwarten, sodass aus derzeitiger Sicht mit keiner wesentlichen Bewertungs-

anpassung der Vermögenswerte und Schulden im Geschäftsjahr 2008 zu rechnen ist.

Kapitalmanagement 

Die Mainova AG unterliegt keinen satzungsmäßigen Kapitalerfordernissen und keinen 

externen Mindestkapitalanforderungen.

Seit Abschluss des Gewinnabführungsvertrages mit der SWFH im Jahr 2001 und 

gemäß der in diesem Zusammenhang erlassenen Konzernrichtlinie ist die Mainova 

als Organgesellschaft in die zentrale Konzernfinanzierung der SWFH eingebunden. 

Änderung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Das IASB hat eine Reihe von Änderungen bei bestehenden IFRS sowie einige neue IFRS 

bzw. IFRIC verabschiedet, die seit dem 1. Januar 2007 verpflichtend anzuwenden sind.

Die folgenden Standards bzw. Änderungen von Standards wurden im Geschäftsjahr 

2007 erstmals verpflichtend angewendet:

• IFRS 7 „Financial Instruments: Disclosures“

• IFRIC 10 „Interim Financial Reporting and Impairment“

• IAS 1 Revised „Presentation of Financial Instruments – Capital Disclosures“

Die Anwendung dieser Standards hat mit Ausnahme der Erweiterung von Anhangs-

angaben durch den IFRS 7 keine Auswirkungen auf den Mainova-Konzern.

Die Holding übernimmt das Cash-Management aller Organgesellschaften mit dem 

Ziel, die Kosten der Finanzierung bzw. die Geldanlageerlöse zu optimieren.

Wir verfolgen die interne Zielsetzung, unsere Finanzierungs-Kosten und -Struktur im 

Hinblick auf die Gesamtkapitalrendite (ROCE) zu optimieren und dabei die für eine 

gute Bonitätseinstufung unserer Kreditgeber erforderliche Eigenkapitalquote einzu-

halten. Die Eigenkapitalquote ist dabei als Verhältnis zwischen Eigenkapital und 

Bilanzsumme definiert. Das Eigenkapital setzt sich zusammen aus gezeichnetem 

Kapital, Kapitalrücklage und Gewinnrücklage.

Maßnahmen zur Einhaltung der Eigenkapitalquote werden im Rahmen der mittel-

fristigen Unternehmensplanung berücksichtigt. Aufgrund des bestehenden Gewinn-

abführungsvertrages sind Rücklagendotierungen nur begrenzt zulässig. Sofern im 

Rahmen von Kreditverträgen die Einhaltung bestimmter Kennzahlen gefordert wird, 

orientieren wir uns an diesen Vorgaben. Für Darlehen, die durch Kommunalbürg-

schaften besichert sind, sind keine Steuerungsmaßnahmen erforderlich.

Anpassung von Vorjahreszahlen gemäß IAS 8.42 

Im Geschäftsjahr 2006 wurden den Rückstellungen für  Risiken aus der steuerlichen 

Aussenprüfung für die Geschäftsjahre 1995 bis 2000 27,6 Mio. Euro zugeführt, welche 

sich aus Ertragsteuern von 18,8 Mio. Euro und Zinsen auf Steuern von 8,8 Mio. Euro 

zusammensetzen. Im Konzernabschluss 2006 wurde die Rückstellungszuführung 

insgesamt in den sonstigen betrieblichen Aufwendungen ausgewiesen.

Nach Abschluss der steuerlichen Außenprüfung Ende 2007 wurde der Vorjahres-

ausweis entsprechend angepasst, sodass sich die sonstigen betrieblichen Aufwen-

dungen des Vorjahres von 153,3 Mio. Euro auf 125,7 Mio. Euro vermindert haben 

und die Finanzaufwendungen von 22,2 Mio. Euro auf 31,0 Mio. Euro sowie die 

Ertragsteuern von 44,6 Mio. Euro auf 63,4 Mio. Euro erhöht haben. Entsprechend 

wurden die Kapitalflussrechnung sowie die Erläuterungen im Anhang angepasst.
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Die folgenden erstmals im Geschäftsjahr 2007 verpflichtend anzuwendenden Stan-

dards bzw. Änderungen von Standards sind für den Mainova-Konzern nicht relevant:

•  IFRIC 7 „Applying the Restatement Approach under IAS 29 Financial Reporting 

in Hyperinflationary Economies“

• IFRIC 8 „Scope of IFRS 2“

• IFRIC 9 „Reassessment of Embedded Derivatives“

Neue Standards und Interpretationen

Das IASB und das IFRIC haben weitere Standards und Interpretationen verabschiedet, 

die für das Geschäftsjahr 2007 noch nicht verpflichtend anzuwenden sind, da sie erst 

zu einem späteren Zeitpunkt verpflichtend sind oder die Anerkennung der EU noch 

nicht erfolgt ist.

Folgende Standards wurden durch die EU bereits übernommen:

IFRS 8 „Operating Segments“ enthält geänderte Vorschriften für die Darstellung der 

Segmentberichterstattung. Nach IFRS 8 ist die Segmentberichterstattung nach dem 

so genannten„Management Approach“ aufzustellen. Danach liegen der Abgrenzung 

der Segmente und den Angaben für die Segmente die Informationen zugrunde, 

die vom Management für Zwecke der Ressourcenallokation und Leistungsbeurteilung 

der Unternehmensbestandteile intern verwendet werden. IFRS 8 ist erstmals verpflich-

tend anzuwenden für Geschäftsjahre, die am oder nach dem 1. Januar 2009 begin-

nen. Bei der Segmentberichterstattung handelt es sich um eine Anhangangabe. 

Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage ergeben sich nicht.

Darüber hinaus wurden folgende weitere Standards veröffentlicht, deren Anerken-

nung durch die EU noch aussteht:

Im September 2007 veröffentlichte das IASB eine überarbeitete Fassung des IAS 1 

„Presentation of Financial Statements“. Die Änderungen betreffen im Wesentlichen 

die Darstellung des Eigenkapitals sowie die Bezeichnung der Bestandteile des 

Konzernabschlusses. Die Regelungen sind für Berichtszeiträume anzuwenden, die 

am oder nach dem 1. Januar 2009 beginnen. Es werden sich keine wesentlichen 

Aus wirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage bzw. die Cashflows des 

Mainova-Konzerns ergeben.

Durch die im März 2007 veröffentlichte überarbeitete Fassung des IAS 23 „Borrowing 

Costs“ wird das Wahlrecht der sofortigen aufwandswirksamen Erfassung von Fremd-

kapitalzinsen, die direkt der Anschaffung oder Herstellung von Qualifying Assets 

zugerechnet werden können, abgeschafft. Die Regelungen sind auf Geschäftsjahre 

anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2009 beginnen. Die Auswirkungen 

der Änderungen des IFRS 23 auf den Mainova-Konzernabschluss sind noch nicht 

abschließend beurteilt.

Am 10. Januar 2008 veröffentlichte das IASB eine überarbeitete Fassung des IAS 27 

„Consolidated Financial Statements and Accounting for Investments in Subsidiaries“. 

Die Änderungen betreffen im Wesentlichen die Vorschriften zur Bilanzierung von 

Transaktionen, bei denen ein Kauf oder Verkauf von Anteilen an einem Tochter-

unternehmen nicht zu einer Änderung der Beherrschung des Tochterunternehmens 

führt. Zudem betreffen die Änderungen den Ansatz und die Bewertung einer 

verbleiben den Restbeteiligung beim Verlust der Beherrschung sowie den Ansatz der 

auf Minderheiten entfallenden Verluste. Die Änderungen sind auf Geschäftsjahre 

anzuwenden, die am oder nach dem 1. Juli 2009 beginnen. Es werden sich keine 

wesentlichen Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage bzw. die 

Cashflows des Mainova-Konzerns ergeben.

IFRIC 12 „Service Concession Arrangements“ regelt die Bilanzierung von Verein-

barungen, bei denen die öffentliche Hand mit privaten Unternehmen Verträge 

abschließt, die auf die Erfüllung öffentlicher Aufgaben gerichtet sind. Zur Erfüllung 

dieser Aufgaben nutzt das private Unternehmen Infrastruktur, die in der Verfügungs-

macht der öffentlichen Hand bleibt. Das private Unternehmen ist für den Bau, den 

Betrieb und die Erhaltungsmaßnahmen in Bezug auf die Infrastruktur verantwortlich. 

Die Interpretation ist erstmals für Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach 

dem 1. Januar 2008 beginnen. Die Interpretation wird voraussichtlich keinen Einfluss 

auf den Mainova-Konzern haben.

Von folgenden Standards erwartet sich die Mainova keinen Einfluss auf den Konzern-

abschluss:

• IFRS 2 „Share-based Payment“

• IFRS 3 „Business-Combinations“

• IFRIC 11 „IFRS 2 Group and Treasury Share Transactions“

• IFRIC 13 „Customer Loyalty Programmes“

•  IFRIC 14 „IAS 19 The Limit on a Defined Benefit Asset, Minimum Funding Require-

ments and their Interaction“
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(2) SONSTIGE BETRIEBLICHE ERTRÄGE

 Tsd. € 2007 2006 

 Erträge aus KWK-Förderung 6.374 8.989

 Erträge aus der Bewertung von Derivaten 6.252 4.981

 Konzessionsabgabe 3.386 0

 Öffentliche Zuschüsse 3.202 1.884

 Mahnerträge 2.271 2.872

 Wertaufholung  1.494 0

 Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 992 10.107

 Erträge aus Anlageabgängen 608 448

 Übrige Erträge 31.522 43.653

  56.101 72.934

Die Umsatzerlöse liegen im Geschäftsjahr 2007 um 86,0 Mio. Euro unter denen 

des Vorjahres. Aufgrund des höheren Stromabsatzes und durch höhere Durchschnitts-

erlöse konnte eine Umsatzsteigerung im Stromvertrieb von 42,0 Mio. Euro erzielt 

werden. Der Zuwachs beim Stromabsatz resultiert aus der gestiegenen Menge im 

fremden Versorgungsgebiet und ist hauptsächlich durch Neukunden zu erklären. 

Die Erlöse aus Stromhandel konnten um 40,9 Mio. Euro erhöht werden.

Im Gasgeschäft beträgt der Umsatz vor Erdgassteuer 713,9 Mio. Euro und hat sich 

um 115,1 Mio. Euro vermindert. Vor allem der milde Winter im ersten Quartal führte 

zu einem Absatzrückgang, der nicht vollständig durch das kältere vierte Quartal 

ausgeglichen werden konnte. Die Gradtagszahl fiel im Jahr 2007 im Vergleich zum 

Vorjahr um 6,7 %. Die Erdgassteuer war bis zum 31. Juli 2006 im Aufwand für den 

Gasbezug enthalten.

Die Erhöhung des Wasserumsatzes um 4,4 Mio. Euro resultiert mit 3,6 Mio. Euro 

aus einer in 2006 vorgenommenen Schätzkorrektur für Vorjahre. Des Weiteren hat 

sich der gestiegene Wasserabsatz durch die Erschließung neuer Versorgungsgebiete 

positiv auf die Umsatzerlöse ausgewirkt.

Die Segmentberichterstattung enthält eine Erläuterung der Umsatzentwicklung nach 

Geschäftsfeldern.

Die Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen resultierten im Vorjahr im Wesent-

lichen aus Rückstellungen für Altlasten (6,3 Mio. Euro) und einer Rückstellung für 

rechtliche und konzessionsrechtliche Risiken (3,6 Mio. Euro).

Der Rückgang der übrigen Erträge gegenüber dem Vorjahr entfällt mit 8,6 Mio. Euro 

auf die Erträge aus Mineralölsteuererstattungen für den Erdgas- und Heizöleinsatz in 

den Heizkraftwerken und Heizzentralen. Seit dem 1. August 2006 wird eine direkte 

Kürzung der Mineralölsteuererstattung von der Erdgassteuer vorgenommen, sodass 

aus der Erstattung von Mineralölsteuer keine Erträge mehr anfallen werden.

5. Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

(1) UMSATZERLÖSE

 Tsd. € 2007 2006 

 Gasverkauf 713.906 828.962

 Erdgassteuer -48.803 -18.434

  665.103 810.528

 Stromverkauf 450.439 407.112

 Stromsteuer -60.737 -59.408

  389.702 347.704

 Erlös Stromhandel 161.483 120.610

 Wärme-, Dampf- und Kälteverkauf 96.215 96.655

 Wasserverkauf 81.347 76.933

 Materialverkauf, Installationen und sonstige Leistungen 103.863 131.305

  1.497.713 1.583.735

(3) MATERIALAUFWAND

 Tsd. € 2007 2006 

 Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und 
 für bezogene Waren 1.033.497 1.100.593

 Aufwendungen für bezogene Leistungen 72.208 77.937

  1.105.705 1.178.530
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 Tsd. € 2007 2006 

 Löhne und Gehälter 129.857 126.977

 Soziale Abgaben und Aufwendungen für Unterstützung 24.504 21.280

 Aufwendungen für Altersversorgung 9.519 11.095

  163.880 159.352

Der Anstieg der Aufwendungen aus Löhnen und Gehältern ist im Wesentlichen auf 

die Umstellung auf den Tarifvertrag Versorgungsbetriebe (TV-V) zum 1. Januar 2007 

zurückzuführen. In diesem Zusammenhang stehen auch gestiegene Aufwendungen 

Es wird auf die Ausführungen zu immateriellen Vermögenswerten und Sachanlagen 

verwiesen. Im Geschäftsjahr wurden keine Abschreibungen aufgrund von Wert-

minderungen vorgenommen. 

(5) ABSCHREIBUNGEN

Die Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und für bezogene Waren 

betreffen fast ausschließlich den Gas-, Strom-, Wasser- und Wärmebezug sowie die 

Kosten für den Kohle- und Heizöleinsatz in den eigenen Kraftwerken. Der Rückgang 

um 67,1 Mio. Euro entfällt insbesondere auf den Gasbezug und steht in Zusammen-

hang mit dem witterungsbedingten Umsatzrückgang. Gegenläufig haben sich die 

Aufwendungen für den Strombezug entwickelt. Hierzu hat sowohl eine Ausweitung 

des Handelsvolumens als auch ein Anstieg der Bezugskosten geführt.

Seit 1. Januar 2007 wird das bisher von Mainova betriebene Heizkraftwerk (HKW) 

in der Nordweststadt von Mainova an die Abfallverbrennungsanlage Nordweststadt 

GmbH (AVA GmbH) verpachtet. Die MHKW Müllheizkraftwerk Frankfurt am Main 

GmbH (MHKW) pachtet von der AVA GmbH das HKW im Verbund mit der städti-

schen Abfallverbrennungsanlage und betreibt die Anlagen. Dadurch entfielen vor 

allem die bis 2006 im Materialaufwand ausgewiesenen Aufwendungen für den 

Dampfbezug aus der Abfallverbrennungsanlage und die Brennstoffkosten für das 

zur Abdeckung von Lastspitzen für die Wärmeerzeugung eingesetzte Heizöl. Ab 2007 

fielen für das HKW Materialaufwendungen für die von MHKW eingespeisten Wärme- 

und Strommengen an.

Die Aufwendungen für bezogene Leistungen resultieren überwiegend aus von Drit-

ten erbrachten Wartungs- und Instandhaltungsmaßnahmen für Verteilungs- und 

Erzeugungsanlagen. Des Weiteren sind hier die Pachtaufwendungen für die Strom- 

und Gasnetze, die Personalgestellung und sonstige Dienstleistungen der Stadtwerke 

Hanau GmbH (SWH) für das Netzgebiet Hanau des konsolidierten Tochterunterneh-

mens Netzdienste Rhein-Main GmbH (NRM) enthalten.

(4) PERSONALAUFWAND

(6) SONSTIGE BETRIEBLICHE AUFWENDUNGEN

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind in der folgenden Tabelle dargestellt:

 Tsd. € 2007 2006 

 Konzessionsabgabe 56.394 51.162

 Fremdleistungen (Verwaltung, IT, Gebäude) 19.523 16.016

 Aufwendungen aus der Bewertung von Derivaten 5.982 567

 Gutachten und Beratung 4.792 5.019

 Wertminderungen Umlaufvermögen 4.083 7.618

 Mieten, Pachten, Gebühren 3.790 7.815

 Aus- und Fortbildungskosten 3.279 3.402

 Werbekosten 2.728 2.726

 Versicherungen 2.524 2.252

 Verluste aus Anlageabgängen 2.107 4.753

 Prüfungs-, Gerichts- und Notarkosten 1.701 1.484

 Übrige Aufwendungen 23.092 22.859

  129.995 125.673

Die Erhöhung der Aufwendungen aus Konzessionsabgabe entfällt mit 3,4 Mio. Euro 

auf die gemäß dem neuen Pachtvertrag mit der Süwag Energie AG (Süwag), Frankfurt 

am Main, vorgenommene Abrechnung durch die Mainova. Nach dem alten Pacht-

vertrag wurde die Konzessionsabgabe direkt von der Süwag an die Stadt Frankfurt 

abgeführt.

Die Aufwendungen für Mieten haben sich durch die geringere Anmietung von Büro-

fläche durch die Zusammenführung an dem Standort in der Solmsstraße vermindert.

für Erfolgsbeteiligungen durch das neue leistungsorientierte Vergütungssystem 

Vario Plus. Ferner sind die Aufwendungen für Energiedeputate aufgrund höherer 

Strompreise gestiegen. 
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 Tsd. € 2007 2006 

 Zinserträge aus Leasing 8.616 2.706

 Zinserträge aus Geldanlagen 8.235 5.113

 Erträge aus anderen Ausleihungen 1.478 1.614

 Erträge aus Beteiligungen 133 463

 Sonstige finanzielle Erträge 1.864 903

  20.326 10.799

(8) FINANZERTRÄGE

Die Zinserträge aus Geldanlagen wurden aus Liquiditätsanlagen im Rahmen des 

konzernweiten Cash Pools gegenüber der SWFH erzielt. Der Anstieg resultiert aus 

einem deutlich höheren Zinsniveau. Die Zinserträge aus Leasing haben sich durch 

die neu abgeschlossenen Pachtverträge mit der AVA GmbH und der Süwag erhöht. 

Die Erträge aus anderen Ausleihungen resultieren im Wesentlichen aus einer Darle-

hensgewährung an die Hessenwasser GmbH & Co. KG (Hessenwasser). Die Erträge 

aus Beteiligungen betreffen die Gewinnanteile und Dividenden der nicht konsoli-

dierten Beteiligungen. Bei den sonstigen finanziellen Erträgen handelt es sich über-

wiegend um Zinserträge.

Das Ergebnis aus at equity bilanzierten Beteiligungen besteht aus Erträgen aus den 

im Rahmen der Equity-Fortschreibung vereinnahmten Jahresergebnissen in Höhe von 

25,3 Mio. Euro (Vorjahr 24,7 Mio. Euro) und Aufwendungen aus Wertminderungen 

in Höhe von 22,5 Mio. Euro (Vorjahr 8,2 Mio. Euro). Die Wertminderungen in 2007 

entfallen mit 20,9 Mio. Euro auf die SWH und mit 1,6 Mio. Euro auf die Oberhessi-

sche Gasversorgung GmbH (OHG).

Die Abwertungen wurden auf Basis der aktuellen Mehrjahresplanungen der Gesell-

schaften ermittelt. In der Bewertung wurde ein gewogener Kapitalkostensatz gemäß 

dem WACC-Verfahren (Weighted Average Cost of Capital) in einer Spanne von 6,46 % 

bis 6,88 % verwendet sowie ein Wachstumsabschlag von 0,50 % bis 1,0 % angesetzt.

(7) ERGEBNIS AUS AT EQUITY BILANZIERTEN BETEILIGUNGEN

Die übrigen Aufwendungen enthalten unter anderem Porto- und Fernsprechkosten, 

Reisekosten sowie Zuführungen zu Rückstellungen. Im Geschäftsjahr wurden 

0,5 Mio. Euro für Abfindungen an Arbeitnehmer aufgewendet.

(10) ERTRAGSTEUERN

 Tsd. € 2007 2006 

 Tatsächliche Ertragsteuern 30.138  53.885 

 Latente Steuern -46.753  9.558 

 Ertragsteuern 16.615  63.443 

(9) FINANZAUFWENDUNGEN

 Tsd. € 2007 2006 

 Zinsaufwand Fremddarlehen 15.873 16.139

 Zinsaufwand aus steuerlicher Außenprüfung 2.061 8.757

 Aufzinsung langfristige Rückstellungen 3.263 2.909

 Zinsaufwand Pensionsverpflichtungen 1.621 1.432

 Sonstiger finanzieller Zinsaufwand 432 1.762

 Sonstiger nicht finanzieller Zinsaufwand 294 0

  23.544 30.999

Die tatsächlichen Steuern enthalten mit 27,0 Mio. Euro die Steuerumlage der Mehr-

heitsaktionärin SWFH, mit 4,6 Mio. Euro die Körperschaftsteuer auf Ausgleichzah-

lungen an die außen stehenden Aktionäre sowie mit -1,5 Mio. Euro Steuern für Vor-

jahre. Im Vorjahr sind hier Aufwendungen aus der Bildung einer Rückstellung für die 

Risiken aus einer steuerlichen Außenprüfung mit 18,9 Mio. Euro enthalten.

Der für die Berechnung der latenten Steuern herangezogene Steuersatz beträgt 

30,70 % (Vorjahr 39,74 %). Aufgrund der Unternehmenssteuerreform 2008 wurde der 

Steuersatz entsprechend angepasst.
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Die Position „Änderung des Steuersatzes“ ist die Hauptursache für die signifikante 

Verminderung der Konzernsteuerquote. Durch die Änderungen aufgrund der Unter-

nehmenssteuerreform 2008 wurde der Steuersatz der latenten Steuern um 9,04 % 

Punkte auf 30,70 % gesenkt.

Der tatsächliche Steueraufwand wurde im Berichtsjahr durch die Nutzung bisher 

nicht aktivierter steuerlicher Verlustvorträge um 0,1 Mio. Euro (Vorjahr 0,1 Mio. Euro) 

gemindert. Im Berichtsjahr wurde ein latenter Steueranspruch in Höhe von 

1,3 Mio. Euro (Vorjahr 2,1 Mio. Euro) auf Verlustvorträge bei einer Tochtergesellschaft 

mangels wahrscheinlicher Realisierbarkeit nicht aktiviert. 

Die Überleitung vom erwarteten Ertragsteueraufwand zum tatsächlichen Ertragsteuer-

aufwand wird nachfolgend dargestellt:

Die periodenfremden Steuern enthalten neben dem tatsächlichen periodenfremden 

Steuerertrag (1,5 Mio. Euro) auch den Ertrag aus der Anpassung des steuerlichen 

Ausgleichspostens aufgrund der Betriebsprüfung (13,3 Mio. Euro).

Bei den steuerfreien Erträgen aus at equity bilanzierten Beteiligungen wurde der 

Sal do aus Fortschreibungen abzüglich Wertminderungen zu 95 % (Kapitalgesell-

schaften) bzw. zu 100 % (Personengesellschaften) unter Berücksichtigung der jeweils 

anzuwendenden Steuersätze angesetzt. Der Effekt aus einer Wertminderung auf eine 

at equity bilanzierte Beteiligung wurde gesondert dargestellt, da diese Teilwert-

abschreibung auch steuerlich wirksam vorgenommen wurde.

(11) IMMATERIELLE VERMÖGENSWERTE UND SACHANLAGEN

6. Erläuterungen zur Bilanz 

Die Aufgliederung der in der Bilanz zusammengefassten Posten der Immateriellen 

Vermögenswerte und des Sachanlagevermögens sowie ihre Entwicklung sind auf den 

folgenden Seiten dargestellt:
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 Tsd. € 2007 2006 

 Ergebnis vor Ertragsteuern 98.858 115.987

 Konzernsteuersatz 39,74% 39,74%

 Erwarteter Ertragsteueraufwand 39.286 46.093

 Steuereffekte durch:  

   Steuerfreie Erträge at equity bilanzierte Beteiligungen -7.608 -5.687

   Steuerfreie Teilwertabschreibung 
   auf at equity bilanzierte Beteiligungen 7.551 0

   Änderungen des Steuersatzes -39.216 0

    Steuersatzeffekte aus Nicht-Organgesellschaften und 
Personengesellschaften -118 -58

   Nicht abzugsfähige Aufwendungen 405 4.476

   Gewerbesteuerliche Hinzurechnungen und Kürzungen 966 948

   Permanente Differenzen -1.627 2.989

   Veränderung nicht bewerteter Verlustvorträge -75 -89

   Steuerfreie Dividenden  -50 -99

   Periodenfremde Steuern -14.812 15.979

   Sonstige -1.317 -1.109

 Tatsächlicher Ertragsteueraufwand -16.615 63.443

 Tatsächlicher Konzernertragsteuersatz -16,81% 54,70%



BRIEF AN DIE AKTIONÄRE BERICHT DES AUFSICHTSRATS KONZERNLAGEBERICHT  KONZERNABSCHLUSS CORPORATE GOVERNANCE

Abschreibungen Restbuchwert    Anschaffungs- und Herstellungskosten

  Stand am  Zugänge Abgänge Um- Stand am Stand am  Zugänge Abgänge Umbuchungen Stand am Stand am Stand am
 Tsd. € 01.01.2007   buchungen 31.12.2007 01.01.2007    31.12.2007 31.12.2007 31.12.2006

Immaterielle Vermögenswerte            

Konzessionen und ähnliche Rechte  60.243 2.127 4 2.680 65.046  34.176 4.135 0 52 38.363 26.683 26.067

Sachanlagen            

Grundstücke und Bauten 
einschließlich der Bauten auf 
fremden Grundstücken 307.993 7.780 1.716 556 314.613  139.173 6.630 735 -12 145.056 169.557 168.820

Technische Anlagen und Maschinen            

a) Erzeugungs-, Gewinnungs- und             
    Bezugsanlagen, Heizzentralen 616.555 3.024 87.069 8.084 540.594  447.590 11.020 38.371 -18 420.221 120.373 168.965

b) Verteilungsanlagen 1.679.101 500 38.570 13.698 1.654.729  1.033.444 33.970 25.435 -77 1.041.902 612.827 645.657

  2.295.656 3.524 125.639 21.782 2.195.323  1.481.034 44.990 63.806 -95 1.462.123 733.200 814.622

Andere Anlagen, Betriebs- und 
Geschäftsausstattung 139.317 6.183 8.176 7.029 144.353  102.026 10.149 6.849 55 105.381 38.972 37.291

Anlagen im Bau 41.231 35.103 183 -32.047 44.104  0 0 0 0 0 44.104 41.231

  2.784.197 52.590 135.714 -2.680 2.698.393  1.722.233 61.769 71.390 -52 1.712.560 985.833 1.061.964

  2.844.440 54.717 135.718 0 2.763.439  1.756.409 65.904 71.390 0 1.750.923 1.012.516 1.088.031

Abschreibungen Restbuchwert    Anschaffungs- und Herstellungskosten

  Stand am  Zugänge Abgänge Um- Stand am Stand am  Zugänge Abgänge Umbuchungen Stand am Stand am Stand am
 Tsd. € 01.01.2006   buchungen 31.12.2006 01.01.2006    31.12.2006 31.12.2006 31.12.2005

Immaterielle Vermögenswerte            

Konzessionen und ähnliche Rechte  59.576 579 9 97 60.243  30.465 3.711 0 0 34.176 26.067 29.111

Sachanlagen            

Grundstücke und Bauten 
einschließlich der Bauten auf 
fremden Grundstücken 255.811 8.400 770 44.552 307.993  134.905 5.038 770 0 139.173 168.820 120.906

Technische Anlagen und Maschinen            

a) Erzeugungs-, Gewinnungs- und             
    Bezugsanlagen, Heizzentralen 602.557 13.349 286 935 616.555  431.131 16.676 217 0 447.590 168.965 171.426

b) Verteilungsanlagen 1.649.510 28.973 27.661 28.279 1.679.101  990.337 50.425 7.318 0 1.033.444 645.657 659.173

  2.252.067 42.322 27.947 29.214 2.295.656  1.421.468 67.101 7.535 0 1.481.034 814.622 830.599

Andere Anlagen, Betriebs- und 
Geschäftsausstattung 134.995 4.673 1.907 1.556 139.317  94.007 9.466 1.447 0 102.026 37.291 40.988

Anlagen im Bau 84.882 31.804 36 -75.419 41.231  0 0 0 0 0 41.231 84.882

  2.727.755 87.199 30.660 -97 2.784.197  1.650.380 81.605 9.752 0 1.722.233 1.061.964 1.077.375

  2.787.331 87.778 30.669 0 2.844.440  1.680.845 85.316 9.752 0 1.756.409 1.088.031 1.106.486
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(12) AT EQUITY BILANZIERTE BETEILIGUNGEN

Die folgenden Übersichten zeigen die wesentlichen Posten von Bilanz und Gewinn- 

und Verlustrechnung der at equity bilanzierten Unternehmen:

  Assoziierte Unternehmen Gemeinschaftsunternehmen
 Tsd. € 2007 2006 2007 2006 

Bilanz

   kurzfristige Vermögenswerte 470.343 381.717 41.446 18.873

   langfristige Vermögenswerte 763.378 646.762 139.050 50.733

   kurzfristige Schulden 504.882 423.098 49.106 17.311

   langfristige Schulden 195.453 176.390 97.142 17.136

GuV

   Umsatzerlöse 1.485.048 1.735.478 77.500 52.932

   Periodenergebnis 51.081 54.999 1.107 2.303

Bei den Gemeinschaftsunternehmen beziehen sich die Angaben auf die Beteiligungs-

quote des Mainova-Konzerns.

Ab dem Geschäftsjahr 2007 werden Baukostenzuschüsse im Anlagespiegel von den 

Zugängen zu den Anschaffungs- und Herstellungskosten abgesetzt. In Vorperioden 

waren sie in den Abgängen enthalten. Der Mainova-Konzern hat Baukostenzuschüsse 

in Höhe von 23,4 Mio. Euro (Vorjahr 15,5 Mio. Euro) vereinnahmt.

Im Berichtsjahr wurden 0,1 Mio. Euro (Vorjahr 0,0 Mio. Euro) für Forschung und Ent-

wicklung aufgewendet.

Einen Schwerpunkt der Investitionen in Sachanlagen und immaterielle Vermögens-

werte bildet die Erweiterung und Erneuerung der Strom-, Gas-, Wasser- und Wärme-

netze und Verteilungsanlagen einschließlich Zählern. Ein weiterer Schwerpunkt 

liegt in nachträglichen Anschaffungskosten für Verwaltungsgebäude in der Solms-

straße.

Die Abgänge resultieren im Wesentlichen aus im Berichtsjahr geschlossenen Pacht-

verträgen, die als Finanzierungsleasingverhältnisse beurteilt werden. Durch den 

Pachtvertrag mit der AVA GmbH verpachtet Mainova nach der Durchführung 

umfangreicher Modernisierungsmaßnahmen erstmals ihr HKW in Frankfurt am Main-

Nordweststadt. Im Rahmen des im Geschäftsjahr neu mit der Süwag abgeschlos-

senen Pachtvertrags verpachtet Mainova ihr in den Gebieten Unterliederbach, 

Sindlingen, Zeilsheim und Sossenheim liegendes Stromnetz.

Bei den weiteren Abgängen von Sachanlagen handelt es sich überwiegend um voll 

abgeschriebene Vermögenswerte. Sie umfassen im Vorjahr bei den Verteilungsanla-

gen auch die von den Kunden erhaltenen Ertragszuschüsse, da sie sowohl Kosten für 

die Anschluss erstellung als auch Netzkostenbeiträge für das bereits vorhandene vor-

gelagerte Verteilungsnetz betreffen. Ferner wurden im Rahmen der Räumung von 

Büroflächen Verschrottungen vorgenommen.

Gestiegene Einkaufspreise für die Brennstoffe, ein gestiegenes Zinsniveau, die von 

der Bundesnetzagentur gekürzten Netzentgelte und die Änderungen durch die 

Unternehmenssteuerreform waren ausschlaggebende Faktoren, einen Werthaltigkeits-

test für die zahlungsmittelgenerierende Einheit (ZGE) „Kraftwerke“ (HKW West, Mitte 

und Niederrad des Segmentes Erzeugung) und die ZGE „Stromnetz“ (Verteilungs-

netz des Segmentes Stromversorgung) durchzuführen.

Die zur Diskontierung verwendeten Nachsteuerzinssätze werden auf Grundlage 

von Marktdaten bereichsspezifisch ermittelt und betragen zum Bewertungs stichtag 

zwischen 5,5 % und 6,4 % (Vorjahr 4,2 % und 5,5 %). In die Ermittlung des 

Abzinsungssatzes für die ZGE „Stromnetz“ sind die von dem Gesetzgeber bei der 

Kalkulation der Netznutzungsentgelte zugestandenen Kapitalkosten eingeflossen, 

da unterstellt werden kann, dass ein Investor aus dem Netzgeschäft keine Ver-

zinsung erwarten kann, die über der vom Gesetzgeber zugestandenen Kapital-

rendite liegt.

In der Wertermittlung des Stromnetzes wurden die Kürzung der im Geschäftsjahr 

2007 beantragten Entgelte durch die Bundesnetzagentur und die Erwartungen des 

Vorstands zu den Auswirkungen der ab 2009 durch den Gesetzgeber vorgesehenen 

Anreizregulierung angemessen berücksichtigt. Die Cashflows wurden unter Verwen-

dung einer Wachstumsrate von 0,5 % (Vorjahr 0,25 %) extrapoliert. Die Wachstums-

rate liegt unterhalb der angenommenen Inflationsrate, da damit gerechnet wird, 

dass auch zukünftig die inflationsbedingten Kostensteigerungen nicht vollständig 

weitergegeben werden können. 

Das Ergebnis der durchgeführten Wertminderungstests zum 31. Dezember 2007 

veränderte weder für die ZGE „Kraftwerke“ noch für die ZGE „Stromnetz“ die Wert-

minderungen, welche zum 31. Dezember 2006 vorgenommen wurden. Die Wert-

minderungen im Vorjahr beliefen sich auf 3,4 Mio. Euro für die ZGE „Kraftwerke“ 

und 14,7 Mio. Euro für die ZGE „Stromnetz“ und wurden unter den Abschreibungen 

in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesen. Die Wertminderungen wurden 

in der Segmentberichterstattung den Segmenten Wärme- und Stromerzeugung 

bzw. Stromversorgung zugeordnet.
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(13) ÜBRIGE LANGFRISTIGE FORDERUNGEN UND FINANZIELLE VERMÖGENSWERTE

Die Ausleihungen werden zu fortgeführten Anschaffungskosten bewertet. Erkennbare 

Ausfallrisiken werden durch Wertminderungen berücksichtigt. Auf eine in Vorjahren 

abgeschriebene Forderung aus einer Ausleihung an die Kraft-Wärme Oberschmitten 

GmbH (KWO) wurde eine Zuschreibung in Höhe von 1,5 Mio. Euro vorgenommen, 

da mit einer Rückzahlung zu rechnen ist.

Die Forderungen aus Finanzierungsleasing haben sich durch die neu abgeschlos-

senen Pachtverträge von Mainova mit der AVA GmbH und der Süwag erhöht.

Der Anstieg der sonstigen Beteiligungen resultiert aus einer Einzahlung in die 

Kapitalrücklage der Syneco GmbH & Co. KG (Syneco) in Höhe von 5,9 Mio. Euro. 

Dadurch erhöht sich der Anteil des Mainova-Konzerns von 12,5 % auf 19,9 %.

 Tsd. € 31.12.2007 31.12.2006 

 Leasingforderungen 94.595 19.753

 Ausleihungen an Beteiligungen 24.043 24.437

 Sonstige Beteiligungen 9.253 3.354

 Derivative Finanzinstrumente 3.192 4.403

 Sonstige Ausleihungen 2.494 2.540

 Sonstiges 132 55

  133.709 54.542

(14) VORRÄTE

 Tsd. € 31.12.2007 31.12.2006 

 Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 15.435 19.911

 Unfertige Leistungen 4.194 3.052

 Waren 1.212 594

  20.841 23.557

In den Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen sind hauptsächlich Bau- und Installations-

materialien sowie der Kohle- und Heizölbestand für den Betrieb der Heizkraftwerke 

aus gewiesen. Im Berichtsjahr erfolgte eine Gängigkeitsabschreibung auf Bau- und 

Installationsmaterial von 4,0 Mio. Euro (Vorjahr 1,9 Mio. Euro).

Die unfertigen Leistungen enthalten noch nicht abgerechnete Bau- und Reparatur-

leistungen.

Verfügungsbeschränkungen oder andere Belastungen liegen nicht vor.

(15) FORDERUNGEN AUS LIEFERUNGEN UND LEISTUNGEN

In den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sind abgegrenzte, noch nicht 

abgerechnete Gas-, Strom-, Wasser- und Wärmelieferungen zwischen Ablese- und 

Bilanzstichtag enthalten, denen hierauf geleistete Abschläge gegenüberstehen. 

Der Grund für den starken Anstieg liegt sowohl in einem im Vergleich zum vierten 

Quartal des Vorjahres gestiegenen Gasumsatz gegenüber Endkunden aufgrund der 

kalten Witterung als auch in einem Anstieg der Forderungen gegen Beteiligungsunter-

nehmen. Diese haben sich insbesondere aufgrund einer veränderten Abrechnungs-

systematik im Gasbereich und des damit verbundenen verspäteten Zahlungsausgleichs 

erhöht.

Die Wertberichtigungen (inklusive pauschalierte Einzelwertberichtigungen) auf 

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen haben sich wie folgt entwickelt:

Der Anstieg der Bilanzposten der assoziierten Unternehmen resultiert im Wesent-

lichen aus der GKI. Die Errichtung des Kraftwerks wirkte sich auf die lang- und kurz-

fristigen Vermögenswerte sowie Schulden aus. Der Rückgang der Umsatzerlöse resul-

tiert überwiegend aus der Gas-Union GmbH (GU).

Der Anstieg der Vermögenswerte und Schulden der Gemeinschaftsunternehmen ist 

insbesondere auf die MHKW zurückzuführen. Diese bilanziert aufgrund eines im 

Berichtsjahr abgeschlossenen Finanzierungsleasingverhältnisses mit AVA GmbH das 

gesamte (integrierte) Müllheizkraftwerk in Frankfurt am Main-Nordweststadt.
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  Überfällig seit
 Tsd. € 11–30 Tagen 31–60 Tagen 61–90 Tagen mehr als 90 Tagen Gesamt 

31.12.2007 142.651 3.099 3.445 23.774 172.969

31.12.2006 95.029 2.765 591 39.028 137.413

Hinsichtlich des weder wertgeminderten noch in Zahlungsverzug befindlichen 

Bestands der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen deuten zum Abschluss-

stichtag keine Anzeichen darauf hin, dass die Schuldner ihren Zahlungsverpflich-

tungen nicht nachkommen werden.

(16) SONSTIGE VERMÖGENSWERTE

 Tsd. € 31.12.2007 31.12.2006 

 Forderungen aus Cash Pooling gegen den Stadtwerke-Konzern 157.756 215.155

 Forderungen aus Ertragsteuern und Steuerumlage 19.467 5.157

 Derivative Finanzinstrumente 11.957 16.129

 Geleistete Anzahlungen auf Anlagevermögen 9.852 7.350

 Vorsteuerforderungen 6.769 4.388

 Forderungen aus Finanzierungsleasing 2.859 1.387

 Übrige finanzielle Forderungen 44.567 32.239

 Übrige nicht finanzielle Forderungen 20.796 8.075

  274.023 289.880

Im Rahmen des konzernweiten Cash Poolings werden die liquiden Mittel täglich 

an die SWFH abgeführt. Zur Finanzierung der Gewinnabführung des Vorjahres, der 

planmäßigen Rückführung der langfristigen Kredite sowie der Netto-Investitionen 

wurden Mittel aus dem Finanzmittelfonds benötigt.

Die Forderungen aus Ertragsteuern haben sich insbesondere durch Körperschaft-

steuererstattungsansprüche nach § 37 KStG aus der steuerlichen Außenprüfung um 

6,0 Mio. Euro erhöht. Ferner ist in 2007 noch eine Forderung aus der Steuerumlage 

gegen die SWH in Höhe von 4,0 Mio. Euro enthalten. Im Vorjahr bestand eine Ver-

bindlichkeit aus Steuerumlage.

Die Forderungen aus Finanzierungsleasing haben sich durch die neu abgeschlosse-

nen Pachtverträge mit der AVA GmbH und der Süwag erhöht.

In den übrigen finanziellen Forderungen ist in 2007 ein Rückerstattungsanspruch 

in Höhe von 16,3 Mio. Euro gegen E.ON Ruhrgas AG (E.ON) im Rahmen der Auf-

lösung des Lieferantenvertrags und der Übertragung der Lieferbeziehung auf die GU 

enthalten. Des Weiteren enthalten die übrigen finanziellen Forderungen unter 

anderem Forderungen aus dem Verkauf eines Grundstücks in Frankfurt am Main Ost 

in Höhe von 13,3 Mio. Euro und Forderungen aus Erstattungen von Aufwendungen 

für Altlastensanierungen in Höhe von 3,6 Mio. Euro.

Die übrigen nicht finanziellen Forderungen sind insbesondere durch höhere Rück-

vergütungen für Verbrauchsteuern gestiegen. 

 Tsd. € 2007 2006 

 Stand 01.01. 17.774 22.288

 Im Berichtszeitraum als Aufwand erfasster Betrag 761 689

 Ausbuchung von Forderungen -8.261 -56

 Zahlungseingänge und Wertaufholungen auf ursprünglich 
 abgeschriebene Forderungen -2.101 -5.147

 Stand 31.12. 8.173 17.774

Im Rahmen von Einzelwertberichtigungen (ohne pauschalierte Einzelwertberichti-

gungen) sind zum Stichtag Forderungen aus Lieferungen und Leistungen mit einem 

Bruttorechnungsbetrag in Höhe von 9,1 Mio. Euro (Vorjahr 20,2 Mio. Euro) wert-

berichtigt. Nach Abzug der Einzelwertberichtigungen in Höhe von 6,5 Mio. Euro 

(Vorjahr 15,6 Mio. Euro) beträgt der Buchwert dieser Forderungen zum Stichtag 

2,5 Mio. Euro (Vorjahr 4,6 Mio. Euro).

Die folgende Tabelle zeigt den Buchwert der überfälligen Forderungen, die noch 

nicht wertgemindert wurden:
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(17) LATENTE STEUERN

Die aktiven und passiven latenten Steuern verteilen sich auf folgende Posten:

Langfristige Vermögenswerte    

Immaterielle Vermögenswerte 0 2.042 0 2.613

Sachanlagen 110 110.240 18 173.518

At equity bilanzierte Beteiligungen 0 3.136 0 4.562

 Übrige langfristige Forderungen und  
finanzielle Vermögenswerte 0 27.711 0 7.740

Kurzfristige Vermögenswerte     

 Forderungen aus Lieferungen und 
Leistungen 0 631 17 1.774

Sonstige Vermögenswerte 0 5.607 160 6.994

Langfristige Schulden     

Langfristige Finanzschulden 49 0 38 134

Sonderposten mit Rücklageanteil 0 0 0 108

Übrige langfristige Verbindlichkeiten 5.452 0 103 0

Pensionsrückstellungen 2.607 308 4.851 706

Andere langfristige Rückstellungen 11.114 690 11.500 170

Kurzfristige Schulden     

Kurzfristige Finanzschulden 4 1 3 23

 Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen 0 0 9 0

Sonstige Rückstellungen 1 928 4.500 18

Übrige kurzfristige Verbindlichkeiten 1.427 0 3.797 1

Verlustvorträge 1.675 0 0 0  

Zwischensumme 22.439 151.294 24.996 198.361

Saldierung 19.954 19.954 23.999 23.999

Bilanzausweis 2.485 131.340 997 174.362

    

   Aktive latente  Passive latente  Aktive latente Passive latente 
Tsd. € Steuern Steuern Steuern Steuern

31.12.2007 31.12.2006 

Aktive und passive latente Steuern sind je Gesellschaft bzw. Organkreis miteinander 

saldiert. Latente Steuern auf temporäre Differenzen im Zusammenhang mit Anteilen 

an Tochterunternehmen und assoziierten Unternehmen wurden mit den anzuwen-

denden Steuersätzen gebildet.

Nachfolgend werden die Veränderung der latenten Steuern sowie der Ausweis der 

Veränderung dargestellt:

Tsd. € 31.12.2007 31.12.2006 Veränderung

Saldo latente Steuern 128.855 173.365 -44.510

 davon in der GuV erfolgswirksam
 erfasste Veränderung der latenten 
 Steuern   -46.753

 davon erfolgsneutrale Veränderung
 der latenten Steuern   2.243

Die Verminderung des Saldos der latenten Steuern wird im Wesentlichen durch eine 

signifikante Reduzierung des Steuersatzes für latente Steuern verursacht.

Es werden nur auf solche Verlustvorträge, von deren Nutzbarkeit mit ausreichender 

Sicherheit ausgegangen werden kann, latente Steueransprüche gebildet. Steuerliche 

Verlustvorträge bestehen zum 31. Dezember 2007 bei zwei Tochtergesellschaften. 

Für den in diesem Jahr neu hinzugekommenen steuerlichen Verlust wurden in voller 

Höhe latente Steuern gebildet. Es wird erwartet, diesen im Folgejahr zu nutzen. 

Für den bereits im Jahr 2004 eingetretenen steuerlichen Verlust einer anderen Toch-

tergesellschaft wurde dagegen kein latenter Steueranspruch angesetzt, da die Gesell-

schaft als Beteiligungsholding nahezu ausschließlich steuerfreie Dividendenerträge 

erzielt und somit gegenwärtig nicht damit gerechnet wird, dass zukünftig ein steuer-

pflichtiges Ergebnis zur Nutzung der Verlustvorträge zur Verfügung stehen wird.

Latente Steueransprüche auf oben genannte Verlustvorträge wurden in folgender 

Höhe nicht angesetzt:

 Tsd. € 31.12.007 31.12.2006 

 Gewerbesteuer  300  301 

 Körperschaftsteuer 1.004  1.765 
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Der Nennwert des gezeichneten Kapitals beträgt 142,3 Mio. Euro und ist voll ein-

gezahlt. Es ist eingeteilt in 5.560.000 nennbetragslose Stückaktien, davon lauten 

5.499.296 auf Namen und 60.704 auf Inhaber. Die Anzahl der Aktien ist im 

Geschäftsjahr unverändert.

Eigenkapital

Das Eigenkapital hat sich wie folgt entwickelt:

(18) GEZEICHNETES KAPITAL

Die Gewinnrücklagen enthalten neben dem Konzernjahresüberschuss abzüglich der 

Ergebnisabführung an die SWFH insbesondere die Anpassungseffekte auf IFRS sowie 

Ergebnisvorträge von Tochtergesellschaften. Darüber hinaus enthalten die Gewinn-

rücklagen die erfolgsneutralen Veränderungen der versicherungsmathematischen 

Gewinne und Verluste bei leistungsorientierten Pensionszusagen und ähnlichen 

Verpflichtungen.

(19) GEWINNRÜCKLAGEN

Die Minderheitenanteile zeigen den Anteilsbesitz Dritter an den Konzerngesell-

schaften.

(20) MINDERHEITENANTEILE

Rückstellungen

Die Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen umfassen die Alters-

versorgung für die Mitarbeiter des Mainova-Konzerns, arbeitsvertragliche Direkt-

zusagen sowie Verpflichtungen aus Betriebsvereinbarungen (Deputate).

Direktzusagen werden Vorstandsmitgliedern und leitenden Angestellten gewährt. 

Es handelt sich um leistungsorientierte Versorgungspläne. Für diese werden Rückstel-

lungen für Pensionen und Anwartschaften entsprechend den bestehenden Versor-

gungszusagen für Anwartschaften und laufende Leistungen an die berechtigten 

aktiven und ehemaligen Mitarbeiter sowie die Hinterbliebenen gebildet. Die Zusagen 

bemessen sich vor allem nach der Dauer der Betriebszugehörigkeit sowie der Ver-

gütung der Mitarbeiter.

Auf Basis von Betriebsvereinbarungen sowie einzelvertraglichen Regelungen erhalten 

alle Mitarbeiter ein jährliches Energiedeputat, welches auch nach Eintritt in den 

Ruhestand weiter gewährt wird. 

Der Berechnung der leistungsorientierten Versorgungszusagen werden nachfolgende 

wesentliche Zukunftsparameter zugrunde gelegt:

(21) RÜCKSTELLUNGEN FÜR PENSIONEN UND ÄHNLICHE VERPFLICHTUNGEN
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   Gezeich-  Kapital-   Gewinnrücklagen     Eigen- 
   netes rücklage    kapital
   Kapital     gesamt
      
        

  Tsd. €

Gewinn-
 rücklagen

Gesell-
schaftern

der Mainova
zurechenbares

Eigenkapital

Minderheits-
anteile am

Eigenkapital

Erfolgsneu tra-
le Effekte aus

der Pensions-/
Deputate-

bewertung

Stand 01.01.2006 142.336 207.082 465.764 -4.811 810.371 18.490 828.861

Konzern-Jahresüberschuss   49.386  49.386 3.158 52.544

Ergebnisabführung Mainova   -55.554  -55.554  -55.554

Gewinnausschüttungen 
Minderheiten      -78 -78

Im Eigenkapital erfasste 
Wertänderungen aus 
Pensionen und Deputaten    -2.299 -2.299  -2.299

Stand 31.12.2006 142.336 207.082 459.596 -7.110 801.904 21.570 823.474

Konzern-Jahresüberschuss   113.225  113.225 2.248 115.473

Ergebnisabführung Mainova   -61.212  -61.212  -61.212

Gewinnausschüttungen 
Minderheiten      -2.714 -2.714

Kapitaleinzahlung      239 239

Rückkauf eigener Anteile      -108 -108

Im Eigenkapital erfasste 
Wertänderungen aus 
Pensionen und Deputaten    1.471 1.471  1.471

Stand 31.12.2007 142.336 207.082 511.609 -5.639 855.388 21.235 876.623
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Den Berechnungen für 2007 liegen die Richttafeln 2005 G von Dr. K. Heubeck 

zugrunde. 

Der Barwert der versicherungsmathematischen Sollverpflichtung hat sich wie folgt 

entwickelt:

Im Berichtsjahr sind Leistungen an die gesetzliche Rentenversicherung (beitragsorien-

tiertes Versorgungssystem) von 13,5 Mio. Euro (Vorjahr 13,1 Mio. Euro) erfolgt.

(22) SONSTIGE RÜCKSTELLUNGEN

Die sonstigen Rückstellungen berücksichtigen gemäß IAS 37 alle am Bilanzstichtag 

erkennbaren Verpflichtungen gegenüber Dritten, die bezüglich ihrer Höhe oder 

Fälligkeit unsicher sind.

Die sonstigen Rückstellungen haben sich im Geschäftsjahr wie folgt entwickelt:

 % 31.12.2007 31.12.2006 

 Zins 5,30 4,35

 Gehaltssteigerungen 2,00 1,50

 Rentensteigerungen 2,00 1,75

 Inflationsentwicklung für Deputate 2,00 1,75

 Fluktuation 1,80 1,90

 Tsd. € 2007 2006 

 Barwert der Pensionsverpflichtung am 01.01. 38.354 34.459

 Rentenzahlungen 2.005 2.107

 Zinsaufwand 1.621 1.432

 Dienstzeitaufwand 811 752

 Im Eigenkapital verrechnete versicherungsmathematische 
 Gewinne und Verluste -3.714 3.818

 Barwert der Pensionsverpflichtung am 31.12. 35.067 38.354

Der Aufwand für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen setzt sich wie folgt 

zusammen:

 Tsd. € 2007 2006 

 Beiträge zur ZVK 8.611 8.858

 Zinsaufwand 1.621 1.432

 Dienstzeitaufwand 811 752

 Rentenzahlungen 97 53

 Gesamtaufwand 11.140 11.095

Die Umbuchungen betreffen Sachverhalte, die sich im Geschäftsjahr konkretisiert 

haben und daher unter den Verbindlichkeiten ausgewiesen werden. Die Personal-

rückstellungen entfallen weit überwiegend auf die Rückstellungen für Altersteilzeit. 

Daneben sind Jubiläumsrückstellungen enthalten. Die Rückstellungen für Altersteilzeit 

werden nach dem Anwartschaftsbarwertverfahren bewertet. Dabei werden folgende 

Annahmen zugrunde gelegt:

 % 2007 2006 

 Zins 5,30 4,35

 Gehaltssteigerungen 2,00 1,50

 Fluktuation  differenziert   nach Alter 

 Gewichtung (potenzielle Mitarbeiter) 70,00 70,00

9190

Personal 55.387 12.341 138 5.108 2.132 0 50.148

Umweltrückstellungen 45.106 1.594 0 4.602 1.138 0 49.252

Steuerliche Außenprüfung 40.374 0 0 0 0 -40.374 0

Rechtliche und konzessions-
rechtliche Risiken 17.720 7.290 403 1.728 0 -330 11.425

Sonstige Rückstellungen 11.327 8.667 451 12.209 -7 -281 14.130

Gesamt 169.914 29.892 992 23.647 3.263 -40.985 124.955

davon langfristig 102.812      102.981

   Buchwert Inanspruch- Auflösung Zuführung Auf-/ Um- Buchwert
 Tsd. € 01.01.2007 nahme   Abzinsung buchungen 31.12.2007 
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Die Umweltrückstellungen beziehen sich auf Verpflichtungen der Mainova zur Sanie-

rung von Grundstücken früherer Gaswerksbetriebe. Die Bewertungen beruhen auf 

Sachverständigengutachten bzw. -berechnungen. Die Sanierungskonzepte werden 

eng mit der zuständigen Behörde abgestimmt. Der Mainova werden im Rahmen 

der Altlastenfinanzierungsrichtlinie (AFR) vom Land Hessen Zuschüsse zu diesen 

Sanierungskosten gewährt. In Einzelfällen bestehen auch vertragliche Ansprüche auf 

anteilige Kostenerstattung gegenüber früheren Grundstückseigentümern. Sowohl 

AFR-Förderungen als auch vertragliche Ansprüche können nicht im Rahmen der 

Rück stellungsbewertung mindernd berücksichtigt werden. Sie werden als erwartete 

Erstattungen unter den sonstigen Vermögenswerten aktiviert, soweit die Erstattung 

als quasi sicher gilt. Im Geschäftsjahr sind dies 4,5 Mio. Euro (Vorjahr 5,1 Mio. Euro). 

Aufgrund ihrer längeren Laufzeit werden die Umweltrückstellungen mit den am 

Stichtag gültigen risikolosen Zinssätzen abgezinst. Durch die Zugrundelegung eines 

längeren Zeitraums für die Grundwasseruntersuchungen und damit höheren Aufwen-

dungen wurde im Geschäftsjahr eine Zuführung in Höhe von 4,6 Mio. Euro erforder-

lich. Aus der Änderung des bei der Abzinsung der Altlastenrückstellung zugrunde 

gelegten Zinssatzes hat sich ein Ertrag von 0,4 Mio. Euro (Vorjahr 1,0 Mio. Euro) 

ergeben.

Die im Vorjahr gebildete Rückstellung für Risiken aus der steuerlichen Außenprüfung 

wurde im Geschäftsjahr in die Verbindlichkeiten umgebucht, da die steuerliche 

Außenprüfung abgeschlossen ist.

(24) VERBINDLICHKEITEN AUS LIEFERUNGEN UND LEISTUNGEN

Der Anstieg der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen basiert in Höhe 

von 31,3 Mio. Euro auf einem höheren Gasbezug im Dezember aufgrund der kalten 

Witterung sowie aus der Auflösung des Lieferantenvertrags mit E.ON und der 

Übertragung der Lieferbeziehung auf die GU.

 Tsd. € 31.12.2007 31.12.2006
  Summe davon langfristig Summe davon langfristig 

Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten 284.650 262.305 303.780 281.541

Sonstige verzinsliche Verbindlichkeiten 58.866 43.565 64.218 49.984

Gesamt 343.516 305.870 367.998 331.525

Von den Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sind 68,8 Mio. Euro mit 

Negativklausel und 190,3 Mio. Euro mit Bürgschaften der Stadt Frankfurt am Main 

besichert. Zwei weitere sonstige verzinsliche Darlehen in Höhe von 43,8 Mio. Euro 

sind ebenfalls durch eine entsprechende Negativklausel besichert. Die Finanz-

schulden wurden mit 29,0 Mio. Euro planmäßig getilgt.

(25) ÜBRIGE VERBINDLICHKEITEN

 Tsd. € 31.12.2007 31.12.2006 

 Sonstige Personalverbindlichkeiten und ausstehende Rechnungen 82.909 57.694

  Verbindlichkeiten gegenüber Stadtwerke Holding aus Gewinn-
abführung 61.272 55.554

 Verbindlichkeiten steuerliche Außenprüfung 47.953 0

 Verbindlichkeit Konzessionsabgabe 13.955 11.816

 Verbindlichkeiten aus sonstigen Steuern 8.921 14.513

 Erhaltene Anzahlungen  8.056 16.069

 Verbindlichkeiten aus erhaltenen Sicherheiten 3.142 3.157

 Derivative Finanzinstrumente 1.614 7.266

 Übrige finanzielle Verbindlichkeiten 21.657 11.369

 Übrige nicht finanzielle Verbindlichkeiten 21.712 27.724

 Gesamt 271.191 205.162

Der Anteil der kurzfristigen Verbindlichkeiten beträgt 249,9 Mio. Euro (Vorjahr 

196,9 Mio. Euro). Der Anstieg der übrigen finanziellen Verbindlichkeiten resultiert 

insbesondere aus einer Abgrenzung im Rahmen eines Leasingverhältnisses 

(15,1 Mio. Euro). Die übrigen nicht finanziellen Verbindlichkeiten beinhalten im 

Wesentlichen Verbindlichkeiten aus der Steuerumlage (8,6 Mio. Euro), erhaltene 

Anzahlungen für Gaslieferungen (6,6 Mio. Euro) sowie erhaltene Baukostenzu -

schüsse (5,4 Mio. Euro).

(23) FINANZSCHULDEN

Der durchschnittliche Effektivzins der Finanzschulden beträgt in der Berichtsperiode 

4,61 % (Vorjahr 4,66 %).
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7. Berichterstattung zu Finanzinstrumenten
 

Zu den Finanzinstrumenten zählen originäre und derivative Finanzinstrumente.

Die originären Finanzinstrumente umfassen auf der Aktivseite im Wesentlichen die 

Forderungen, die übrigen finanziellen Vermögenswerte und die flüssigen Mittel. Die 

übrigen finanziellen Vermögenswerte werden mit den fortgeführten Anschaffungs-

kosten angesetzt. Auf der Passivseite enthalten die originären Finanzinstrumente im 

Wesentlichen die zu Anschaffungskosten bewerteten Verbindlichkeiten. Der Bestand 

an originären Finanzinstrumenten wird in der Bilanz ausgewiesen, die Höhe der 

finanziellen Vermögenswerte gibt das maximale Ausfallrisiko an. Soweit bei den 

finanziellen Vermögenswerten Ausfallrisiken erkennbar sind, werden diese Risiken 

durch Wertberichtigungen erfasst.

Die folgende Tabelle stellt die Buchwerte und beizulegenden Zeitwerte (Fair Values) 

der in den einzelnen Bilanzposten enthaltenen Finanzinstrumente dar.

    
   Bewertungs- Buchwert Fortgeführ- Fair Value Wertansatz Fair Value
   katagorie  31.12.2007  te Anschaf- erfolgs- nach IAS 17 31.12.2007

Tsd. € nach IAS 39  fungskosten wirksam

Wertansatz Bilanz nach IAS 39

 Passiva         

Finanzschulden FLAC 343.516 343.516   289.900

 Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen FLAC 171.817 171.817   171.817

Übrige langfristige Verbindlichkeiten         

Originäre Finanzinstrumente FLAC 78    78

Derivative Finanzinstrumente FLHfT 277  277  277

Leasingverbindlichkeiten n. a. 14.352   14.352 14.352

Übrige kurzfristige Verbindlichkeiten         

Originäre Finanzinstrumente FLAC 120.680 120.680   120.680

Derivative Finanzinstrumente FLHfT 1.337  1.337  1.337

Leasingverbindlichkeiten n. a. 797   797 797

 Davon aggregiert nach Bewertungs-
kategorien gemäß IAS 39:         

 Zu Handelszwecken gehaltene finan-
zielle Vermögenswerte (Financial assets 
held for trading – FAHfT)  15.149       

 Darlehen und Forderungen (Loans 
and receivables – LaR)  489.743       

 Zur Veräußerung verfügbare finanzielle 
Vermögenswerte (Available-for-sale 
financial assets – AfS)  9.253       

 Finanzielle Verbindlichkeiten zu fort-
geführten Anschaffungskosten 
(Financial liabilities measured at 
amortized cost – FLAC)  636.091       

 Zu Handelszwecken gehaltene finan-
zielle Verbindlichkeiten (Financial 
liabilities held for trading – FLHfT)  1.614       

*  Diese Position beinhaltet zur Veräußerung verfügbare finanzielle Vermögenswerte, 

deren beizulegende Zeitwerte nicht zuverlässig ermittelt werden können und die zu Anschaf-

fungskosten bewertet werden.

    
   Bewertungs- Buchwert Fortgeführ- Fair Value Wertansatz Fair Value
   katagorie  31.12.2007  te Anschaf- erfolgs- nach IAS 17 31.12.2007

Tsd. € nach IAS 39  fungskosten wirksam

Wertansatz Bilanz nach IAS 39

Aktiva

 Forderungen aus Lieferungen und 
Leistungen LaR 260.883 260.883   260.883

 Übrige langfristige Forderungen 
und finanzielle Vermögenswerte         

Ausleihungen LaR 26.537 26.537   26.537

Leasingforderungen  n. a. 94.595   94.595 94.595

Derivative Finanzinstrumente FAHfT 3.192  3.192  3.192

Sonstige Beteiligungen * AfS 9.253 9.253    -

Sonstige Vermögenswerte         

 Forderungen aus Cash Pooling gegen 
den Stadtwerke-Konzern  LaR 157.756 157.756   157.756

Derivative Finanzinstrumente FAHfT 11.957  11.957  11.957

Leasingforderungen  n. a. 2.859   2.859 2.859

Übrige finanzielle Forderungen LaR 44.567 44.567   44.567

Flüssige Mittel n. a. 5.476 5.476   5.476

Fortsetzung nächste Seite
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   Bewertungs- Buchwert Fortgeführ- Fair Value Wertansatz Fair Value
   katagorie  31.12.2006  te Anschaf- erfolgs- nach IAS 17 31.12.2006

Tsd. € nach IAS 39  fungskosten wirksam

Wertansatz Bilanz nach IAS 39

 Zur Veräußerung verfügbare finanzielle 
Vermögenswerte (Available-for-sale 
financial assets – AfS)  3.354       

 Finanzielle Verbindlichkeiten zu fort-
geführten Anschaffungskosten (Finan-
cial liabilities measured at amortized 
cost – FLAC)  605.328       

 Zu Handelszwecken gehaltene finan-
zielle Verbindlichkeiten (Financial liabili-
ties held for trading – FLHfT)  7.266

Aufgrund der kurzen Laufzeiten der Flüssigen Mittel, Forderungen und Verbindlich-

keiten aus Lieferungen und Leistungen sowie der übrigen kurzfristigen Forderungen 

und Verbindlichkeiten wird angenommen, dass die beizulegenden Zeitwerte den 

Buchwerten entsprechen.

Die beizulegenden Zeitwerte der Finanzschulden werden als Barwerte der zukünftig 

erwarteten Cashflows ermittelt. Zur Diskontierung werden marktübliche Zinssätze, 

bezogen auf die entsprechenden Fristigkeiten, verwendet. 

Die beizulegenden Zeitwerte der derivativen Finanzinstrumente werden durch Abzin-

sung der erwarteten zukünftigen Cashflows unter Verwendung von aktuellen Markt-

zinssätzen errechnet.

Die folgende Tabelle stellt die in der Gewinn- und Verlustrechnung berücksichtigten 

Nettogewinne bzw. -verluste von Finanzinstrumenten, gegliedert nach den Bewer-

tungskategorien des IAS 39 dar.

 Tsd. € 2007 2006 

 Darlehen und Forderungen  2.912 4.077

 Zu Handelszwecken gehaltene Finanzinstrumente 270 4.414

 Gesamt 3.182 8.491Fortsetzung nächste Seite

*  Diese Position beinhaltet zur Veräußerung verfügbare finanzielle Vermögenswerte, deren beizulegende Zeitwerte 

nicht zuverlässig ermittelt werden können und die zu Anschaffungskosten bewertet werden.
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   Bewertungs- Buchwert Fortgeführ- Fair Value Wertansatz Fair Value
   katagorie  31.12.2006  te Anschaf- erfolgs- nach IAS 17 31.12.2006

Tsd. € nach IAS 39  fungskosten wirksam

Wertansatz Bilanz nach IAS 39

 Aktiva

 Forderungen aus Lieferungen und 
Leistungen LaR 194.764 194.764   194.764

 Übrige langfristige Forderungen und 
finanzielle Vermögenswerte         

Ausleihungen LaR 26.977 26.977   26.977

Leasingforderungen  n. a. 19.753   19.753 19.753

Derivative Finanzinstrumente FAHfT 4.403  4.403  4.403

Sonstige Beteiligungen * AfS 3.354 3.354    -

Sonstige Vermögenswerte         

 Forderungen aus Cash Pooling gegen 
den Stadtwerke-Konzern  LaR 215.155 215.155   215.155

Derivative Finanzinstrumente FAHfT 16.129  16.129  16.129

Leasingforderungen  n. a. 1.387   1.387 1.387

Übrige finanzielle Forderungen LaR 32.239 32.239   32.239

Flüssige Mittel n. a. 19.092 19.092   19.092

         

Passiva         

Finanzschulden FLAC 367.998 367.998   330.290

 Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen FLAC 134.117 134.117   134.117

Übrige langfristige Verbindlichkeiten         

Originäre Finanzinstrumente FLAC 64 64   64

Derivative Finanzinstrumente FLHfT 249  249  249

Übrige kurzfristige Verbindlichkeiten         

Originäre Finanzinstrumente FLAC 103.149 103.149   103.149

Derivative Finanzinstrumente FLHfT 7.017  7.017  7.017

 Davon aggregiert nach Bewertungs-
kategorien gemäß IAS 39:         

 Zu Handelszwecken gehaltene finan-
zielle Vermögenswerte (Financial assets 
held for trading – FAHfT)  20.532       

 Darlehen und Forderungen (Loans and 
receivables – LaR)  469.135       
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 Nominal Marktwert

  < 1 Jahr 1–5 Jahre Summe Summe Positiv Negativ Summe < 1 Jahr Summe
 Tsd. €    Vorjahr     Vorjahr

Strom         

Forward (long) 18.086 19.338 37.424 69.532 7.641 0 7.641 5.863 14.618

Forward (short) 14.724 2.409 17.133 69.831 32 -1.614 -1.582 -1.304 -2.577

Kohle         

Swap (Payer) 12.709 5.296 18.005 34.310 7.366 0 7.366 5.951 1.871

Swap (Receiver) 0 0 0 6.144 0 0 0 0 -71

Öl         

Swap (Payer) 695 0 695 6.460 110 0 110 110 -575

Gesamt 46.214 27.043 73.257 186.277 15.149 -1.614 13.535 10.620 13.266

Die Marktwerte der Derivate im Commodity-Bereich (z. B. Strom-Forwards, Kohle-

Swaps, usw.) werden auf Basis abgezinster, zukünftig erwarteter Cashflows ermittelt; 

dabei werden die für die Restlaufzeit der Finanzinstrumente abgeleiteten Forward-

Preise verwendet.

Strombereich

Auf der Erzeugungsseite ergeben sich Risiken vor allem aus der Stromproduktion. 

Diese wird in starkem Maße von der Entwicklung der Marktpreise für Strom, fossile 

Brennstoffe (insbesondere Kohle und Gas) und CO2-Zertifikate beeinflusst. Ein Risiko 

liegt beispielsweise darin, dass höhere Rohstoffnotierungen nicht über steigende 

Strompreise weitergegeben werden können. Neben der Erzeugungsseite ist auch 

das Vertriebsgeschäft mit Risiken verbunden. Diese resultieren z. B. aus unerwarteten 

Nachfrageschwankungen aufgrund von Wettbewerbs- und Konjunktureinflüssen 

sowie Temperaturänderungen. Die Preisrisiken auf den Beschaffungs- und Absatz-

märkten ermittelt Mainova fortlaufend. Zur Risikominderung auf der Absatz- und 

Beschaffungsseite setzt Mainova unter anderem derivative Finanzinstrumente ein. 

Der Vorstand wird monatlich über neu abgeschlossene derivative Geschäfte und 

den Bestand an Derivaten informiert.

Alle Strom-Forwards, die zu Handelszwecken abgeschlossen worden sind (Derivate), 

werden als finanzielle Vermögenswerte oder finanzielle Verbindlichkeiten bilanziert. 

Die derivativen Finanzinstrumente sind zu Marktwerten bewertet. Als Marktwert 

eines Finanzinstruments gilt der Betrag, der im Geschäftsverkehr zwischen vertrags-

willigen und unabhängigen Vertragspersonen unter aktuellen Marktbedingungen 

erzielt werden kann. Die Marktwerte werden aus Börsenkursen oder anhand 

anerkannter Bewertungsmethoden abgeleitet. Im Strombereich betrug das nicht 

Überblick

Im Rahmen des operativen Geschäfts ist Mainova finanzwirtschaftlichen Preisrisiken 

im Commodity-Bereich ausgesetzt. Unternehmenspolitik ist es, diese Risiken durch 

ein Risikomanagement auszuschalten oder zu begrenzen. Hierzu werden seitens 

der Mainova derivative Finanzinstrumente eingesetzt. Sie unterliegen den Arbeits-

anweisungen des Risikokomitees „Beschaffung, Vertrieb, Marketing“. Das Risiko-

komitee setzt die Rahmenbedingungen für die Energiebeschaffung und -vermarktung 

in Bezug auf den zulässigen Risikogehalt. Weiter regelt es die Funktionstrennung der 

Bereiche Handel, Abwicklung und Kontrolle. Zur Absicherung der Risiken und zur 

Erzielung von Handelsmargen werden im Commodity-Bereich physisch zu erfüllende 

Termingeschäfte sowie finanzielle Sicherungsgeschäfte eingesetzt. Die Risikoposition 

der Stromgeschäfte wird durch einen Value-at-Risk-Ansatz (VaR) sowie durch Volumen-

limits begrenzt.

Alle derivativen Finanzinstrumente, die nicht ausschließlich für den eigenen Gebrauch 

(„own use“) bestimmt sind, werden als freistehende Derivate bilanziert, d. h. alle 

Marktwertänderungen werden unmittelbar erfolgswirksam in der Gewinn- und 

Verlustrechnung erfasst.

Das Nominalvolumen der im Folgenden dargestellten Sicherungsgeschäfte wird 

unsaldiert angegeben. Es stellt die Summe aller Kauf- und Verkaufsbeträge dar, 

die den Geschäften zugrunde liegen. Die Höhe des Nominalvolumens erlaubt Rück-

schlüsse auf den Umfang des Einsatzes von Derivaten, gibt aber nicht das Risiko 

des Konzerns aus dem Einsatz von Derivaten wieder.

Finanzrisikomanagement

PREISRISIKEN AUS COMMODITIES

Die Nettogewinne bzw. -verluste aus zu Handelszwecken gehaltenen Finanzinstru-

menten beinhalten die Bewertungsergebnisse der freistehenden Derivate.

Die Nettogewinne bzw. -verluste aus Finanzinstrumenten der Kategorie „Darlehen 

und Forderungen“ beinhalten die Ergebnisse aus Wertminderungen und Zuschrei-

bungen.
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abgesicherte Risikoexposure zum 31. Dezember 2007 18,6 Mio. Euro (Vorjahr 

12 Mio. Euro).

Als Teil des Risikomanagementsystems von Preisrisiken aus Stromderivaten setzt 

Mainova eine VaR-Analyse ein, bei der regelmäßig die Risikoposition gegenüber 

Änderungen der Strompreise gemessen wird. Unter Vorgabe eines Konfidenzniveaus 

und einer Halteperiode wird ein maximaler Verlust berechnet. Folgende Annahmen 

liegen der Ermittlung des VaR zugrunde:

•  potentielle Verluste resultieren aus Marktwertänderungen

•  die bei der VaR-Berechnung verwendete Volatilität wird nach statistischen Verfah-

ren aus historischen Marktpreisen ermittelt

•  das Konfidenzniveau beträgt 99 % bei einer Halteperiode von fünf Tagen

Zunächst wird für die VaR-Ermittlung des Portfolios aus Stromderivaten des Konzerns 

deren aktueller Marktwert ermittelt. Im nächsten Schritt wird die Sensitivität des 

Portfolios gegenüber Änderungen der Strompreise bestimmt. Die Anwendung des 

Ansatzes liefert unter der Annahme eines 99 %igen Konfidenzniveaus bei einer Halte-

periode von fünf Tagen den VaR des Konzerns. Das 99 %ige Konfidenzniveau und 

die Halteperiode von fünf Tagen implizieren, dass mit einer Wahrscheinlichkeit von 

1 % der Portfolioverlust nach fünf Tagen größer sein wird als der Betrag des VaR. 

Mainova führt im Strombereich zwei VaR-Analysen durch. Bei der ersten Analyse wer-

den die Bereiche Beschaffung, Handel und Energieerzeugung betrachtet. Im Rahmen 

der zweiten Analyse werden zusätzlich potenzielle Effekte aus den virtuellen Kraft-

werksverträgen einbezogen.

Der maximale Verlust, der mit 99 %iger Wahrscheinlichkeit und einer Halteperiode 

von fünf Tagen nicht überschritten wird, verteilt sich wie folgt auf kurz- und lang-

fristige Stromderivate:

 Restlaufzeit der Stromderivate

  31.12.2007 31.12.2006

 Tsd. € < 1 Jahr 1–5 Jahre Gesamt < 1 Jahr 1–5 Jahre Gesamt

Value-at-Risk für die Bereiche 
Beschaffung, Handel und 
Energieerzeugung 113 2.554 2.667 4 3.144 3.148

Value-at-Risk wie oben zzgl. 
potentieller Effekte aus den 
virtuellen Kraftwerksverträgen 113 5.953 6.066 4 6.520 6.524

Kohle und Öl

Die folgende Übersicht stellt die Risikoexposition aus Warentermingeschäften auf die 

Rohstoffe Kohle und Öl basierend auf Marktwerten dar. Dem gegenüber gestellt wer-

den die Grundgeschäfte (Gegenpositionen), für die Absicherungsgeschäfte abgeschlos-

sen wurden und die für Zwecke dieser Darstellung zu Terminkursen bewertet sind.

Sowohl für Kohle- als auch für Ölpreisrisiken aus derivativen Finanzinstrumenten wird 

durch Sensitivitätsanalysen ermittelt, welche Auswirkungen hypothetische Änderun-

gen der jeweiligen Risikovariablen (Kohle- bzw. Ölpreis) auf das Jahres ergebnis sowie 

auf das Eigenkapital zum Bilanzstichtag hätten. Die beizulegenden Zeitwerte der 

derivativen Finanzinstrumente werden auf Basis einer hypothetischen Änderung des 

Marktpreisniveaus neu berechnet. Die Abweichungen zu den tat sächlich angesetzten 

beizulegenden Zeitwerten der derivativen Finanzinstrumente stellen die potenziellen 

Effekte auf das Jahresergebnis sowie auf das Eigenkapital zum Bilanzstichtag dar.

Ein Anstieg des Kohlepreises um 10 % zum 31. Dezember 2007 würde das Jahres-

ergebnis und das Eigenkapital um 1,7 Mio. Euro (Vorjahr 1,8 Mio. Euro) erhöhen. 

Im Gegensatz dazu würde ein Absinken des Kohlepreises um 10 % zum 31. Dezem-

ber 2007 das Jahresergebnis und das Eigenkapital um 1,7 Mio. Euro (Vorjahr 1,7 Mio. 

Euro) vermindern.
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 Tsd. €  31.12.2007 31.12.2006 

  Kauf 7.113 1.337

  Verkauf 0 0

  Summe 7.113 1.337

  Grundgeschäft  -7.113 -1.145

  Netto-Exposure 0 192

  Kauf 253 534

  Verkauf 0 -71

  Summe 253 463

  Grundgeschäft  -253 -463

  Netto-Exposure 0 0

 Öl Swap (Payer) 110 -2.471

  Swap (Receiver) 0 0

  Summe 110 -2.471

  Grundgeschäft -110 2.471

  Netto-Exposure 0 0

 Kohle 
 (Strombezug virtuelle  
 Kraftwerksverträge)

 

 Kohle
 (Kohlebedarf Eigen-
 erzeugung)
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KREDITRISIKO

Das Kredit- oder Ausfallrisiko liegt in der Verschlechterung der wirtschaftlichen Ver-

hältnisse von Kunden und Kontrahenten von Mainova begründet. Daraus entsteht 

zum einen die Gefahr des teilweisen oder vollständigen Ausfalls vertraglich vereinbar-

ter Zahlungen und zum anderen von bonitätsbedingten Wertminderungen bei 

Finanzinstrumenten. Bei Ausfall des Kontrahenten besteht ein maximales Kreditrisiko 

in Höhe des entsprechenden Buchwertes. Zur Minimierung dieses Risikos schließt 

Mainova derivative Geschäfte ganz überwiegend nur mit der Syneco Trading GmbH 

ab, die aufgrund ihres umfangreichen Handelspartnerportfolios deutlich höhere 

Nettingmöglichkeiten aufweist und über ein für einen Finanzdienstleister typisches 

Kreditrisikomanagement verfügt.

LIQUIDITÄTSRISIKO

Unter Liquiditätsrisiko wird das Risiko verstanden, dass Mainova nicht genügend 

Finanzmittel besitzt, um ihren Zahlungsverpflichtungen nachzukommen. Dem Liqui-

ditätsrisiko wird durch ein systematisches Liquiditätsmanagement durch das Konzern-

Treasury der SWFH basierend auf der Finanzplanung der Mainova begegnet. 

Mainova hat bei den Stadtwerken eine durch das Konzern-Treasurygremium geneh-

migte Kreditlinie von 40 Mio. Euro (Vorjahr 40 Mio. Euro). Diese wurde nicht in 

Anspruch genommen. Kreditlinien bei Banken bestehen nicht.

Die nachfolgenden Tabellen zeigen alle zum 31. Dezember 2007 bzw. 31. Dezember 

2006 vertraglich fixierten Zins- und Tilgungszahlungen für die bilanzierten finan-

ziellen Verbindlichkeiten sowie Zahlungsströme aus derivativen Finanzinstrumenten. 

Für Kohle- und Öl-Swaps und Devisenoptionen, bei denen ein Nettozahlungsaus-

gleich („net settlement“) mit den Vertragspartnern erfolgt, werden undiskontierte 

Marktwerte angegeben. Variable Zinszahlungen wurden unter Zugrundelegung 

der jeweils zum Bilanzstichtag gefixten Zinssätze ermittelt. Jederzeit rückzahlbare 

finanzielle Verbindlichkeiten sind dem frühesten Zeitband zugeordnet.

In den Geschäftsjahren 2008 und 2009 sind Kohleimporte in Höhe von rd. 235.000 t 

geplant. Um sich gegen einen etwaigen USD-Wertanstieg abzusichern, wurden für 

diesen Zeitraum Devisenoptionsgeschäfte mit einem Gesamtvolumen von 24,3 Mio. 

USD (rd. 17 Mio. Euro) abgeschlossen.

In der Sensitivitätsanalyse wird gezeigt, wie sich eine hypothetische Änderung 

der Wechselkurse zum Stichtag auf die Bewertung der Devisenoptionsgeschäfte 

und somit auf das Jahresergebnis und das Eigenkapital auswirken würde. Bei einer 

Aufwertung bzw. Abwertung des Euro gegenüber dem US-Dollar um 10 % zum 

31. Dezember 2007 würden sich das Jahresergebnis und das Eigenkapital um 

0,1 Mio. Euro vermindern bzw. um 0,8 Mio. Euro erhöhen.

WÄHRUNGSRISIKO

Zinsänderungsrisiken resultieren aus marktbedingten Schwankungen der Zinssätze 

und wirken sich auf die Höhe der Zinsaufwendungen aus. Bei Mainova bestehen 

Zinsänderungsrisiken für variabel verzinsliche Verbindlichkeiten gegenüber Kredit-

instituten, für die die Laufzeiten die vereinbarten Zinsbindungsfristen übersteigen, 

für die der Zinssatz fixiert ist. Der Buchwert der variabel verzinslichen Verbindlich-

keiten gegen über Kreditinstituten beträgt zum Zeitpunkt des Auslaufens der Zins-

bindungsfristen 131,5 Mio. Euro (Vorjahr 131,5 Mio. Euro). Mainova begegnet derar-

tigen Zinsände rungsrisiken durch den Abschluss von Verträgen mit langfristigen 

Zinsbindungsfristen.

ZINSÄNDERUNGSRISIKO

Ein Anstieg des Ölpreises um 10 % zum 31. Dezember 2007 würde eine Erhöhung 

des Jahresergebnisses und des Eigenkapitals um 0,1 Mio. Euro (Vorjahr 0,3 Mio. Euro) 

bewirken. Ein Absinken des Ölpreises um 10 % zum 31. Dezember 2007 würde eine 

Minderung des Jahresergebnisses und des Eigenkapitals um 0,1 Mio. Euro (Vorjahr 

0,3 Mio. Euro) bewirken.

 Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten -34.135 -129.588 -226.513 -390.236

Sonstige verzinsliche Verbindlichkeiten  -14.025 -32.814 -16.983 -63.822

 Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen -171.817 0 0 -171.817

Übrige finanzielle Verbindlichkeiten  -121.477 -3.267 -11.163 -135.907

Derivative Finanzinstrumente    

  Strom Forwards    

     Strom Forwards (long) -18.086 -19.338 0 -37.424

     Strom Forwards (short) 14.724 2.409 0 17.133

     Netto-Cashflow aus Strom Forwards -3.362 -16.929 0 -20.291

  Kohle Swaps    

      Kohle Swaps (Payer) 6.067 1.503 0 7.570

  Öl Swaps (Payer) 112 0 0 112

  Devisenoptionen 83 202 0 285

Gesamt -338.555 -180.892 -254.659 -774.106

    
      31.12.2007 
 Tsd. € < 1 Jahr 1–5 Jahre > 5 Jahre Gesamt
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      31.12.2006 
 Tsd. € < 1 Jahr 1–5 Jahre > 5 Jahre Gesamt

 Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten -36.007 -133.025 -256.949 -425.981

Sonstige verzinsliche Verbindlichkeiten  -12.602 -34.051 -24.706 -71.359

 Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen -134.117 0 0 -134.117

Übrige finanzielle Verbindlichkeiten  -103.149 -64 0 -103.213

Derivative Finanzinstrumente    

  Strom Forwards    

     Strom Forwards (long) -46.965 -22.568 0 -69.533

     Strom Forwards (short) 55.232 14.599 0 69.831

     Netto-Cashflow aus Strom Forwards 8.267 -7.969 0 298

  Kohle Swaps    

     Kohle Swaps (Payer) 1.668 243 0 1.911

     Kohle Swaps (Receiver) -73 0 0 -73

     Netto-Cashflow aus Kohle Swaps  1.596 243 0 1.839

  Öl Swaps (Payer) -569 -9 0 -578

Gesamt -276.581 -174.875 -281.655 -733.111

8. Segmentberichterstattung

Außenumsatz 11.399 3.597 593.776 534.396 683.315 833.651 90.013 98.844 86.117 81.489 33.093 31.758 1.497.713 1.583.735             

Innenumsatz 152.907 180.842 7.473 5.720 55.917 69.071 1.562 523 575 1.081 -218.434 -257.237 0 0             

Gesamtumsatz 164.306 184.439 601.249 540.116 739.232 902.722 91.575 99.367 86.692 82.570 -185.341 -225.479 1.497.713 1.583.735             

Segmentergebnis 10.244 5.015 4.042 34.252 59.753 80.657 826 -2.206 9.808 5.248 14.636 -3.304 99.309 119.662             

Ergebnis aus at equity bilanzierten Beteiligungen -189 -78 -4.100 1.615 9.924 12.349 -945 481 -783 1.842 -1.140 316 2.767 16.525             

Planmäßige Abschreibungen 12.778 14.817 14.868 16.702 11.824 12.007 4.933 5.280 5.668 5.630 15.833 12.738 65.904 67.174             

Außerplanmäßige Abschreibungen 0 3.419 0 14.723 0 0 0 0 0 0 0 0 0 18.142             

Wesentliche nicht zahlungswirksame Aufwendungen 642 470 2.572 4.110 5.079 8.644 442 92 42 668 1.321 32.499 10.098 46.483             

Segmentvermögen 231.149 237.193 305.308 351.101 437.172 375.497 93.476 95.594 149.817 146.732 160.176 162.184 1.377.098 1.368.301             

Segmentschulden 17.480 47.353 121.156 108.129 211.885 191.229 2.906 3.199 14.168 10.905 140.034 120.172 507.629 480.987             

Buchwerte at equity bilanzierten Beteiligungen 13.438 16 23.020 31.773 149.593 144.861 4.846 7.130 48.312 51.764 5.367 6.974 244.576 242.518             

Investitionen in immaterielle Vermögenswerte und Sachanlagen 14.584 20.684 7.545 21.821 5.950 11.877 6.329 9.213 3.294 4.012 17.015 20.171 54.717 87.778

  Wärme- und Strom- Strom- Gas- Wärme- Wasser- Sonstiges/ Konzern
  erzeugung versorgung versorgung versorgung versorgung Konsolidierung

 Tsd. € 2007 2006 2007 2006 2007  2006 2007 2006 2007  2006 2007 2006 2007 2006

Die Segmentberichterstattung hat das Ziel, Informationen über die wesentlichen 

Geschäftsbereiche des Konzerns zur Verfügung zu stellen. Zugleich soll Einblick in 

die Risiko-Chancen-Struktur gewährt werden. Die Segmentierung der Unternehmens-

bereiche im Mainova-Konzern erfolgt entsprechend der internen Berichterstattung. 

Aufbau und Inhalt der internen Berichterstattung zeigen auch zutreffend die Risiko-

Chancen-Struktur der jeweiligen Geschäftsbereiche auf. Da der Mainova-Konzern 

stark regional eingegrenzt ausschließlich innerhalb Deutschlands tätig ist, wurde 

auf eine Darstellung nach geographischen Merkmalen verzichtet.

Die Segmentberichterstattung umfasst die Geschäftsfelder Wärme- und Stromerzeu-

gung sowie die Versorgungssparten Strom, Gas, Wasser und Wärme. Im Bereich 

sonstige Aktivitäten/Konsolidierung werden Konsolidierungseffekte sowie andere, 

nicht den gesondert dargestellten Segmenten zuordenbare Tätigkeiten dargestellt. 

Die at equity in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen wurden mit 

ihren (anteiligen) Ergebnissen und Buchwerten wie folgt zugeordnet:

 

Wärme- und Stromerzeugung: Gemeinschaftskraftwerk Irsching GmbH (GKI) und 

MHKW Müllheizkraftwerk Frankfurt am Main GmbH (MHKW) vollständig.

Stromversorgung: Stadtwerke Hanau GmbH (SWH) und Stadtwerke Dreieich GmbH 

(SWD) jeweils anteilig.
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Gasversorgung: Gas-Union GmbH, Oberhessische Gasversorgung GmbH, Gasversor-

gung Main-Kinzig GmbH, Ohra Hörselgas GmbH, Werragas GmbH, Gasversorgung 

Offenbach GmbH, ENAG/Maingas Energieanlagen GmbH, Kraft-Wärme Oberschmit-

ten GmbH und Eisenacher Versorgungs-Betriebe GmbH jeweils vollständig; SWH und 

SWD jeweils anteilig.

Wärmeversorgung: SWH und SWD jeweils anteilig.

Wasserversorgung: Hessenwasser GmbH & Co. KG vollständig; SWH und SWD 

jeweils anteilig.

Das Segment Wärme- und Stromerzeugung umfasst das Geschäft der Wärme- und 

Stromerzeugungsanlagen der Mainova und der Tochtergesellschaft Biomassekraft-

werk Fechenheim GmbH (BKF). Hierzu zählen die vorwiegend wärmebedarfsorien-

tiert eingesetzten großen HKW in der Innenstadt, der Nordweststadt und in Nieder-

rad, das Biomassekraftwerk in Fechenheim, das Heiz-Kältewerk des Frankfurter 

Flughafens sowie dezentrale Heizwerke, Heizzentralen und Blockheizkraftwerke 

der Mainova und der Mainova EnergieDienste GmbH.

Das Segment Stromversorgung umfasst den Stromhandel und -bezug, Strom-

verteilung und -vertrieb sowie zugehörige Dienstleistungen. Daneben sind hier 

auf dieses Segment entfallende Ergebnisse der at equity bilanzierten Beteiligungen 

zugeordnet.

Das Segment Wärmeversorgung umfasst Wärmebezug, -verteilung und  vertrieb 

sowie zugehörige Dienstleistungen. Daneben sind hier auf dieses Segment ent-

fallende Ergebnisse der at equity bilanzierten Beteiligungen zugeordnet.

Das Segment Gasversorgung umfasst Gasbezug, -verteilung und -vertrieb sowie 

zugehörige Dienstleistungen. Daneben sind hier auf dieses Segment entfallende 

Ergebnisse der at equity bilanzierten Beteiligungen zugeordnet.

Das Segment Wasserversorgung umfasst Wassergewinnung, -bezug und -transport, 

Wasserverteilung und -vertrieb sowie zugehörige Dienstleistungen. Daneben sind 

hier auf dieses Segment entfallende Ergebnisse der at equity bilanzierten Beteili-

gungen zugeordnet.

Unter sonstige Aktivitäten/Konsolidierung werden Konsolidierungseffekte sowie 

andere, nicht den gesondert dargestellten Segmenten zuordenbare Tätigkeiten dar-

gestellt; hierzu zählen Dienstleistungen der Zentralbereiche der Mainova für Dritte 

und Ergebnisse der at equity bilanzierten sonstigen Beteiligungen.

Die Segmentdaten wurden in Übereinstimmung mit den Ansatz- und Bewertungs-

methoden im Konzernabschluss ermittelt. In den wesentlichen nicht zahlungswirk-

samen Effekten sind vor allem die Veränderungen der Rückstellungen einschließlich 

der erfolgsneutralen Veränderungen, der Wertminderungen und die wesentlichen 

zahlungsunwirksamen sonstigen Aufwendungen und Erträge erfasst. Die segmentbe-

zogenen Veränderungen des „Working Capitals“ wurden nicht ausgewiesen. Die 

Verrechnungspreise zwischen den Segmenten entsprechen im Wesentlichen 

den üblichen Marktpreisen.

Weitere Erläuterungen zu den Segmentergebnissen sind im Lagebericht enthalten.

Die Überleitung des Segmentvermögens bzw. der Segmentschulden auf das Brutto-

vermögen, Bruttoschulden sowie Segmentergebnis ergibt sich wie folgt:

 Tsd. € 2007 2006 

 Bruttovermögen lt. Bilanz 1.954.509 1.913.381

  Übrige langfristige finanzielle Vermögenswerte 130.441 51.527

  At equity bilanzierte Beteiligungen 244.576 242.518

  Finanzforderungen 158.307 217.255

  Flüssige Mittel 5.476 19.092

  Aktive latente Steuern 2.485 997

  Sonstige Vermögenswerte/Konsolidierungen 36.126 13.691

 Segmentvermögen 1.377.098 1.368.301

 

 Bruttoschulden lt. Bilanz 1.077.886 1.089.907

  Steuerrückstellungen 0 0

  Finanzverbindlichkeiten 343.516 370.343

  Gewinnabführung an Stadtwerke Frankfurt am Main Holding GmbH 61.212 55.554

  Passive latente Steuern 131.340 174.362

  Sonstige Verbindlichkeiten 34.189 8.661

 Segmentschulden 507.629 480.987

  

 Ergebnis nach Ertragsteuern lt. GuV 115.473 52.544

  Finanzergebnis 451 3.675

  Ertragsteuern -16.615 63.443

 Segmentergebnis 99.309 119.662
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9. Angaben zur Kapitalflussrechnung

Die Kapitalflussrechnung ist nach den Zahlungsströmen aus Geschäfts-, Investitions- 

und Finanzierungstätigkeit gegliedert.

Im Cashflow aus Investitionstätigkeit sind im Geschäftsjahr neben den Auszahlungen 

für den Erwerb von immateriellen Vermögenswerten und Sachanlagen in Höhe von 

76,1 Mio. Euro (Vorjahr 87,8 Mio. Euro) Investitionen in at equity bilanzierte Beteili-

gungen in Höhe von 19,5 Mio. Euro und Geldanlagen bei der SWFH mit einer Lauf-

zeit von über drei Monaten von 50,0 Mio. Euro enthalten.

Im Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit ist die Gewinnabführung für das 

Geschäftsjahr 2006 an die SWFH in Höhe von 55,6 Mio. Euro (Vorjahr für 2005: 

40,4 Mio. Euro) enthalten. Der Neuaufnahme von Finanzschulden in Höhe von 

1,7 Mio. Euro (Vorjahr 1,5 Mio. Euro) stehen Tilgungen in Höhe von 29,0 Mio. Euro 

(Vorjahr 24,7 Mio. Euro) gegenüber. Die Tilgungen der Finanzschulden werden 

in Höhe von 23,4 Mio. Euro (Vorjahr 15,5 Mio. Euro) durch erhaltene Baukosten-

zuschüsse für Hausanschlüsse finanziert.

10. Sonstiges

Im Jahresdurchschnitt waren im Mainova-Konzern 2.916 (Vorjahr 2.974) Mitarbeiter 

beschäftigt.

ERGEBNIS JE AKTIE

  31.12.2007 31.12.2006
  unverwässert verwässert unverwässert verwässert 

Gesellschaftern der Mainova AG zu-
rechenbarer Jahresüberschuss in Tsd. € 113.225 113.225 49.386 49.386

Gewichtete Aktien der Stadtwerke 
Frankfurt am Main Holding GmbH 
als Organträger in Tausend 4.182 4.182 4.182 4.182

Ergebnis je Stückaktie in € 27,07 27,07 11,81 11,81

EVENTUALSCHULDEN UND FINANZIELLE VERPFLICHTUNGEN

Da nur die Stückaktien der SWFH als Organträger an der Gewinnverwendung teil-

nehmen, erfüllen nur diese Stückaktien die Definition „ordinary shares“ nach IAS 33. 

Die Anteile der anderen Gesellschafter partizipieren nicht am Gewinn und Verlust der 

Gesellschaft, sondern diese erhalten vom Organträger eine feste Garantiedividende 

in Höhe von 9,48 Euro je Stückaktie. Das Ergebnis je Aktie ist daher als Bruch aus 

Ergebnis der Mainova vor Gewinnabführung geteilt durch die Anzahl der Stückaktien 

der SWFH auszuweisen.

Zu Gunsten der Handelspartner der Syneco GmbH & Co. KG bzw. Syneco Trading 

GmbH hat Mainova Vertragserfüllungsbürgschaften in Höhe von 89,5 Mio. Euro 

(Vorjahr 69,5 Mio. Euro) abgegeben.

Aus dem mit Syneco Trading GmbH bestehenden Portfoliomanagementvertrag ist 

Mainova darüber hinaus zur anteiligen Übernahme eventueller Adressausfallrisiken 

(Risiko finanzieller Verluste aufgrund unerwarteter Ausfälle oder Bonitätsverschlech-

terungen der Handelspartner) der Syneco Trading GmbH verpflichtet. Das von der 

Syneco Trading GmbH nach Basel II-Grundsätzen aufgebaute Kontrahentenlimitsys-

tem gewährleistet, dass relevante Exposures ausschließlich mit bonitätsmäßig ein-

wandfreien Kontrahenten aufgebaut werden können. Die Limitauslastungen werden 

anhand aktueller Wiedereindeckungswerte und eines Zuschlags für in der Zukunft 

109108



BRIEF AN DIE AKTIONÄRE BERICHT DES AUFSICHTSRATS KONZERNLAGEBERICHT  KONZERNABSCHLUSS CORPORATE GOVERNANCE

mögliche Risiko-Erhöhungen, dem eine VaR-Berechnung (90 % Konfidenzintervall für 

die maximale Restlaufzeit) zugrunde liegt, täglich überwacht. Unter Berücksichtigung 

nach Bonität gewichteter Ausfallwahrscheinlichkeiten, die sich an Kapitalunterle-

gungsgrundsätze des Kreditwesengesetzes (KWG) anlehnen, beträgt der Anteil der 

Mainova am gesamten Adressausfallrisikopool der Syneco Trading GmbH zum Bilanz-

stichtag 1,3 Mio. Euro.

Zur Besicherung eines Darlehens wurde eine Garantievereinbarung abgeschlossen, 

in der die Rückzahlung der ausstehenden Finanzierungsmittel bis zu 21,8 Mio. Euro 

zuzüglich Zinsen garantiert ist. Die Darlehen valutieren zum Bilanzstichtag mit 

18,4 Mio. Euro.

Zu Gunsten von Wohnungsbaugesellschaften wurden Bürgschaften in Höhe von 

0,2 Mio. Euro ausgegeben.

Im Zusammenhang mit der Finanzierung der Beteiligung GKI hat Mainova zu 

Gunsten einer Geschäftsbank eine selbstschuldnerische und unbefristete Teilbürg-

schaft für den Kreditrahmen bei der Bank abgegeben. Der Anteil der Mainova 

beträgt 20,3 Mio. Euro und entspricht 15,6 % des Kreditrahmens. Die Verpflichtung 

valutiert zum Stichtag mit 6,9 Mio. Euro.

Ferner ist die Mainova im Rahmen einer Teilschuldnerschaft an einer Liquiditäts-

vereinbarung zwischen der E.ON Kraftwerke GmbH und der GKI beteiligt. Mainova 

ist mit bis zu 0,16 Mio. Euro beteiligt. Dies entspricht 15,6 % des Kreditrahmens. 

Die Verpflichtung valutiert zum Stichtag mit Null.

Weiterhin hat Mainova eine Bürgschaft in Höhe von 1,5 Mio. Euro zu Gunsten einer 

Geschäftsbank übernommen. Die Bürgschaft dient der Besicherung von Kunden-

darlehen für die Umstellung von Heizungsanlagen auf Erdgas. Die Darlehen valutie-

ren zum Bilanzstichtag mit 0,6 Mio. Euro.

Ferner wurde für eine ehemalige Beteiligungsgesellschaft eine Patronatserklärung 

für Leasingverpflichtungen bis zur Höhe von 1,0 Mio. Euro gegenüber einer Leasing-

gesellschaft abgegeben. Die Patronatserklärung bleibt gültig, bis die Gläubiger 

Mainova aus diesen Verpflichtungen entlassen.

Die finanziellen Verpflichtungen aus Miet-, Pacht- und Leasingverträgen (Operating 

Leasing) ergeben sich wie folgt:

 Tsd. € 31.12.2007 31.12.2006 

 Fälligkeit bis 1 Jahr 2.334 2.000

 Fälligkeit 1bis 5 Jahre 6.401 6.230

 Fälligkeit über 5 Jahre 9.851 9.381

  18.586 17.611

Die Verpflichtungen aus Operating Leasing betreffen überwiegend langfristige Pacht-

verträge für Stromerzeugungs- und Versorgungsanlagen, Miet- und Leasingverpflich-

tungen für Lager- und Verwaltungsgebäude sowie für Kopierer und Pkw.

Das Bestellobligo vor allem für Baumaßnahmen und Dienstleistungen beträgt rund 

37,4 Mio. Euro.

Aus mehrjährig laufenden Energielieferverträgen, die als Eigenverbrauchsverträge 

(„Own Use“) behandelt werden, ergeben sich finanzielle Verpflichtungen in Höhe 

von 230,1 Mio. Euro. Für die 2. Handelsperiode ist Mainova Verpflichtungen zum 

Erwerb von Emissionsrechten für 125.000 t CO2 zu einem Preis von 2,8 Mio. Euro 

eingegangen.

Der durch die Gesellschafter der GKI beschlossene Wirtschaftsplan 2008 beinhaltet 

Zahlungsverpflichtungen für die Gesellschafter für die Jahre 2008 bis 2009. 

Der Anteil der Mainova beträgt 30,7 Mio. Euro.

Laut § 4 Abs. 5 des Wasserlieferungsvertrags mit der Hessenwasser ist Mainova 

verpflichtet, Hessenwasser bei der Erlangung von fehlenden dinglichen Sicherungs-

rechten für die Leitungen, welche im Rahmen der Übertragung des Netzes auf die 

Hessenwasser übergegangen sind, zu unterstützen. Resultieren Kosten aus der man-

gelnden dinglichen Sicherung, so sind diese von der Mainova zu tragen. Entspre-

chend der branchenüblichen Vorgehensweise betreibt die Hessenwasser bisher 

keine vollständige Sicherung des Netzes und dies ist auch in Zukunft nicht geplant. 

Einzelfallbezogene Aufwendungen werden durch Rückstellungen im Jahresabschluss 

berücksichtigt. In der Gesellschafterversammlung vom 21. November 2007 wurde 

beschlossen, dass das Risiko einer fehlenden dinglichen Sicherung ab dem 1. Januar 

2011 weitestgehend auf die Hessenwasser übergehen soll. Der finanzielle Ausgleich 

soll grundsätzlich durch eine Erhöhung der Wasserpreise ab diesem Zeitpunkt für 

einen Zeitraum von 20 Jahren erfolgen. Der Barwert des auf Mainova entfallenden 

finanziellen Ausgleichs beträgt 8,2 Mio. Euro.
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Die Bruttoinvestition lässt sich wie folgt in den Barwert der Mindestleasingzahlungen 

überleiten:

 Tsd. € 31.12.2007 31.12.2006 

 Ausstehende Mindestleasingzahlungen 167.999 34.425

 nicht garantierte Restwerte 8.478 2.145

 Bruttoinvestition 176.477 36.570

 nicht realisierter Finanzertrag 79.023 15.430

 Nettoinvestition 97.454 21.140

 Barwert der nicht garantierten Restwerte 2.993 712

 Barwert der Mindestleasingzahlungen 94.461 20.428

Bei den Finanzierungs-Leasingverhältnissen handelt es sich um Pachtverträge über 

Kraftwerke und Versorgungsnetze sowie Contracting-Projekte, bei denen der 

Mainova-Konzern zwar rechtlicher Eigentümer ist, die wesentlichen Chancen und 

Risiken aus der Nutzung des Vermögenswerts aber beim Kunden liegen. Dies hat 

zur Folge, dass die Vermögenswerte nicht im Sachanlagevermögen der Mainova 

zu bilanzieren sind, sondern stattdessen in den Forderungen aus Finanzierungs-

leasing.

Der Anstieg der Leasingforderungen im Geschäftsjahr 2007 entfällt im Wesentlichen 

auf neu abgeschlossene Pachtverträge mit der AVA GmbH und der Süwag.

Mit der AVA GmbH wurde ein Pachtvertrag über die Verpachtung eines HKW in 

Frankfurt am Main Nordweststadt einschließlich Grundstück abgeschlossen. Die AVA 

GmbH verpachtet ihre Abfallverbrennungsanlage gemeinsam mit dem von Mainova 

gepachteten HKW an die MHKW zum Betrieb eines einheitlichen Müllheizkraftwerks. 

Das Vertragsverhältnis mit der AVA GmbH hat eine Laufzeit von 22,5 Jahren und 

endet am 30. Juni 2029.

Die AVA GmbH zahlt einen Pachtzins, der sich aus mehreren festen und einem 

variablen Bestandteil zusammensetzt. Der Pachtzins ist hinsichtlich des festen Teils 

wertgesichert. Die jährliche Preisanpassung ist an die Entwicklung des Preisindexes 

der Erzeugnisse von Investitionsgüterproduzenten gebunden.

Im Rahmen des mit der Süwag abgeschlossenen Pachtvertrags verpachtet Mainova 

ihr in den Gebieten Unterliederbach, Sindlingen, Zeilsheim und Sossenheim liegen-

des Stromnetz. Der Vertrag hat eine Laufzeit von 20 Jahren und endet am 

31. Dezember 2026.

 

Bei den Contracting-Projekten handelt es sich insbesondere um einen bereits im Jahr 

2001 abgeschlossenen Energieliefervertrag mit der Fraport AG, zu dessen Zweck 

die Mainova eigens ein Heiz-Kältewerk errichtet hat und dieses betreibt. Der mit dem 

Heiz-Kältewerk bei der Fraport AG verbundene Energieliefervertrag hat eine Laufzeit 

von 15 Jahren und endet im Jahr 2015. Der jährliche Grundpreis des Energieliefer-

vertrags, der auch die Kosten für die Nutzungsüberlassung des Heiz-Kältewerks 

enthält, ist an die Entwicklung des Investitionsgüterindexes geknüpft.

Wertminderungen wurden nicht vorgenommen.

BEZIEHUNGEN ZU NAHE STEHENDEN UNTERNEHMEN UND PERSONEN

Es müssen Beziehungen zu nahe stehenden Unternehmen und Personen, die den 

Mainova-Konzern beherrschen oder maßgeblich beeinflussen sowie Beziehungen zu 

Unternehmen, die vom Mainova-Konzern beherrscht oder maßgeblich beeinflusst 

werden, angegeben werden.

Durch die Beteiligung der Stadt Frankfurt am Main über den Mehrheitsgesellschafter 

SWFH ist Mainova ein von diesen Gesellschaftern beherrschtes Unternehmen.

Im Rahmen der normalen Geschäftstätigkeit unterhält der Mainova-Konzern mit 

seinen Tochtergesellschaften Geschäftsbeziehungen zu zahlreichen nahe stehenden 

Personen und Unternehmen.

  31.12.2007 31.12.2006
   Barwert der  Barwert der      
   Mindest-  Mindest-
  Brutto - leasing- Brutto- leasing-
 Tsd. € investition zahlungen  investition zahlungen

Fällig bis 1 Jahr 11.162 2.789 3.964 1.388

Fällig 1 bis 5 Jahre 47.979 18.147 15.058 6.567

Fällig über 5 Jahre 117.336 73.525 17.548 12.473

 176.477 94.461 36.570 20.428

Barwert des nicht garantierten Restwertes  2.993  712

Leasingforderungen  97.454  21.140

LEASING
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  Stadtwerke Frankfurt Stadt Frankfurt am Main Thüga AG Assoziierte Gemeinschafts-
  am Main Holding GmbH sowie deren Mehrheits- und deren Mehrheits- Unternehmen unternehmen 
  sowie deren beteiligungen gesellschafter 
  Tochtergesellschaften

Tsd. € 2007 2006 2007 2006 2007 2006 2007 2006 2007 2006

Energie- und Wasserlieferungen          

Umsatzerlöse  20.807 19.476 72.866 74.242 23.143 32.586 35.866 40.842 53.348 59.003

Materialaufwand 0 0 -2.095 -2.819 -205.054 -229.564 -517.450 -610.213 -3.943 0

Forderungen 4.020 3.352 23.149 21.773 19.494 6.334 11.160 2.374 14.308 626

   davon wertberichtigt 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Verbindlichkeiten 0 0 -89 -17 -17.018 -18.422 -104.741 -71.634 -1.459 0

Sonstiges          

Erträge  19.298 14.269 7.253 17.048 7.266 9.016 23.897 24.727 3.611 2.075

Aufwendungen -90.426 -93.853 -55.826 -52.231 -364 -370 -902 -3.179 -6 -122

Forderungen 174.048 218.135 4.306 532 2.263 0 6.308 11.258 1.247 356

   davon wertberichtigt 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Verbindlichkeiten -62.934 -65.134 -109 -13.416 104 0 -1.303 -1.427 -2.035 -1.376

Dazu gehören neben der Stadt Frankfurt am Main und deren Mehrheitsbeteili-

gungen die SWFH, die verbundenen Unternehmen der SWFH, die Thüga AG, Mün-

chen, und deren Muttergesellschaften sowie die at equity bilanzierten Beteiligungen.

Mit nahe stehenden natürlichen Personen des Managements in Schlüsselpositionen 

sowie deren nächsten Familienangehörigen haben keine wesentlichen Transaktionen 

stattgefunden. Als Management in Schlüsselpositionen ist bei der Mainova nur der 

Vorstand anzusehen.

Alle Geschäftsbeziehungen sind zu marktüblichen Konditionen abgeschlossen wor-

den und unterscheiden sich grundsätzlich nicht von den Liefer- und Leistungsbezie-

hungen mit anderen Unternehmen.

 

Mit den wesentlichen nahe stehenden Unternehmen wurden in den Geschäftsjahren 

2007 und 2006 Geschäfte getätigt, die zu folgenden Abschlussposten führten:
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Für das Geschäftsjahr 2006 wurden im Jahr 2007 erfolgsabhängige Tantiemen von 

484.688,00 Euro gewährt.

Weiterhin wurden den Vorstandsmitgliedern Pensionszusagen erteilt, die ihnen 

Anspruch auf lebenslange Ruhegeld- und Hinterbliebenenrente einräumen.

 

Der Dienstzeitaufwand („service cost“) für die Pensionsverpflichtungen beträgt 

0,2 Mio. Euro im Geschäftsjahr 2007. Der Barwert der Gesamtverpflichtung beträgt 

1,4 Mio. Euro zum 31. Dezember 2007.

Im Geschäftsjahr 2007 wurden Vorstandsmitgliedern keine Kredite oder Vorschüsse 

gewährt.

Die Vergütung des Aufsichtsrats ist in der Satzung geregelt und beträgt für 2007:

  Fixe Sitzungs-
 € Vergütung geld Summe

Dr. h. c. Petra Roth 15.000 600 15.600

Peter Arnold 10.500 1.200 11.700

Dr. jur. Herbert Rüben (bis 29.08.2007) 7.000 800 7.800

Ewald Woste (ab 29.08.2007) 3.625 500 4.125

Uwe Becker (ab 04.06.2007) 5.250 700 5.950

Hans-Dieter Bürger 9.000 800 9.800

Nikolaus Burggraf 7.500 700 8.200

Ludwig Burkert 7.500 600 8.100

Jutta Ebeling 7.500 500 8.000

Holm Evdokimoff 6.000 600 6.600

Hiltrud Fink-Geis 7.500 1.100 8.600

Franz Frey 7.500 800 8.300

Dr. h. c. Ernst Gerhard 7.500 800 8.300

Horst Hemzal (bis 29.03.2007) 2.250 300 2.550

Barbara Heymann 7.500 700 8.200

Wolfgang Menges 7.500 800 8.300

Bernd Rudolph 6.000 400 6.400

Ralf-Rüdiger Stamm 7.500 1.000 8.500

Wolfgang Tröscher 6.000 500 6.500

Bernhard Vogt 7.500 800 8.300

Harald Wagner 7.500 500 8.000

Thomas Wissgott 6.000 300 6.300

 159.125 15.000 174.125

Die Bezüge des Beirats beliefen sich auf 44.000,00 Euro.

Die Bezüge ehemaliger Vorstandsmitglieder und ihrer Hinterbliebenen belaufen sich 

auf 0,6 Mio. Euro. Für diese Personengruppe sind Pensionsansprüche von 

6,1 Mio. Euro zurückgestellt.

   Fixe Variable Sonstige
 €   Vergütung Vergütung Bezüge Summe

Dr. Constantin Alsheimer 146.628,00 71.070,00 40.266,57 257.964,57

Lothar Herbst 146.628,00 71.070,00 14.496,23 232.194,23

Joachim Zientek 173.180,40 74.160,00 18.888,72 266.229,12

 466.436,40 216.300,00 73.651,52 756.387,92

Für das Geschäftsjahr 2007 betrugen die Bezüge des Vorstands:

GRUNDZÜGE DER VERGÜTUNG VON VORSTAND UND AUFSICHTSRAT

Bei Mainova wird die Vergütung der Vorstandsmitglieder vom Präsidium des Auf-

sichtsrats festgelegt. Die Vergütung der Vorstandsmitglieder setzt sich aus einem 

festen und einem variablen Anteil zusammen. Lediglich der feste Bestandteil ist ruhe-

gehaltsfähig. Der variable Anteil wird vom Präsidium des Aufsichtsrats bestimmt und 

richtet sich nach dem operativen Ergebnis der Gesellschaft in dem jeweiligen 

Geschäftsjahr. Ein Teil der variablen Vergütung ist garantiert. 
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ERKLÄRUNG DES VORSTANDS UND DES AUFSICHTSRATS DER MAINOVA AG 

GEMÄSS § 161 AKTG

Die Gesellschaft hat die vom Vorstand und Aufsichtsrat gemäß § 161 AktG am 

17. Dezember 2007 abgegebene Erklärung zum Deutschen Corporate Governance 

Kodex am 19. Dezember 2007 im Internet (www.mainova.de) abgegeben und den 

Aktionären dauerhaft zugänglich gemacht.

HONORARE DES ABSCHLUSSPRÜFERS

Das im Geschäftsjahr 2007 für den Jahresabschlussprüfer, die KPMG Deutsche Treu-

hand-Gesellschaft AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, erfasste Honorar betrug 

für die Prüfung des Jahres- und des Konzernabschlusses 0,2 Mio. Euro, für sonstige 

Bestätigungs- und Bewertungsleistungen 0,1 Mio. Euro sowie 0,4 Mio. Euro für 

sonstige Leistungen.

ANGABEN ZU KONZESSIONEN

Zwischen den einzelnen Gesellschaften des Mainova-Konzerns und der Stadt Frank-

furt sowie einer Reihe von Gemeinden bestehen Wegenutzungsverträge im Strom-, 

Gas- und Wasserbereich.

In den Wegenutzungsverträgen zur Strom- und Gasversorgung wird die Nutzung 

von öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen und städtischer bzw. gemeindeeigener 

Grundstücke für die Verlegung und den Betrieb von Leitungen sowie für Anlagen zur 

Strom- bzw. Gasversorgung geregelt. Der allgemeine Netzbetrieb erfolgt durch die 

NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH (NRM), Frankfurt. Es besteht eine gesetzliche 

Pflicht des Netzbetreibers zum diskriminierungsfreien Netzbetrieb und Netzanschluss 

in den jeweiligen Gemeindegebieten. 

Die Laufzeit der Wegenutzungsverträge im Strom und Gas ist dabei in der Regel 

auf 20 Jahre begrenzt. Während der Laufzeit der Wegenutzungsverträge besteht die 

Verpflichtung zur Zahlung der Konzessionsabgaben, deren Höchstgrenzen nach der 

Konzessionsabgabenverordnung (KAV) festgesetzt sind. Die Konzessionsabgaben 

werden in der Regel im Rahmen der Endkundenbelieferung von den jeweiligen 

Händlern berechnet und an den Netzbetreiber abgeführt. Dieser wiederum führt 

die eingezogenen Konzessionsabgaben an Mainova ab. Mainova leistet schließlich 

Konzessionsabgaben an die jeweilige Stadt oder Gemeinde auf der Grundlage des 

Wegenutzungsvertrags und im Rahmen der KAV. Nach Ablauf der Konzessions-

verträge besteht eine gesetzliche Überlassungspflicht bezüglich der örtlichen Strom- 

bzw. Gasverteilungsanlagen an den neuen Konzessionsnehmer oder die Gemeinde – 

soweit diese den allgemeinen Netzbetrieb selbst übernehmen will – gegen Zahlung 

einer angemessenen Vergütung an Mainova.

 

Mit den Wasserkonzessionsvereinbarungen werden das Recht und die Verpflichtung 

zur Bereitstellung von Wasser- und Abwasserdienstleistungen, zum dazugehörigen 

Betrieb der entsprechenden Infrastruktur, wie z. B. dem Betrieb von Wasserversor-

gungsanlagen, und zur Durchführung von Investitionen geregelt. Die Konzessionen 

im Wasserbereich laufen in der Regel über einen Zeitraum von 20 Jahren.

Frankfurt am Main, den 14. Mai 2008

Mainova Aktiengesellschaft

Dr. Constantin Alsheimer Lothar Herbst Joachim Zientek
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BETEILIGUNGSLISTE 
DES MAINOVA-KONZERNS 
IM GESCHÄFTSJAHR 2007

   Sitz  Anteil am Kapital Eigenkapital  Ergebnis nach Steuern Umsatzerlöse  Jahr
     % Tsd. € Tsd. € Tsd. €

Verbundene Unternehmen

Biomasse-Kraftwerk Fechenheim GmbH  Frankfurt am Main 90,00 10.284 637 7.873 2007

Erdgas Westthüringen Beteiligungsges. mbH  Bad Salzungen 56,00 23.218 2.620 0 2007

Gasgeräte- und -heizungsgesellschaft mbH  Frankfurt am Main 81,97 3.910 278 9.697 2007

Gasversorgung Main-Spessart GmbH  Aschaffenburg 100,00 21.065 2.546 31.056 2007

Mainova EnergieDienste GmbH Frankfurt am Main 100,00 3.344 2.796 34.120 2007

Mainova ServiceDienste GmbH Frankfurt am Main 100,00 56 5.233 43.408 2007

Netzdienste Rhein-Main GmbH Frankfurt am Main 90,00 9.822 5.655 459.130 2007

SRM Straßenbeleuchtung Rhein Main GmbH Frankfurt am Main 100,00 37 12 2.406 2007

      

Assoziierte Unternehmen        

Eisenacher Versorgungsbetriebe GmbH Eisenach 23,90 24.209 2.165 37.537 2006

Gas-Union GmbH Frankfurt am Main 37,70 121.630 20.056 1.277.928 2006

Gasversorgung Offenbach GmbH Offenbach 25,10 15.913 1.885 35.306 2006

Gemeinschaftskraftwerk Irsching GmbH Vohburg 15,60 42 -459 0 2006

Hessenwasser GmbH & Co. KG Groß-Gerau 36,36 96.640 4.159 71.448 2006

Hessenwasser Verwaltungs GmbH Groß-Gerau 36,33 41 3 0 2006

Ohra Hörselgas GmbH Fröttstädt 49,00 24.878 4.824 48.906 2006

Stadtwerke Dreieich GmbH Dreieich 26,25 41.099 3.829 45.563 2006

Stadtwerke Hanau GmbH 2 Hanau 46,90 77.064 14.752 165.196 2006

Werragas GmbH Bad Salzungen 49,00 27.557 3.801 53.595 2006

      

Gemeinschaftsunternehmen      

ENAG / Maingas Energieanlagen GmbH  Eisenach 50,00 10.705 1.117 14.183 2006

Gasversorgung Main-Kinzig GmbH  Gelnhausen 50,00 38.818 2.376 55.244 2006

Kraft-Wärme Oberschmitten GmbH Nidda 50,00 3.274 -226 6.777 2007

MHKW Müllheizkraftwerk Frankfurt am Main GmbH  Frankfurt am Main 50,00 26 -7 0 2006

Oberhessische Gasversorgung GmbH Friedberg 50,00 17.215 1.341 28.845 2006

Fortsetzung nächste Seite
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   Sitz  Anteil am Kapital Eigenkapital Ergebnis nach Steuern Umsatzerlöse Jahr
     % Tsd. € Tsd. € Tsd. € 

Wegen Unwesentlichkeit nicht einbezogene      
Unternehmen sowie sonstige Beteiligungen      

Gasturbinen-Gesellschaft für Kalle-Albert mbH 1 Wiesbaden 39,00 1.366 333 985 2006

Südwestdeutsche Rohrleitungsbau GmbH 1 Frankfurt am Main 29,90 3.338 14 16.134 2006

Syneco GmbH & Co. KG 1 München 19,86 7.194 1.563 98.274 2006

Syneco Verwaltungs GmbH 1 München 25,10 5.669 13 142 2006

Fortsetzung Tabelle von S. 120/121

1 Angaben beziehen sich auf 2006 HGB

2 Angaben beziehen sich auf den Bereich Versorgung
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Wir haben den von der Mainova Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main, aufgestellten 

Konzernabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Aufstellung 

der erfassten Erträge und Aufwendungen, Kapitalflussrechnung und Anhang – sowie 

den Konzernlagebericht für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2007 

geprüft. Die Aufstellung von Konzernabschluss und Konzernlagebericht nach den 

IFRS, wie sie in der EU anzuwenden sind, und den ergänzend nach § 315a Abs. 1 

HGB anzuwendenden handelsrechtlichen Vorschriften liegt in der Verantwortung 

des Vorstands der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 

durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Konzernabschluss und den Kon-

zernlagebericht abzugeben.

 

Wir haben unsere Konzernabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der 

vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu 

planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die 

Darstellung des durch den Konzernabschluss unter Beachtung der anzuwendenden 

Rechnungslegungsvorschriften und durch den Konzernlagebericht vermittelten Bildes 

der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 

Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 

Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 

Umfeld des Konzerns sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. 

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen 

internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben im Konzernabschluss und 

Konzernlagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prü-

fung umfasst die Beurteilung der Jahresabschlüsse der in den Konzernabschluss ein-

bezogenen Unternehmen, der Abgrenzung des Konsolidierungskreises, der ange-

wandten Bilanzierungs- und Konsolidierungsgrundsätze und der wesentlichen 

Einschätzungen des Vorstands sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Kon-

zernabschlusses und des Konzernlageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere 

Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung gewonnenen Erkennt-

nisse entspricht der Konzernabschluss den IFRS, wie sie in der EU anzuwenden sind, 

und den ergänzend nach § 315a Abs. 1 HGB anzuwendenden handelsrechtlichen 

Vorschriften und vermittelt unter Beachtung dieser Vorschriften ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 

Konzerns. Der Konzernlagebericht steht in Einklang mit dem Konzernabschluss, 

vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Konzerns und stellt die 

Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Frankfurt am Main, den 15. Mai 2008

KPMG Deutsche Treuhand-Gesellschaft

Aktiengesellschaft

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Vogler Hauptmann 

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

BESTÄTIGUNGSVERMERK 
DES ABSCHLUSSPRÜFERS
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Wir versichern nach bestem Wissen, dass gemäß den anzuwendenden Rechnungs-

legungsgrundsätzen der Konzernabschluss ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns vermit-

telt und im Konzernlagebericht der Geschäftsverlauf einschließlich des Geschäfts-

ergebnisses und die Lage des Konzerns so dargestellt sind, dass ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild vermittelt wird, sowie die wesentlichen Chancen 

und Risiken der voraussichtlichen Entwicklung des Konzerns beschrieben sind.

14. Mai 2008

Dr. Constantin Alsheimer Lothar Herbst  Joachim Zientek

VERSICHERUNG DER 
GESETZLICHEN VERTRETER 
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Nach § 161 Satz 1 AktG haben börsennotierte Unternehmen jährlich eine Erklärung 

zur Beachtung der Empfehlungen der Regierungskommission Deutscher Corporate 

Governance Kodex zu veröffentlichen. Die entsprechende Erklärung von Mainova 

für das Jahr 2007 kann seit dem 19. Dezember 2007 im Internet (www.mainova.de) 

eingesehen werden.

Nach Abschnitt 3.10 des Kodex haben Vorstand und Aufsichtsrat jährlich im 

Geschäftsbericht über die Corporate Governance des Unternehmens zu berichten. 

Dabei sollen sie Abweichungen von den Empfehlungen des Kodex erläutern.

Vorstand und Aufsichtsrat erklären, dass den vom Bundesministerium der Justiz in der 

Fassung vom 14. Juni 2007 (veröffentlicht im amtlichen Teil des elektronischen Bundes-

anzeigers am 20. Juli 2007) bekannt gemachten Empfehlungen des Deutschen Cor-

porate Governance Kodex entsprochen wurde und wird.

Lediglich die folgenden Empfehlungen wurden und werden nach Maßgabe der jewei-

ligen Erläuterungen nicht angewendet:

•  Selbstbehalte in der D&O Versicherung für Aufsichtsrat und Vorstand sind nicht ver-

einbart. Vor einer Änderung des bestehenden Versicherungsschutzes soll die weitere 

Entwicklung in der allgemeinen Unternehmenspraxis beobachtet werden.

•  Vorstand und Aufsichtsrat sind der Auffassung, dass sich die als Kollegialorgan ange-

legte Führungsstruktur der Mainova bewährt hat. Ein Vorstandsvorsitzender oder 

-sprecher ist daher nicht erforderlich.

•  Altersgrenzen für Mitglieder von Aufsichtsrat und Vorstand sind nicht festgelegt. Die 

entsprechende Empfehlung des Kodex wird für Mainova als unzweckmäßig erachtet.

•  Der Aufsichtsrat wird keinen Nominierungsausschuss bilden, der ausschließlich mit 

Vertretern der Anteilseigner besetzt ist und dem Aufsichtsrat für dessen Wahlvor-

schläge an die Hauptversammlung geeignete Kandidaten vorschlägt. Die Mainova 

AG ist ein Unternehmen auf das die Bestimmungen des Mitbestimmungsgesetzes 

Anwendung finden. Gremien sind daher paritätisch auch mit Vertretern der Arbeit-

nehmer und nicht nur der Anteilseigner besetzt.

•  Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten keine erfolgsorientierte Vergütung. Die Sat-

zung sieht derzeit für Aufsichtsratsmitglieder eine feste Vergütung vor. Für die Dauer 

des bestehenden Gewinnabführungsvertrags mit dem Mehrheitsaktionär, der Stadt-

werke Frankfurt am Main Holding GmbH, soll daran festgehalten werden.

•  Eine öffentliche Zugänglichmachung des Konzernabschlusses binnen 90 Tagen nach 

Geschäftsjahresende und der Zwischenberichte binnen 45 Tagen nach Ende des 

Berichtszeitraums erfolgt wegen der Kürze der Fristen nicht.

Nach der Neufassung von Abschnitt 3.10 Satz 4 des Kodex werden beginnend mit 

der Erklärung gemäß § 161 AktG vom 7. Dezember 2004 nicht mehr aktuelle Entspre-

chenserklärungen zum Kodex fünf Jahre lang auf der Internetseite unserer Gesellschaft 

zugänglich gehalten.

Frankfurt am Main, den 12. März 2008

CORPORATE GOVERNANCE 
BERICHT
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Für den Aufsichtsrat der Mainova AG Für den Vorstand der Mainova AG

Dr. h. c. Petra Roth Dr. Constantin Alsheimer Joachim Zientek

Aufsichtsratsvorsitzende Mitglied des Vorstands Mitglied des Vorstands
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AUFSICHTSRAT

Organe der Gesellschaft

Dr. h. c. Petra Roth

Oberbürgermeisterin der Stadt 

Frankfurt am Main, 

Vorsitzende

a) •  ABG FRANKFURT HOLDING 

Wohnungsbau- und Beteili-

gungsgesellschaft mbH, 

Frankfurt am Main (K) (V)

 •  Frankfurter Aufbau AG,

Frankfurt am Main (K) (V)

 •  Fraport AG, 

Frankfurt am Main (K)

 •  Messe Frankfurt GmbH, 

Frankfurt am Main (K) (V)

 •  Stadtwerke Frankfurt am Main 

Holding GmbH, 

Frankfurt am Main (K) ( V)

 •  Stadtwerke Verkehrsgesell-

schaft Frankfurt am Main mbH, 

Frankfurt am Main (K) ( V)

b) •   Alte Oper Frankfurt Konzert- 

und Kongresszentrum GmbH, 

Frankfurt am Main 

 •   FIZ Frankfurter Innovations-

zentrum Biotechnologie 

GmbH, Frankfurt am Main 

 •  Gas-Union GmbH, 

Frankfurt am Main 

 •   Landesbank Hessen-Thüringen,

Frankfurt am Main/Erfurt 

 •  Sparkassenzweckverband 

Nassau, Wiesbaden

 •  Städtische Bühnen Frankfurt 

am Main GmbH, 

Frankfurt am Main

 •  The Forsythe Company 

gGmbH, 

Frankfurt am Main

 •  Wirtschaftsförderung Frankfurt –

Frankfurt Economic Develop -

ment GmbH, 

Frankfurt am Main 

Peter Arnold

Vorsitzender des Betriebsrats, 

1. stellv. Vorsitzender des Aufsichtsrats

a) •  Stadtwerke Frankfurt am Main 

Holding GmbH, 

Frankfurt am Main 

b) •  Erdgas Westthüringen Beteili-

gungsgesellschaft mbH,

Bad Salzungen

 •  Erdgas Mittelsachsen GmbH, 

Schönebeck

 •  Erdgas Südbayern GmbH, 

München (V)

 •  EVI Energieversorgung Hildes-

heim GmbH & Co. KG, 

Hildesheim

 •  EWR GmbH, 

Remscheid

 •   Halberstadtwerke GmbH, 

Halberstadt

 •  Stadtwerke Karlsruhe GmbH, 

Karlsruhe

 •  Stadtwerke Neuss Energie und 

Wasser GmbH, 

Neuss

 •  Stadtwerke Villingen-Schwen-

ningen GmbH,

Villingen-Schwenningen

 •  Stadtwerke Zweibrücken 

GmbH, Zweibrücken

 •  SWP Stadtwerke Pforzheim 

GmbH & Co. KG, 

Pforzheim

 •  Syneco GmbH & Co. KG, 

München (V)

 •  Syneco Trading GmbH, 

München (V)

 •  Thüga Italia S. r. l., 

Verona, Italien

Ewald Woste 

(ab 29. August 2007)

Vorsitzender des Vorstands der 

Thüga Aktiengesellschaft

2. stellv. Vorsitzender des Aufsichtsrats 

(ab 13. Oktober 2007)

a) •    HEAG Südhessische Energie 

AG (HSE), 

Darmstadt

 •    HSE Netz AG, 

Darmstadt 

 •    N-ERGIE Aktiengesellschaft, 

Nürnberg

 •    Stadtwerke Duisburg AG, 

Duisburg

 •    Stadtwerke Essen AG, Essen

b) •    entega Vertrieb Verwaltungs-

GmbH, Darmstadt

 •   Energie Waldeck-Frankenberg 

GmbH, Korbach

 •   Energieversorgung Mittelrhein 

GmbH, Koblenz

 •   EWR GmbH, 

Remscheid

 •   Gas- und Wasserversorgung 

Fulda GmbH, Fulda

 •    Gas-Union GmbH, 

Frankfurt am Main

 •   Gasversorgung Westerwald 

GmbH, Höhr-Grenzhausen

 •   SWE Energie GmbH, 

Erfurt

 •   SWE Netz GmbH, 

Erfurt

 •    SWE Technische Service 

GmbH, Erfurt

 •   Syneco GmbH & Co. KG, 

München

 •   Syneco Trading GmbH, 

München

 •   Thüga Assekuranz Services 

München Versicherungs -

makler GmbH, 

München *

*  Die Thüga Schadenausgleichskasse 

München VVaG ist keine Handelsge-

sellschaft im Sinne von § 100 Abs. 2 

Nr. 1 AktG

Uwe Becker 

(ab 04. Juni 2007)

Stadtkämmerer der Stadt Frankfurt 

am Main 

a) •    ABG Frankfurt Holding Woh-

nungs bau- und Beteiligungs-

gesellschaft mbH, 

Frankfurt am Main (K) 

 •  Gasversorgung Main-Spessart 

GmbH, Aschaffenburg

 •  Oberhessische Gasversorgung 

GmbH, Friedberg

Dr. jur. Herbert Rüben

Mitglied des Vorstands der Thüga 

Aktiengesellschaft, 

2. stellv. Vorsitzender des Aufsichtsrats

(bis 29. August 2007)

a) •   badenova Verwaltungs-AG, 

Freiburg

 •   ESWE Versorgungs AG, 

Wiesbaden

 •  GASAG Berliner Gaswerke AG, 

Berlin

 •   Gaswerksverband Rheingau AG, 

Wiesbaden

 •  N-ERGIE AG, Nürnberg

 •  Stadtwerke Duisburg AG, 

Duisburg

 •  Stadtwerke Essen AG, Essen

b)  •   badenova AG & Co. KG, 

Freiburg

 •  erdgas schwaben gmbh, 

Augsburg (V)

 •    AVA Abfallverbrennungsanlage 

Nordweststadt GmbH,

Frankfurt am Main (K) 

 •    Frankfurter Aufbau AG, 

Frankfurt am Main (K)

 •    Fraport AG, 

Frankfurt am Main * (K)

 •    Messe Frankfurt GmbH, 

Frankfurt am Main (K)

 •    Stadtwerke Frankfurt am Main 

Holding GmbH,

Frankfurt am Main (K)

 •    Stadtwerke Verkehrsgesell-

schaft Frankfurt am Main mbH,

Frankfurt am Main (K)

 •    WOHNHEIM gemeinnützige 

Gesellschaft für Wohnheime 

und Arbeiterwohnungen mbH,

Frankfurt am Main (K) (V)

b) •    Gateway Gardens Projekt-

entwicklungs-GmbH,

Frankfurt am Main

 •   RMA Rhein-Main Abfall GmbH, 

Offenbach

 •   Sportpark Stadion Frankfurt 

am Main Gesellschaft für 

Projekt entwicklungen mbH, 

Frankfurt am Main

 •   Wirtschaftsförderung Frankfurt –

Frankfurt Economic Develop -

ment GmbH, 

Frankfurt am Main 

*  im Konsortialausschuss

Hans-Dieter Bürger

Diplom-Verwaltungswirt, 

Stadtrat der Stadt Frankfurt am 

Main

a) keine

b)  •   WOHNHEIM Gemeinnützige 

Gesellschaft für Wohnheime 

und Arbeiterwohnungen mbH, 

Frankfurt am Main 

a) = Mitgliedschaft in gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten

b) =  Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontroll-

gremien von Wirtschaftsunternehmen

(K) Konzernmandate gem. § 100 Abs. 2 S. 2 AktG

(V) Vorsitz

Die Angaben zu den Mitgliedschaften in Aufsichtsräten und anderen Kontroll-

gremien beziehen sich auf den 31. Dezember 2007 bzw. den Zeitpunkt des 

Ausscheidens aus dem Aufsichtsrat der Mainova. 
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 •  Betriebskommission der Hafen-

betriebe der Stadt Frankfurt 

am Main

 •  Betriebskommission der Markt-

betriebe der Stadt Frankfurt 

am Main

Nikolaus Burggraf 

Stadtrat der Stadt Frankfurt am 

Main 

a) keine

b) •  Alte Oper Frankfurt Konzert- 

und Kongresszentrum GmbH, 

Frankfurt am Main 

Ludwig Burkert

Freigestelltes Betriebsratsmitglied

Jutta Ebeling  

Bürgermeisterin der Stadt Frankfurt 

am Main

a) keine 

b) •   Alte Oper Frankfurt Konzert- 

und Kongresszentrum GmbH, 

Frankfurt am Main 

 •   Messe Frankfurt GmbH, 

Frankfurt am Main

 •    Wirtschaftsförderung Frankfurt –

Frankfurt Economic Develop -

ment GmbH, 

Frankfurt am Main 

Holm Evdokimoff 

Industriemechaniker, 

Frankfurt am Main

a) keine

b) keine

Hiltrud Fink-Geis

Freigestelltes Betriebsratsmitglied 

a) •   Stadtwerke Frankfurt am Main 

Holding GmbH, 

Frankfurt am Main

b) keine

Franz Frey

Geschäftsführer, Stadtrat a. D. der 

Stadt Frankfurt am Main

a) keine

b) keine

Dr. h. c. Ernst Gerhardt

Pensionär,

Stadtkämmerer a. D. der Stadt 

Frankfurt am Main

a) keine

b) •    WOHNHEIM Gemeinnützige  

Gesellschaft für Wohnheime 

und Arbeiterwohnungen mbH, 

Frankfurt am Main 

 •   Saalbau GmbH, 

Frankfurt am Main

Horst Hemzal

Stadtkämmerer der Stadt 

Frankfurt am Main 

(bis 29. März 2007)

a) •   ABG FRANKFURT HOLDING 

Wohnungsbau- und Beteili-

gungsgesellschaft mbH, 

Frankfurt am Main (K)

 •    Messe Frankfurt GmbH,

Frankfurt am Main (K)

 •   Stadtwerke Frankfurt am Main 

Holding GmbH,

Frankfurt am Main (K)

 •   Stadtwerke Verkehrsgesell-

schaft Frankfurt am Main mbH, 

Frankfurt am Main (K)

b) •   AVA Abfallverbrennungsanlage 

Nordweststadt GmbH, 

Frankfurt am Main 

 •    Erdgas Westthüringen 

Betei ligungsgesellschaft mbH, 

Bad Salzungen

 •  Frankfurter Sparkasse, 

Frankfurt am Main

 •    Gas-Union GmbH, 

Frankfurt am Main 

 •   Gateway Gardens Projekt  -

ent wicklungs-GmbH, 

Frankfurt am Main

 •   Medizinisches Versorgungs-

zentrum an den Städtischen 

Kliniken Frankfurt am Main-

Höchst GmbH, 

Frankfurt am Main

 •   Nassauische Sparkasse, 

Wiesbaden

 •   RMA Rhein-Main Abfall GmbH, 

Offenbach

 •    Süwag Energie AG, 

Frankfurt am Main

 •    Waldstadion Frankfurt am 

Main Gesellschaft für Projekt-

entwicklungen mbH, 

Frankfurt am Main 

 •   Wirtschaftsförderung Frankfurt –

Frankfurt Economic Develop -

ment GmbH, 

Frankfurt am Main 

 •   WOHNHEIM Gemeinnützige 

Gesellschaft für Wohnheime 

und Arbeiterwohnungen mbH, 

Frankfurt am Main 

Barbara Heymann

Beamtin bei der Bundesanstalt für 

Landwirtschaft und Ernährung, 

Stadtverordnete a. D. der Stadt 

Frankfurt am Main 

a) keine

b) keine

Wolfgang Menges

Dipl.-Ingenieur

a) keine

b) keine

Bernd Rudolph

Rechtsanwalt, 

Mitglied des Vorstands der Thüga 

Aktiengesellschaft

a) •   Gasanstalt Kaiserslautern AG, 

Kaiserslautern

 •   HEAG Südhessische Energie 

AG, Darmstadt 

 •  HSE Netz AG, 

Darmstadt

 •   N-ERGIE AG, 

Nürnberg

 •   Stadtwerke Chemnitz AG, 

Chemnitz

 •   Stadtwerke Hannover AG, 

Hannover

 •   Thüga Schadenausgleichskasse 

München VVaG, 

München * (V)

b) •   DREWAG Stadtwerke Dresden 

GmbH, Dresden

 •    Energie- und Wassergesell-

schaft mbH, Wetzlar

 •    Energieversorgung Limburg 

GmbH, Limburg

 •   Energieversorgung Sylt GmbH, 

Westerland/Sylt

 •   Erdgas Plauen GmbH, Plauen

 •    Erdgas Südsachsen GmbH, 

Chemnitz

 •    Freiberger Erdgas GmbH, 

Freiberg

 •   Gasversorgung Lahn-Dill 

GmbH, Wetzlar

 •   GEW Wilhelmshaven GmbH, 

Wilhelmshaven

 •    Harz Energie GmbH & Co. KG, 

Osterode am Harz

 •    Stadtwerke Ansbach GmbH, 

Ansbach

 •   Stadtwerke Bad Harzburg 

GmbH, Bad Harzburg

 •   Stadtwerke Wilhelmshaven 

GmbH, Wilhelmshaven

 •     Thüga Assekuranz Services 

München Versicherungs-

makler GmbH, 

München (V)

 •    Versorgungs- und Verkehrsge-

sellschaft Hannover mbH, 

Hannover

 •   Zwickauer Energieversorgung 

GmbH, Zwickau

*  Die Thüga Schadenausgleichskasse 

München VVaG ist keine Handelsge-

sellschaft im Sinne von § 100 Abs. 2 

Nr. 1 AktG

Ralf-Rüdiger Stamm

Fachbereichsleiter Ver- und Entsor-

gung ver.di, Bezirk Frankfurt am 

Main und Region

a) •   OVVG – Oberhessische Versor-

gungs- und Verkehrsgesell-

schaft mbH, Friedberg

 •   OVAG Oberhessische Versor-

gungsbetriebe AG, Friedberg

 •   Stadtwerke Frankfurt am Main 

Holding GmbH, 

Frankfurt am  Main 

b) •   FES Frankfurter Entsorgungs- 

und Service GmbH,

Frankfurt am Main 

 

Wolfgang Tröscher 

Teamleiter, Frankfurt am Main

a) keine

b) keine

Bernhard Vogt 

Bereichsleiter Marketing und 

Kommunikation, 

Frankfurt am Main

a) keine

b) keine

Harald Wagner

Gewerkschaftssekretär

a)  Stadtwerke Verkehrsgesellschaft 

Frankfurt am Main mbH, 

Frankfurt am Main 

b) keine

Thomas Wissgott 

Geschäftsführer ver.di,

Bezirk Frankfurt am Main und 

Region

a) •    Lufthansa Cargo Aktien-

gesellschaft, 

Frankfurt am Main

 •   Stadtwerke Frankfurt am Main 

Holding GmbH,

Frankfurt am Main

 •   Stadtwerke Verkehrsgesellschaft 

Frankfurt am Main mbH,

Frankfurt am Main

b) keine
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VORSTAND

Klaus Herzog

Oberbürgermeister, 

Aschaffenburg

Vorsitzender

Wilhelm Speckhardt

Bürgermeister, 

Eschborn

stellv. Vorsitzender

Horst Burghardt

Bürgermeister, 

Friedrichsdorf

Günter Dürr

Stadtverordneter, 

Frankfurt am Main

Bernd Ehinger

Präsident der Handwerks  -
kammer Rhein-Main,

Frankfurt am Main

Erhard Engisch

Bürgermeister, 

Kelsterbach

Hans Franssen

Bürgermeister,

Hattersheim am Main

Günter Frenz

Erster Kreisbeigeordneter,

Main-Kinzig-Kreis

Leonhard Helm 

Bürgermeister, 

Königstein

Hans-Jürgen Hielscher

Erster Kreisbeigeordneter,

Main-Taunus-Kreis

Thomas Horn

Bürgermeister, 

Kelkheim (Taunus)

Dr. Ursula Jungherr

Oberbürgermeisterin,

Bad Homburg v. d. Höhe

Claus Kaminsky

Oberbürgermeister, Hanau

Ulrich Krebs 

Landrat, 

Hochtaunuskreis

Wilhelm Kreß 

Bürgermeister, 

Kronberg im Taunus 

Roland Liebl

Prokurist der Thüga AG, 

München

Peter Mensinger

Ehrenamtlicher Stadtrat,

Frankfurt am Main

Bernd Müller

Bürgermeister, 

Mühlheim am Main

Herbert Pfennig

Mitglied des Vorstands 

der Frankfurter Sparkasse,

Frankfurt am Main

Dr. Ulrich Reuter

Landrat, 

Landkreis Aschaffenburg

Karl-Christian Schelzke

Geschäftsführender Direktor 

des Hessischen Städte- und 

Gemeinde bundes, 

Mühlheim am Main

Hans Scherr

Obermeister der Innung 

Sanitär Heizung Klima, 

Frankfurt am Main

Dr. Norbert Schraad 

Mitglied des Vorstands der

Landesbank Hessen-Thüringen,

Frankfurt am Main

Roland Seel

Bürgermeister, 

Schwalbach am Taunus

Georg Friedrich Sommer 

German Sector Head 

Managing Director

Dresdner Bank AG,

Frankfurt am Main 

Gisela Stang

Bürgermeisterin, 

Hofheim am Taunus

Dieter Zimmer 

Bürgermeister, 

Dreieich

Dr. Constantin Alsheimer 

Frankfurt am Main

a) keine

b) •    Biomasse-Kraftwerk Fechen-

heim GmbH, 

Frankfurt am Main (V) 

 •  ENAG/Maingas Energieanlagen 

GmbH (EMEG), 

Eisenach

 •  Erdgas Westthüringen Beteili-

gungsgesellschaft mbH, 

Bad Salzungen (V)

 •  Eisenacher Versorgungs-

betriebe GmbH, 

Eisenach 

 •  Gasgeräte- und -heizungs-

gesellschaft mbH, 

Frankfurt am Main

 •  Gasturbinen-Gesellschaft 

für Kalle Albert, 

Wiesbaden

 •  Gasversorgung Main-Kinzig 

GmbH, Gelnhausen

 •   Gasversorgung Main-Spessart 

GmbH, Aschaffenburg

 •    Gasversorgung Offenbach 

GmbH, Offenbach

 •   Gas-Union GmbH, 

Frankfurt am Main

 •   Hessenwasser GmbH & Co. KG, 

Groß-Gerau

 •   Hessenwasser Verwaltungs-

GmbH, Groß-Gerau (V)

 •   Oberhessische Gasversorgung 

GmbH, Friedberg

 •   Ohra-Hörselgas GmbH, 

Hörselgau

 •   Stadtwerke Dreieich GmbH, 

Dreieich

 •   Stadtwerke Hanau GmbH, 

Hanau

 •   Werragas GmbH, 

Bad Salzungen

Lothar Herbst 

Frankfurt am Main

a) keine

b) •   erdgas mobil Verwaltungs-

gesellschaft mbH, Essen

 •    Erdgas Westthüringen Beteili-

gungsgesellschaft mbH, 

Bad Salzungen

 •   Gasgeräte- und -heizungs-

gesellschaft mbH, 

Frankfurt am Main

 •  Gasversorgung Main-Kinzig 

GmbH, Gelnhausen (V)

 •   Gasversorgung Main-Spessart 

GmbH, Aschaffenburg

 •    Gasversorgung Offenbach 

GmbH, Offenbach

 •   Gas-Union GmbH, 

Frankfurt am Main *

 •  Oberhessische Gasversorgung 

GmbH, Friedberg 

 •   Stadtwerke Hanau GmbH, 

Hanau

 •  Werragas GmbH, 

Bad Salzungen

*  im Koordinierungsausschuss

Joachim Zientek 

Frankfurt am Main

a) keine

b) •    Biomasse-Kraftwerk Fechen-

heim GmbH, 

Frankfurt am Main

 •   ENAG/Maingas Energieanlagen 

GmbH (EMEG), 

Eisenach

 •    Erdgas Westthüringen Beteili-

gungsgesellschaft mbH, 

Bad Salzungen

 •   Gasgeräte- und -heizungs-

gesellschaft mbH, 

Frankfurt am Main (V)

 •    Gas-Union GmbH, 

Frankfurt am Main *

 •   Gasversorgung Main-Kinzig 

GmbH, Gelnhausen

 •  Gasversorgung Main-Spessart 

GmbH, Aschaffenburg (V)

 •   Gasversorgung Offenbach 

GmbH, Offenbach

 •   Hessenwasser Verwaltungs-

GmbH, Groß-Gerau

 •   Oberhessische Gasversorgung 

GmbH, Friedberg

 •    Ohra Hörselgas GmbH, 

Hörselgau

 •   Stadtwerke Dreieich GmbH, 

Dreieich

 •   Stadtwerke Hanau GmbH, 

Hanau **

 •   Südwestdeutsche Rohrleitungs-

bau GmbH, 

Frankfurt am Main

 •   Syneco GmbH & Co. KG, 

München

 •   Syneco Trading GmbH, 

München 

 •   Werragas GmbH, 

Bad Salzungen

*   im Aufsichtsrat sowie im Koordinie-

rungsausschuss (V)

** im Konsortialausschuss

BEIRAT IM JAHR 2008
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